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IJ. Einladung 


zum 


swälften weſtpreußiſchen Städtetage. 


Zu dem am Freitag, den 11. und Sonnabend, den 12. September d. J. zu Zoppot ſtattfindenden 
zwölften weſtpreußiſchen Städtetage beehren wir uns ganz ergebenſt einzuladen. 


Mehrlein-Graudenz, Stadtverordnetenvorſteher. Münsterberg - Danzig, Stadtverordneter. 
Elditt- Elbing, Oberbürgermeiſter. Würtz- Marienwerder, Bürgermeiſter. Hartwich -Culmſee, Bürgermeiſter. 
Müller -Dt. Krone, Bürgermeiſter. Dr. v. Wurmb - Zoppot, Bürgermeiſter. 


Tagesordnung 
für den zwölften weſtpreußiſchen Städtetag. 


1. Eröffnung des Städtetages. 
2. Geſchäftsbericht (Druckexemplar liegt bei) und geſchäftliche Mitteilungen (Abſchiedsſchreiben 
des Herrn Oberpräſidenten Delbrück, Exzellenz, vom 30. Oktober 1902). 

3. Rechnungslegung und Entlaſtungserteilung. 

4. Vortrag über Ausführung bezw. Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893. 
Berichterſtatter: Herr Bürgermeiſter Dembski-Dirſchau, 
Mitberichterſtatter: Herr Stadtrat Schuckert-Dirſchau. 

5. Empfiehlt ſich für kleinere Städte die Durchführung einer beſonderen Gemeindegrundſteuer 

nach dem gemeinen Werte des Grundbeſitzes? 

Berichterſtatter: Herr Stadtrat Mitzlaff-Danzig, 
Mitberichterſtatter: Herr Stadtverordneter Hennig-Schwetz — oder umgekehrt. 

6. Iſt der miniſterielle Armentarif von 1876 der Reviſion bedürftig? 

Berichterſtatter: Herr Bürgermeiſter Geißler-Schwetz, 

Mitberichterſtatter: Herr Stadtverordneter Hennig-Schwetz. 

„Anderung des Quartierleiſtungsgeſetzes für die bewaffnete Macht im Frieden, hinſichtlich der 
zweijährigen Befreiung neuer Gebäude. 

Berichterſtatter: Herr Bürgermeiſter Geißler-Schwetz, 

Mitberichterſtatter: Herr Stadtverordneter Hennig-Schwetz. 

8. Bericht der Kommiſſion zur Gründung eines Ruhegehaltskaſſenverbandes für die Kommunal- 
beamten. : 

Berichterſtatter: Herr Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 

9. Anregung des Herrn Landrates des Kreiſes Berent: Die Verhandlungen des weſtpreußiſchen 
Städtetages künftig den Landräten reſp. Kreisausſchüſſen der Provinz Weſtpreußen regel- 
mäßig zugehen zu laſſen. 

10. Falls Referenten gefunden werden, noch: Offerte der Schweizeriſchen Unfallverficherungs- 
| Aktiengeſellſchaft Winterthur über Gemeinde-Haftpflicht-Verficherung 2. 

11. Mitteilungen. 

12. Wahl des Vorſtandes. 

13. Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des nächſten Städtetages. 

14. Schluß des Städtetages. 


> 


Programm 
des zwölften weſtpreußiſchen Städtetages. 
2 و2‎ 
Donnerſtag, den 10. September. 
6 Uhr abends: Vorſtandsſitzung im Kurhauſe in Zoppot. 
Von 8 Uhr abends ab: Zwangloſes Beiſammenſein der ſchon anweſenden Mitglieder des 
Städtetages mit ihren Damen nebſt Gäſten im Hotel „Werminghoff!“. 
(Empfangnahme der Druckſachen für den Städtetag, Feſt- und Teilnehmerkarten). 
Freitag, den 11. September. 
9 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages im Saale des Kurhauſes. 


= Der 11½ und 12 ¼ Uhr Pauſe. 


Sodann: Fortſetzung der Beratung. 
Schluß ſpäteſtens 2 Uhr. 
Während der Sitzung werden einige Herren des Komitees die Damen herumführen. 
Verſammlung der Damen 10 Uhr in der nördlichen Glasveranda im Kurgarten. 
2 Uhr nachmittags: Fahrt nach dem Walde mit Damen. 
(Großer, kleiner Stern, Spaziergang nach dem Gaisberg, zurück nach der Kaiſerhöhe). 
4½ Uhr: Abfahrt nach den Hotels. | 
6 Uhr nachmittags: Gemeinſchaftliches Eſſen im Kurhaus mit Damen (Gedeck 3 Mk. ohne Wein). 
8½ Uhr abends: Feuerwerk. = 
Sonnabend, den 12. September. | 
Sofern die Beratungsgegenſtände am erſten Tage erledigt werden: ) 
10 Uhr vormittags: Beſichtigung des großen Seebades. 
11 Uhr vormittags: Dampferfahrt (Bewirtung auf dem Dampfer). Nach der Dampferfahrt 
gegen 4½ Uhr gemeinſchaftliches Eſſen im Hotel „Werminghoff“ mit Damen. (Gedeck 
1,75 Mk. ohne Weinzwang). 
8 ¼ Uhr abends: Réunion im Kurhaus. 
Sonntag, den 13. September. 
Von 11 Uhr ab großes Konzert im Kurgarten. 
Nachmittags Ausflüge mit Damen in die Umgegend nach Verabredung. 
Die Teilnahme der Damen an den geſamten Feſtlichkeiten, außer an den Beratungen, iſt ſehr 
erwünſcht. 
Den Teilnehmern des Städtetages nebſt ihren Familien werden bereits vom 5. September d. J. 
ab folgende Vergünſtigungen gewährt werden: 
a) Erlaß der Kurtaxe, 
b) freier Eintritt zu den Konzerten im Kurgarten. 
An Hotels zur Unterkunft der Teilnehmer und Gäſte des Städtetages werden in Zoppot empfohlen: 


das Kurhaus, das Hotel Kaiſerhof, 

das Hotel Werminghoff, das Hotel Pommerſcher Hof, 
das Hotel Haueiſen, das Viktoriahotel, 

das Strandhotel, das Hotel Zoppoter Hof. 


Mit dieſen Hotels iſt die Verabfolgung von Nachtquartieren zum Preiſe von 2 Mk. vereinbart. 
Diesbezügliche Anmeldungen werden entweder direkt oder 3 Tage vorher an Herrn Ratsherrn 
Gildemeiſter⸗Zoppot erbeten. 


> > — 


*) Sollte dies nicht zutreffen, ſo wird der Beginn der Beſichtigung pp. auf eine ſpätere Stunde verſchoben. 


II. Derzeichnis der Teilnehmer 


an dem 


zwölften Städtetage der Provinz Weſtpreußen in Zoppot 1903. 


Amtliche Stellung 
bezw. 
Stand des Vertreters. 


Bürgermeiſter. 1 
Stadtverordnetenvorſteher. 


ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Stadtkämmerer. 


Stadtälteſter. 

Stadtrat. 

Stadtrat. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Stadtverordneter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtrat. I 
Stadtverordnetenvorſteher. 


ſtellvertr. Stadtwerordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 

Stadtrat. 

Stadtrat. 
Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. ne 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 


Erſter Bürgermeiſter. 
Stadtrat und Kämmerer. 
Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Vertreten durch 


Name. 


Partikel 
Gottſchalke. 
Kallmann. 


von Goſtomski. 


Kannowski 


Gronau 
Mitzlaff 
Schneider. 
Keruth 
Münſterberg 
Davidſohn 
Karow 


Dembski 
Schuckert 
Raabe ; 
21110011[06 . 
Sauſſe 
Axt 
Tießen 
Reimer. 
Pudor 
Unger 


Orga 
Seefeld. 


Naumann. 


Nicolai. 


Kühnaſt . 
Dr. Deichen 
Mehrlein 
Biron 
Scheffler 


Hempel. 


Deditius 


Dr. Müller. 


Name der Stadt. 


Berent 


Briefen . 


Danzig . 


Dirſchau 


Elbing 


Dt. Eylau 


Freyſtadt 


Garnſee 


Sraudenz . 


Jaſtrow 


Konitz 


=] 


Amtliche Stellung 
bezw. 


Stand des Vertreters. 


Stadtverordnetenvorſteher. 
Beigeordneter. 


Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtrat. 
Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 

Beigeordneter. : 
Stadtverordnetenvorſteher. 

ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Ratmann. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 
ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Beigeordneter. 
Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 


Stadtrat. 
Stadtverordnetenvorſteher. 
Stadtverordneter. 
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Vertreten durch 


Namel der Stadt. 


Name. 

12. | Dt. Krone . . Garms. 
Brieſe 

13. Kulm . . . | Xiebetanz . 

14. | Kulmſee .. Hartwich 

15. [Lautenburg . .. Jung 

16. Leſſen . . Chroszielewski . 

17. Löbau . .| Sue... 
Goldſtandt 

18. Marienburg. . .. Born 
Krueger 
Janke 

19. Marienwerder. . . . Rürb 
Dous 
Böhnke 
Dr. Schrod . 

20. | Mewe . . 20111 . 
Obuch 

21. | Neumark . . | Liedfe 
Lange 

22. | Neuenburg .. Buchhorn. 
Engelien 
Lau 

23. Neuſtadt . . Trauthan. 
Burau 
Block. 

24. Putzig Templin 

25 Rieſenburg . . Reimann 

26. | Rojenberg . - | Hermsdortf 

27. | Schöneck . . I Coo 

28. Schwetz . . Geißler. 

29. Pr. Stargard . . Arndt | 
Münchau . 
Klawitter .. 


Amtliche Stellung 
Nr. Name der Stadt. Vertreten durch bezw. 


Stand des Vertreters. 


Name. 

30. | Suhr ........ [Brote NReigeordneter 
Grunenberg. .... Stadtverordneter. 

31. Tiegen hoff... .. Foerſter. . ...] Bürgermeiſter. 1 

| Froee .. .. Stadtverordnetenvorſteher. 

32. Thorn. . Stachow itz. ... Bürgermeiſter. 
Bocthie . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorſteher. 

33. Tuchel [ Wagner ] Bürgermeiſter. : 
tue. . . 2. . . . . .. Stadtverordnetenvoriteher. 

34. | Vandsburg . . .| Piper ...... . .. Bürgermeifter. 

35. | Bempelburg . . . . . .. Saalmann . ... Bürgermeiſter. 

36. | Zoppot. Dr. von Wurmb. . .. Bürgermeiſter. 
Dr. Wannow . ... Stadtverordnetenvorſteher. 
Witt. Stadtverordneter. 
Karpinsk l.. Stadtverordneter. 
Haueiſeen .. . Stadtverordncter. 
Bielefeldt... . . Ratsherr. 
Albrecht... .. Ratsherr. 


Ehrengäſte. 


Herr Regierungspräſident von Jarotzky-Danzig. 
Herr Regierungsrat Wex-Danzig. 
Herr Landrat Graf Keyſerlingk-Neuſtadt Weſtpr. 


III. Verhandlungen 


des 


zwölften weſtpreußiſchen Städtetages zu Zoppot 


am 


11. September 1903. 


0 


Nach ſtenographiſcher Aufzeichnung. 


سس جه 


Freitag, den 11. September 1903, — Saal des Kurhauſes in Zoppot, 
9¼ Ahr vormittags. 


Meine Herren! Als der weſtpreußiſche Städtetag 
im vorigen Jahre in Graudenz tagte, ſtand an der Spitze 
der Provinz noch der Mann, der mit Recht der Vater 
der Provinz genannt wurde, Se. Exzellenz der Herr 
Oberpräſident von Goßler. Wenn wir heute ſeiner 
gedenken, ſo erfüllen wir damit nicht nur eine Pflicht, 
ſondern wir wollen damit zugleich Ausdruck geben der 
innigſten Verehrung, der herzlichſten Dankbarkeit, welche 
die weſtpreußiſchen Städte ihm im hohen Grade 
ſchulden und die wir ihm ſtets bewahren werden. Ich 
bitte Sie, meine Herren, Jd zum Andenken an den 
verſtorbenen Oberpräſidenten von den Sitzen zu er— 
heben. (Gejchieht). 

Meine Herren, mir liegt noch die Pflicht ob, die 
Herren Ehrengäſte zu begrüßen. Wir haben Ein— 
ladungen geſchickt an den Herrn Oberpräſidenten, den 
Herrn Landeshauptmann, die beiden Herren Re— 
gierungspräſidenten, den Herrn Landrat des Kreiſes 
Neuſtadt und den Herrn Landrat des Kreiſes Danzig. 
Mehrere dieſer Herren ſind leider verhindert — meiſt 
durch Urlaub —, wir haben aber die Freude, den 
Herrn Regierungspräſidenten von Jarotzky, den 
Kommunaldezernenten der Regierung, Herrn Re— 
gierungsrat Wer und deu Herrn Landrat des Neu— 
ſtädter Kreiſes Herrn Graf Keyſerlingk bei uns zu 
begrüßen. Ich heiße die Herren im Namen des 
Städtetages willkommen und ſpreche Ihnen den ver— 
bindlichſten Dank dafür aus, daß ſie durch ihr Er— 
ſcheinen Intereſſe für unſere Beſtrebungen bekunden. 

Regierungspräſident von Jarotzy: Meine Herren! 
Geſtatten Sie mir zunächſt herzlich zu danken für die 
freundliche Einladung, die mir von Seiten des Vor— 
ſtandes geſchickt worden iſt und die freundliche Be— 
grüßung, die der Herr Vorſitzende eben an uns gerichtet 
hat, und daß ich gleichzeitig das Bedauern Sr. Exzellenz 
des Herrn Oberpräſidenten ausſpreche, dem es leider 
nicht möglich iſt, wie er es eigentlich beabſichtigt hatte, 
dem Städtetage beizuwohnen. Ich freue mich umſo— 
mehr, Ihrer Einladung zu folgen, als ich heute zum 
erſten Male Gelegenheit habe, an dem weſtpreußiſchen 
Städtetage teilzunehmen. Die Städte des meiner Bers 
waltung anvertrauten Regierungsbezirks habe ich zu 


Stellvertretender Vorſitzender, Stadtverordneten- 
vorſteher Hehrlein-Graudenz: Meine Herren! Ich ers 
kläre den zwölften weſtpreußiſchen Städtetag für er— 
öffnet. Ich bitte die Herren vom Vorſtande hier an 
dieſem Tiſche Platz zu nehmen. Das iſt geſchehen 
und damit iſt das Bureau konſtituiert. Die Redner— 
liſte wird zu meiner Rechten Herr Bürgermeiſter 
Würtz, das Protokoll zu meiner Linken Herr Bürger— 
meiſter Hartwich führen. Die ſich meldenden Redner 
bitte ich, ſich der Zettel zu bedienen, die hier auf dem 
Tiſche liegen, ferner bitte ich alle Teilnehmer, ſich in 
die Präſenzliſte einzutragen, die hier ausliegt. 

Ehe wir in die Verhandlungen eintreten, wollen 
wir altem Brauche gemäß unſeres verehrten Landes— 
herrn gedenken. Ich bitte Sie mit mir einzuſtimmen 
in den Ruf: Seine Majeſtät, unſer allergnädigſter 
Kaiſer und König Wilhelm II. lebe hoch! hoch! hoch! 
(Die Anweſenden haben ſich erhoben und ſtimmen 
dreimal lebhaft in den Ruf ein). 

Es iſt ſtets bei Gelegenheit des Städtetages an 
Seine Majeſtät ein Huldigungstelegramm abgeſandt 
worden. Auch jetzt iſt ein ſolches aufgeſtellt worden. 
Es lautet: 

An Seine Majeſtät den Kaiſer und König. 

Die in Zoppot verſammelten Vertreter der 
weſtpreußiſchen Städte ſenden Euer Majeſtät in 


Treue und Liebe ehrerbietigen Gruß und 
Segensruf. 


Der weſtpreußiſche Städtetag. 
Ich nehme an, daß Sie der Faſſung und der 
Abſendung zuſtimmen.!) Ich ſtelle das felt. 


1) Auf dieſes Huldigungstelegramm lief noch am Tage 
der Abſendung eine drahtliche Antwort ein, die während des 
Feſtmahles verleſen wurde. Die Antwort lautet: 

Weſtpreußiſcher Städtetag 
Zoppot. 
Seine Majeſtät der Kaiſer und König laſſen den 

Vertretern der weſtpreußiſchen Städte für den treuen 

Gruß vielmals danken. 

Auf Allerhöchſten Befehl: 
Der geheime Kabinetsrat. 
von Lucanus. 


Beſuche beehren — und wir hoffen, es geſchieht recht 
bald — Ihnen beweiſen, daß wir weder raſten noch 
roſten. Dagegen erhoffen wir, wenn anders der Himmel 
ein Einſehen hat und ſeine liebe Sonne ſcheinen läßt, 
dank der günſtigen Lage Zoppots die Tage, die Sie 
hier verleben, recht abwechslungsreich ausfüllen zu 
können. Wenigſtens haben wir mit aller Sorgfalt das 
Vergnügungsprogramm ausgearbeitet, und alle Kreiſe 
der Bürgerſchaft ſind bemüht, Ihnen den Aufenthalt 
hier ſo ſchön wie möglich zu geſtalten. So wünſche 
ich denn von Herzen, daß Ihnen dieſer Städtetag in 
recht angenehmer Erinnerung bleiben möge und heiße 
Sie im Namen der Stadt Zoppot herzlich willkommen. 
(Beifall). 

Vorſitzender: Ich darf wohl in Ihrer aller Namen 
dem Herrn Bürgermeiſter von Zoppot verbindlichen 
Dank ausſprechen für die freundlichen Begrüßungs— 
worte, die er an uns gerichtet hat. Das Programm 
des diesjährigen Städtetages zeigt Ihnen ja, was 
unſer wartet, und ich bin ſicher, daß wir in dieſer 
Beziehung in Zoppot alle ſehr zufrieden ſein werden. 

Wenn Sie mich, den ſtellvertretenden Vorſteher 
des weſtpreußiſchen Städtetages die Leitung führen 
ſehen, ſo wiſſen Sie ja alle, es hat ſeinen Grund 
darin, daß unſer bisheriger verehrter Vorſitzender zu 
einem höheren Amte berufen, zum Oberpräſidenten der 
Provinz auserſehen iſt. 

Ich verleſe hier ein Schreiben des gegenwärtigen 
Herrn Oberpräſidenten vom 30. Oktober v. J. Darin 
heißt es: 

„Nachdem ich zum Oberpräſidenten der Provinz 

Weſtpreußen ernannt und die Geſchäfte des 

Oberbürgermeiſters der Stadt Danzig nieder- 

gelegt habe, bin ich genötigt, auch meinen Sitz 

im Vorſtande des weſtpreußiſchen Städtetages 

und den mir übertragenen Vorſitz in demſelben 

hiemit niederzulegen.“ 

„Ich möchte indeſſen nicht ohne ein Wort des 
Abſchieds von dem Vorſtande des Städtetages, 
dem ich 6 Jahre lang angehört habe, ſcheiden 
und benutze dieſe Gelegenheit, um meinen 
Kollegen im Vorſtande für die freundliche Unter— 
ſtützung, die ich bei ihnen ſtets gefunden habe, 
herzlich zu danken und zu verſichern, daß ich 
mich meiner Tätigkeit als Vorſitzender des weſt— 
preußiſchen Städtetages mit beſonderer Freude 
erinnern werde.“ 

Ich habe mir erlaubt, damals an den Herrn 
Oberpräſidenten Folgendes zu ſchreiben: 

„Euer Exzellenz haben infolge Ernennung zum 

Oberpräſidenten der Provinz Weſtpreußen mit 

Schreiben vom 30. Oktober d. J. die Mitglied: 

ſchaft und den Vorſitz im weſtpreußiſchen Städte— 

tage niedergelegt. Von dieſer leider zu er— 
wartenden Mitteilung haben wir mit dem leb— 
hafteſten Bedauern Kenntnis genommen. 

Für die in demſelben Schreiben an uns ge— 
richteten ſo freundlichen Abſchiedsworte ſprechen 
wir hiermit ergebenſten Dank aus. Der Weſt— 
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meiner Freude bereits alle kennen gelernt, umſomehr 
freue ich mich heute mit den Vertretern dieſer Städte 
zuſammen zu ſein, gleichzeitig kennen zu lernen die Ver— 
treter der Städte des anderen weſtpreußiſchen Regierungs⸗ 
bezirks und beiwohnen zu können dem gegenſeitigen 
Austauſch der Meinungen und Erfahrungen. Ich darf 
mich mit einem gewiſſen Recht als zu Ihnen gehörig 
betrachten, denn ich bin als Landrat bereits Vorſteher 
eines kommunalen Bezirks geweſen und habe grade die 
kommunale Seite meines Amtes geſchätzt und in der 
Erfüllung der kommunalen Aufgaben des Kreiſes be— 
ſondere Befriedigung gefunden. Ich bin durch einen 
beſonderen Glückzufall kommiſſariſch auch ſchon früher 
Vorſteher einer Stadtgemeinde geweſen, und wenn 
dieſes Gemeinweſen auch ſehr klein war, ſo iſt doch 
die dort verlebte Zeit für mich mit den angenehmſten 
Erinnerungen verbunden. 


Wir bewegen uns in einem Zeitabſchnitt, der 
leider einen wenig günſtigen Ausblick auf die wirtſchaft— 
liche Lage geſtattet. Der Druck, welcher auf manchen 
Gebieten des deutſchen Erwerbslebens, namentlich hier 
im Oſten, ſeit längerer Zeit laſtet, kaun noch nicht als 
gehoben betrachtet werden. Elementare Ereigniſſe, die 
auch unſere Provinz vor kurzem heimgeſucht haben, 
haben auch die weſtpreußiſchen Städte vielfach in its 
leidenſchaft gezogen. Aber wir brauchen deshalb nicht 
die Flinte ins Korn zu werfen. 

„Verzagen iſt Unkraut, reißt es heraus! 

Mut, Kraft und Arbeit gründen das Haus.“ 

Dieſes Dichterwort müſſen wir uns vor Augen 
halten und müſſen alles daran ſetzen, die Kräfte der 
Städte zu ſammeln, damit die beſſere Zeit, die wir 
erhoffen, bald hereinbricht. Das iſt mein Wunſch, mit 
dem ich den Städtetag begrüße. Ich wünſche, daß 
Ihre Verhandlungen einen gedeihlichen Verlauf nehmen 
und Ihre Entſchließungen gekrönt ſein mögen von 
günſtigem Erfolge für die weſtpreußiſchen Städte, für 
die Provinz und für das geſamte Vaterland. (Beifall). 

Bürgermeiſter Dr. von Wurmb-Zoppot: Meine 
Herren! Im Namen der Stadt Zoppot geſtatte ich 
mir herzlichen Dank dafür auszuſprechen, daß der 
zwölfte weſtpreußiſche Städtetag in unſern Mauern 
gefeiert wird. Zoppot als jüngſte der weſtpreußiſchen 
Städte iſt damit einer hohen Ehre gewürdigt worden, 
und wir alle wiſſen dieſe Ehre voll zu ſchätzen. Ob— 
wohl erſt ſeit wenig über Jahresfriſt Stadt, hat Zoppot 
doch ſchon regen Bürgerſinn entwickelt und arbeitet mit 
allem Eifer daran, ſeine Verwaltung und ſeine Ein— 
richtungen den Fortſchritten der Zeit gemäß zu geſtalten 
unter ſelbſtverſtändlicher Berückſichtigung der Steuer— 
kraft ſeiner Bürger. Wenn wir Ihnen auch nicht ſo 
ſchöne Anlagen wie im vorigen Jahre Graudenz vor 
Augen führen können, ſo werden doch diejenigen Herren, 
die Zoppot von früher her kennen, meinen Ausſpruch 
von vorhin voll beſtätigen. Eine Einrichtung wenigſtens, 
die bisher unübertroffen iſt, werden wir Ihnen morgen 
vor Augen führen, unſer neues großes Seebad. Im 
übrigen werden zumeiſt wir ſelber aus Ihren Ver⸗ 
handlungen neue Anregungen ſchöpfen können und 


ſchöpfen müſſen, und wenn Sie uns wieder mit Ihrem 
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wählt werden. Es erfolgt kein Widerſpruch. Die 
Herren wollen die Rechnung prüfen und uns gegen 
Schluß der Sitzung darüber Bericht erſtatten. 

Ehe wir weiter gehen, möchte ich mitteilen, daß 
Herr Hennig -Schwetz, der bei Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung als Mitberichterſtatter aufgeführt iſt, außer⸗ 
ſtande geweſen iſt, ſchon heute herzukommen. Schwetz 
bekommt große Einquartierung, und Herr Hennig iſt 
aus geſchäftlichen Rückſichten behindert, jetzt ſchon hier 
zu ſein. Er wird heute abend kommen und hat mich 
erſucht, den Punkt 5 auf die morgige Tagesordnung 
zu ſetzen. Der Vorſtand war der Meinung, daß einſt— 
weilen Ihnen der Vorſchlag gemacht werden ſollte, den 
Punkt 5 hinter Punkt 7 zur Erledigung zu bringen, 
und ſollte die Tagesordnung heute nicht jo weit forts 
ſchreiten, dies morgen zu tun. Nun iſt Herr Hennig 
allerdings auch noch Mitberichterſtatter bei den Punkten 
6 und 7, aber Herr Bürgermeiſter Geißler hat mir mit— 
geteilt, daß bei dieſen beiden Punkten Herrn Hennigs 
Gegenwart nicht unbedingt erforderlich iſt, ſodaß wir dieſe 
beiden Gegenſtände auch ohne Herrn Hennig wohl 
zu Ende beraten könnten. Alſo, wenn kein Widerſpruch 
erfolgt, nehme ich an, daß Sie mit der Verlegung von 
Punkt 5 der Tagesordnung einverſtanden ſind. Es 
erfolgt kein Widerſpruch; ich ſtelle Ihr Einverſtändnis feſt. 

Es folgt Punkt 4 der Tagesordnung: 
Vortrag über Ausführung bezw. Abänderung des 

Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893. 

Berichterftatter Bürgermeiſter Dembski⸗Dirſchau: 
Meine Herren! Diejenigen von Ihnen, welche die 
Städtetage ſeit längeren Jahren beſucht haben, werden 
wiſſen, daß, als ſeinerzeit der Entwurf zu dieſem Ge— 
ſetze bekannt gegeben wurde, ein außerordentlicher 
Städtetag einberufen worden it, daß auf dieſem Städte— 
tage die verſchiedenartigſten Abänderungsanträge ge— 
ſtellt wurden, und daß beſonders der Umſtand ſchmerz— 
liches Bedauern veranlaßte, daß die Steuerverteilung 
auf die einzelnen Steuerarten, d. h. auf Perſonal- und 
Realſteuer durch das Geſetz ziemlich feſtgelegt war. 
Man befürchtete damals eine Überlaſtung der unbeweg— 
lichen Werte und war dem geſetzgeberiſchen Gedanken, 
daß diejenigen Objekte beſonders herangezogen werden 
müßten, die durch die Veranſtaltungen der Gemeinden 
eine Werterhöhung erfahren, noch nicht freundlich geſinnt. 
Im Laufe der Zeit, nachdem das Geſetz jetzt zehn 
Jahre funktioniert, hat ſich in dieſer Beziehung die 
Meinung an manchen Stellen gewandelt. Es iſt aus 
manchem, der früher ſcharf kämpfte gegen die Belaſtung 
des Grundbeſitzes ein Freund dieſer Einrichtung qez 
worden, wenn auch in beſchränktem Maße. Außer 
dieſem neuen Gedanken, der in dem Geſetze zum Aus— 
druck kam, iſt ja das ganze Verhältnis der Gebühren 
und Beiträge auf eine geſetzliche Baſis geſtellt. Auch 
hier lagen eine Menge Abänderungsanträge vor, die 
aber, wie wir wiſſen, unberückſichtigt geblieben ſind. 
Wir haben geſehen, daß ſich mit dem Geſetz ganz gut 
leben läßt, und es liegt mir fern, Ihnen die Blüten⸗ 
leſe jener Abänderungsanträge von neuem vor Augen 
zu führen. 


preußiſche Städtetag wird ſtets eingedenk bleiben 

der umſichtigen Leitung und erfolgreichen Tätig— 

keit ſeines bisherigen Vorſitzenden. 

Darüber aber, daß Euer Exzellenz uns und 
der Provinz als deren oberſter Leiter verbleiben, 
geben wir unſerer Freude noch beſonderen Aus— 
druck und bitten Euer Exzellenz wir gehorſamſt, 
auch fernerhin von bedeutungsvollerer Stelle 
aus den weſtpreußiſchen Städten Fürſorge und 
Wohlwollen zu Teil werden zu laſſen.“ 

Meine Herren, Sie ſind ſicherlich mit mir der 
Meinung, daß wir dieſen letzten Paſſus aus vollem 
Herzen und mit vollem Vertrauen wiederholen können. 
Wir können ſicher ſein, daß der jetzige Herr Ober— 
präſident, den wir ja früher einen der unſrigen nennen 
konnten, mit derſelben Sorgſamkeit und Fürſorge wie 
bisher auch in Zukunft für die weſtpreußiſchen Städte 
eintreten wird. 

Der Vorſtand hat ſich erlaubt, an den Herrn 
Oberpräſidenten, der leider verhindert iſt, an unſern 
Beratungen teilzunehmen, folgendes Telegramm?) auf— 
zuſetzen: 

An 

Se. Exzellenz, den Oberpräſidenten der Provinz 

Weſtpreußen Herrn Delbrück, Danzig. 
Unſerm Vorſitzenden vieler Jahre ſenden wir in 
außerordentlicher Verehrung und Dankbarkeit 
unſeren Gruß mit dem Wunſche, Ew. Exzellenz 
möge auch fernerhin unſere Beſtrebungen mit 
Ihrer fördernden Teilnahme unterſtützen. 

Der weſtpreußiſche Städtetag. 

Wenn kein Widerſpruch erfolgt, nehme ich an, 
daß die Herren mit der Faſſung und mit der Ab— 
ſendung einverſtanden ſind. Ich ſtelle das feſt. 


Wir kommen jetzt zu Punkt 2 der Tagesordnung: 
Geſchäftsbericht. 


Der Geſchäftsbericht iſt in Ihren Händen. Es 
erübrigt ſich wohl, daß ich ihn verleſe. Wünſcht 
jemand das Wort dazu? Das iſt nicht der Fall. 
Dann nehme ich an, daß die Mitglieder mit dem In- 
halte dieſes Geſchäftsberichts einverſtanden ſind. 


Wir kommen zu Punkt 3: 
Rechnungslegung. 


Die Rechnung iſt ordnungsmäßig gelegt von 
unſerem Mitgliede des Vorſtandes Herrn Kommerzien— 
rat Münſterberg. Es wird vom Vorſtande vorge— 
ſchlagen, daß zur Prüfung der Rechnung die Herren 
Stachowitz-Thorn und Dr. Wannow-Zoppot ers 


*) Auch auf dieſes Telegramm lief noch am 11. Sep⸗ 
tember eine drahtliche Antwort ein, die während des Feſt— 
mahles verleſen wurde. Die Antwort lautet: 

Weſtpreußiſcher Städtetag 
Zoppot. 

Dem Städtetage danke ich herzlich für feinen freund— 
lichen Gruß. Ich werde mich unſerer gemeinſamen Arbeit 
ſtets gern erinnern und meine alten Freunde und 
Kollegen, wo ich kann, unterſtützen. 

Delbrück. 
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völkerung aber leiden unter dem gegenwärtigen Zu— 
ſtande außerordentlich. Die Judikatur des Ober— 
verwaltungsgerichts iſt recht eigentümlich. Trotzdem 
in dem Kommunalabgabengeſetz ausdrücklich ſteht, daß 
die Steuerpflicht der Fortziehenden erſt erliſcht mit 
dem Ablaufe des Monats, in welchem der Wohnſitz, 
Sitz oder Aufenthalt tatſächlich aufgegeben worden iſt, 
oder bei nicht erfolgter Abmeldung erſt mit dem Ab— 
laufe des folgenden Monats, trotzdem alſo die Steuer: 
pflicht bis dahin fortbeſteht, wo ſich der Fortgezogene 
tatſächlich abmeldet, hält das Oberverwaltungsgericht 
den Ausdruck des Geſetzes nicht für prägnant genug, 
um darin eine Anderung des bisherigen Rechtszuſtandes 
zu ſehen, ergiebt ſich für das Oberverwaltungsgericht 
aus dieſem feſtgelegten Fortbeſtehen der Steuerpflicht 
noch nicht die Abſicht des Geſetzgebers, an dem vor— 
herigen Zuſtande etwas geändert zu haben. In Städten, 
die im Verhältnis zu ihrer Zivilbevölkerung einen ſehr 
ſtarken Prozentſatz von Beamten in ſich bergen, z. B. 
in Dirſchau, wo gegen 900 Beamtenfamilien ſind, bei 
denen insbeſondere der 1. Juli ein beliebter Ver— 
ſetzungstermin iſt, — in ſolchen Städten kommt es in 
jedem Jahr in einer ganzen Anzahl von Fällen vor, 
daß man für das dem Verſetzungstermin voraus- 
gehende Vierteljahr die Steuer nicht mehr einziehen 
kann. Aber ſelbſtverſtändlich gilt das nicht nur von 
Beamten, ſondern von jedem anderen Steuerpflichtigen, 
der den Ort verläßt. Es iſt eigentümlich, wie das 
Oberverwaltungsgericht das Erlöſchen der Steuerpflicht 
auffaßt. Im gewöhnlichen Wortgebrauch verſteht man 
unter Steuerpflicht doch etwas anderes als es in der 
Rechtsſprechung des Oberverwaltungsgerichts zum Aus- 
druck gekommen iſt. Der Steuerpflicht des Gemeinde— 
angehörigen muß das Beſteuerungsrecht der Gemeinde 
und das Recht zur Einziehung der Steuer bis zum 
Zeitpunkte des Erlöſchens der Steuerpflicht gegenüber— 
ſtehen, auch wenn der Steuerpflichtige inzwiſchen ſeine 
Gemeindeangehörigkeit durch Aufgabe des Wohnſitzes, 
Sitzes, Aufenthaltes, Veräußerung des Grundſtückes 
bezw. Aufgabe des Betriebes von Handel, Gewerbe 
oder Bergbau gelöſt hat. Die Steuerpflicht ſtellt die 
Gegenleiſtung des Steuerzahlers für die Teilnahme 
an den Gemeindeeinrichtungen dar, qualifiziert ſich 
mithin als eine Schuld gegenüber der Gemeinde. Wie 
dieſe Schuld nun plötzlich erlöſchen ſoll durch den 
Wechſel des Aufenthaltes, iſt nicht erſichtlich. Wenn 
das Oberverwaltungsgericht ſich auf dieſen Stand— 
punkt ſtellt, ſo iſt dieſes eine Auslegung des Geſetzes, 
die das Geſetz auf des Meſſers Schneide legt, die 
allerdings Zeugnis ablegt von der Gewiſſenhaftigkeit 
der Verwaltungsrichter, die eine klare geſetzliche Bors 
ſchrift für die Annahme einer Anderung des bisherigen 
Rechtszuſtandes nötig zu haben glauben, die aber dem 
allgemeinen Rechtsbewußtſein nicht entſpricht. 

Ich habe die verſchiedenen Entſcheidungen durch⸗ 
geſehen und gefunden, daß das gleiche Verhältnis, das 
hier in der engeren Gemeindebeſteuerung zu Tage tritt, 
auch in Bezug auf die Kreisbeſteuerung vorliegt. So 
iſt z. B. der Fall vorgekommen, daß ein Ritterguts⸗ 
beſitzer, der im September noch nicht ſeine Steuer- 


Dasjenige, was mich zu meinem Referat perz 
anlaßt hat, liegt auf dem Gebiete der zeitlichen Bes 
grenzung der Steuerpflicht und der damit in Verbindung 
ſtehenden Möglichkeit der Einziehung von Steuern für 
eine Zeit, wo der Steuerpflichtige an den Gemeinde— 
einrichtungen teilgenommen hat. 


Sie kennen ja die Beſtimmungen des § 60 des 
Kommunalabgabengeſetzes der von dem Beginn und 
dem Erlöſchen der Steuerpflicht handelt. Es heißt da 
u. a. unter Nr. 2: 

Die Steuerpflicht erliſcht: 

b) durch das Aufgeben des Wohnſitzes, Sitzes 
oder Aufenthalts mit dem Ablaufe des 
Monats, in welchem der Wohnſitz, Sitz oder 
Aufenthalt tatſächlich aufgegeben worden iſt, 
ſofern jedoch bis zu dieſem Zeitpunkte der 
Gemeindebehörde hiervon keine Anzeige er— 
ſtattet iſt, erſt mit dem Ablaufe des folgenden 
Monats; 

c) durch die Veräußerung des Grundvermögens 
bezw. die Einſtellung des die Steuerpflicht 
bedingenden Betriebes von Handel oder Ge— 
werbe einſchließlich des Bergbaues mit dem 
Ablaufe des Monats, in welchem die Bers 
äußerung bezw. die Einſtellung des Betriebes 
erfolgt iſt. 

Nun ſollte man glauben, daß man nach dem 
eigentlichen Sinne der Geſetzgebung in der Lage wäre, 
von Steuerpflichtigen für diejenige Zeit, in der ſie 
tatſächlich an den Gemeindeeinrichtungen teilgenommen 
haben, auch die Steuer einziehen zu können, ſelbſt 
dann, wenn ſie die Gemeinde bereits verlaſſen haben. 
Das it aber nach der Judikatur des Oberverwaltungs— 
gerichts unmöglich, denn das Oberverwaltungsgericht 
hält die Einziehung von Steuern für dieſen Zeitraum 
dann für unberechtigt, wenn demjenigen, der ſeine Be— 
ziehungen zu der Gemeinde gelöſt hat, nicht bereits 
vor feinem Abgange aus der Gemeinde die Steuer— 
zuſchrift, das Heranziehungsſchreiben, behändigt iſt. So 
kommt es, daß jemand, der, um ein Beiſpiel anzu⸗ 
führen, im Monat Juni oder Anfangs Juli fortzieht, 
aber bis dahin noch nicht in dem Beſitz der Steuer: 
zuſchrift geweſen iſt, an dem neuen Wohnorte nicht 
mehr von der alten Gemeinde für die Zeit ſeines 
dortigen Aufenthaltes beſteuert werden kann. Er hat 
April, Mai, Juni über an den Gemeindeeinrichtungen 
teilgenommen, ſeine Steuerpflicht erliſcht erſt mit dem 
Ablaufe des Abgangsmonats und trotzdem beſteht keine 
Möglichkeit, die rückſtändige Steuer von ihm einzu— 
treiben. Die Gemeinden ſind kaum in der Lage, vor 
Ende Juni, ja bisweilen nicht vor Mitte Juli ihre Bers 
anlagungsarbeiten fertig zu ſtellen, da ihnen das 
Material über die Staatsſteuererhebung zumeiſt erſt 
Ende Mai zugeht. Je größer die Veranlagungsarbeit 
an Tih Hf, deſto längere Zeit vergeht, bis die Steuer— 
liſten ausgelegt und die Steuerzuſchriften behändigt 
werden können. Bei Städten mit ſtabiler Bevölkerung, 
bei denen es nur ausnahmsweiſe vorkommt, daß 
jemand wegzieht, iſt die Sache allerdings von geringer 
Bedeutung, die Städte mit ſtark wechſelnder Bes 
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Gegenüber den Endurteilen des zweiten Senates 
des Oberverwaltungsgerichtes vom 22. Februar 
1896 — Rep. II. C 286/95 — und vom 
4. Dezember 1897 — Rep. II. C. 116/97 — 
(ſiehe Band 29 Seite 21 und Band 32 Seite 37 
der Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichtes) 
muß das Beſteuerungsrecht der Gemeinden er— 
weitert werden. 

Steuerpflichtige, welche ihre bisherige Ge— 
meindezugehörigkeit durch Aufgabe des Wohn: 
ſitzes (Sitzes, Aufenthaltes), Veräußerung des 
Grundvermögens, Aufgabe des ſteuerpflichtigen 
Handels-, Gewerbe- oder Bergbaubetriebes löſen, 
müſſen auch in ihren neuen Gemeinden noch 
dem Beſteuerungsrecht der bisherigen Gemeinde 
unterworfen ſein und zwar für den dem Er— 
löſchen der Steuerpflicht gemäß § 60 Abſatz 2 
unter 2b und e des Kommunalabgabengeſetzes 
unmittelbar voraufgehenden Zeitabſchnitt und 
zwar ſelbſt dann, wenn die Steuerzuſchrift erſt 
in der neuen Gemeinde zugeſtellt wird. 

Bei dem jetzigen Rechtszuſtande ſind namentlich 
die Gemeinden mit ſtark wechſelnder Bevölkerung 
erheblicheren Verluſten ausgeſetzt, und es wider⸗ 
ſpricht überdies dem Rechtsgefühl, daß Steuern 
für eine Zeit, in welcher den Steuerpflichtigen 
die Teilnahme an den Gemeindeeinrichtungen 
gewährt werden muß, unbeitreiblich ſind. 

Der weſtpreußiſche Städtetag bittet daher 

a) den Herrn Finanzminiſter, 
b) das Haus der Abgeordneten, 
c) das Herrenhaus 
durch eine Novelle zum Kommunalabgabengeſetz 
vom 14. Juli 1893 (S 60) das in der bpr 
ſtehenden Reſolution erſtrebte Beſteuerungsrecht 
der Gemeinden ſicher zu ſtellen. 
Etwas anderes habe ich nicht vorſchlagen können. 
Ich gebe anheim, zu der Reſolution Stellung zu 
nehmen. (Beifall). 
Mitberichterſtatter, Stadtrat Schuckert-Dirſchau: 
Den Ausführungen des Herrn Berichterſtatters kann 
ich mich nur anſchließen. Man könnte vielleicht ein⸗ 
wenden, daß die Gemeinden ſich durch rechtzeitige Zu— 
ſtellung der Steuerzuſchriften vor Steuerausfällen der 
in Rede ſtehenden Art ſchützen könnten oder daß die 
erwähnten Steuerausfälle nur vereinzelt vorkommen 
und zu geringfügig ſeien, um deshalb eine Anderung 
des Kommunalabgabengeſetzes herbeizuführen. 
Dieſe Einwendungen laſſen ſich jedoch widerlegen. 
Was die rechtzeitige Zuſtellung der Steuer— 
zuſchriften angeht, ſo muß vorweg bemerkt werden, 
daß die Gemeindeſteuerveranlagung vollſtändig von der 
Staatsſteuerveranlagung abhängig iſt und eine Heran— 
ziehung neu anziehender Perſonen zur Gemeindeſteuer 
nicht früher erfolgen kann, als bis das Ergebnis der 
Staatsſteuerveranlagung bekannt iſt. Es wird nun 
wohl in allen Gemeindeverwaltungen die Erfahrung 
gemacht worden ſein, daß die Überweiſung der Staats⸗ 
einkommenſteuer neu anziehender Perſonen oft erſt 
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auf 


zuſchrift erhalten hatte, nachdem er aus dem Kreiſe 
weggezogen war und ſein Gut verkauft hatte, von dem 
betreffenden Kreisausſchuß eine perſönliche Steuer- 
zuſchrift erhielt, um für einen Zeitraum, in welchem 
er noch im Kreiſe gewohnt hatte, nachträglich zu den 
Zuſchlägen für Perſonal- und Realſteuer herangezogen 
zu werden. Das Objekt war mehrere Tauſend Mark. 
Auf erhobene Beſchwerde und Klage wurde die Be— 
rechtigung des Kreiſes zur Erhebung der Steuer nicht 
anerkannt. Es wurde nur geſagt, der Kreis hätte ſich 
die Steuer auf Umwegen verſchaffen können, indem er 
einfach den Gutsbezirk beſteuerte; dieſer hätte als 
Gemeindebezirk zahlen müſſen. Ich meine, es ſtärkt 
das Rechtsbewußtſein nicht, wenn man ſieht, 
welchem Wege hier ein Nichtſchuldner, der neue Beſitzer 
des Gutes zum Zahlungspflichtigen gemacht wird, wäh⸗ 
rend der eigentliche Zahlungspflichtige frei ausgeht. Das 
iſt doch ſchließlich das Verdienſt eines Geſetzes, wenn ſeine 
Begriffe dem gewöhnlichen Verſtändnis offen liegen. Es 
haben daher ſelbſt einige Perſonen, die von der Praxis 
des Oberverwaltungsgerichts Kenntnis hatten, bei nad 
träglichen Steuereinziehungen geſagt: „Wir zahlen 
gleichwohl, weil wir das Gefühl haben, daß du im 
Rechte biſt“. Das iſt aber bei ſehr wenigen der Fall, 
denn die meiſten gehen im Punkte der Steuerzahlung 
bekanntlich nicht über das eiſerne Muß hinaus. 


Sie ſehen, hier iſt eine Lücke auszufüllen. Es 
bleibe dahingeſtellt, ob ſie durch das Oberverwaltungs— 
gericht geſchaffen iſt; nach meiner Überzeugung iſt dies 
der Fall, iſt es die Abſicht des Geſetzgebers geweſen, 
mit der Beſtimmung im § 60 dafür zu ſorgen, daß 
der wegziehende Steuerpflichtige auch noch am neuen 
Wohnorte herangezogen werden kann. Dies wird 
durch die Praxis des Oberverwaltungsgerichts ver— 
eitelt, und da deſſen Standpunkt ſchon ſeit 1894 fort: 
dauernd der gleiche geblieben iſt und nicht zu erwarten 
ſteht, daß es davon abgeht, ſo wird nichts anderes 
übrig bleiben, als eine Geſetzesänderung vorzuſchlagen. 
In Übereinſtimmung mit einer gutachtlichen Außerung 
des Herrn Stadtrat Mitzlaff bin ich der Meinung, 
daß der Weg der Geſetzgebung beſchritten werden ſoll, 
um die vorhandene Lücke auszufüllen. Das mangelnde 
Intereſſe einzelner Gemeinden kann hier nicht ent— 
ſcheidend felt. 

Den Wortlaut der entſprechenden Geſetzes— 
änderung jetzt zu fixieren iſt ungemein ſchwer. Ich 
habe mir viel Mühe gegeben, aber keine Löſung ge— 
funden, die alles umfaßt. Ich befinde mich auch hier 
in Übereinſtimmung mit Herrn Stadtrat Mitzlaff, 
der ſeinerzeit ebenfalls erklärte, eine befriedigende 
Löſung nicht gefunden zu haben. Deswegen würde 
es zweifellos richtig ſein, wenn der Städtetag einfach 
eine Reſolution faßte des Inhalts, daß dieſe beſtehende 
Lücke durch eine Geſetzesnovelle beſeitigt werden möge 
und wenn man es dann den geſetzgebenden Faktoren 
überließe, den beſten Wortlaut ſelbſt zu finden. In 
der Reſolution, die ich Ihnen vorſchlage, habe ich die 
Daten der einzelnen Erkenntniſſe des Oberverwaltungs⸗ 
gerichtes gleich mit angeführt. Die Reſolution lautet: 


ſteuerfrei geblieben find, weil ihnen die Steuerzuſchriften 
nicht vor dem Fortzuge zugeſtellt werden konnten. 

Die Steuerausfälle, welche den Gemeinden bei 
Aufrechterhaltung der in Betracht kommenden (nt 
ſcheidungen des Königlichen Oberverwaltungsgerichts 
entſtehen, find keineswegs unbedeutend. Es iſt z. B. feſt— 
geſtellt worden, daß dieſe Ausfälle in der Stadt 
Dirſchau in einem Rechnungsjahre von 124 Steuer⸗ 
pflichtigen 820 M. betragen haben würden. Dieſer 
Betrag wird ja für große Städte geringfügig erſcheinen, 
mittlere und kleine Städte müſſen jedoch mit ſolchen 
Einnahmen rechnen. 

In ſeiner Entſcheidung vom 4. Dezember 1897 
(Bd. XXXII S. 37) hat das Königliche Ober— 
verwaltungsgericht zwar die Schwierigkeiten anerkannt, 
die den Gemeinden durch die Abhängigkeit der Ge— 
meindeſteuerveranlagung von der Staatsſteuerveran— 
lagung entſtehen, weil dem ſelbſtändigen Vorgehen der 
Gemeindebehörden der Abſchluß der ſtaatlichen Ver— 
anlagungsarbeiten vielfach im Wege ſteht, es iſt dies 
jedoch nicht für ausſchlaggebend erachtet worden, um 
ein beſtehendes Recht zu beſeitigen. Dem Kommunal- 
abgabengeſetze aber fehlt es an einem unzweideutigen 
Ausdruck, durch welchen das beſtehende Recht hätte 
geändert werden ſollen. 

Unter dieſen Umſtänden erſcheint es wünſcheus— 
wert, daß der Antrag des Herrn Berichterſtatters zum 
Beſchluß erhoben wird. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Dembski: Ich möchte 
noch hervorheben: Das Oberverwaltungsgericht ſelbſt 
ſteht auf dem Standpunkte, daß die Gemeinden in 
einer außerordentlich ſchwierigen Lage ſich befinden, 
da die Gemeindebeſteuerung von dem Ergebnis der 
Staatsſteuerveranlagung abhängig iſt. In dem Er— 
kenntnis vom 4. Dezember 1897 wird ausdrücklich geſagt: 


Es ſoll nicht verkannt werden, daß die ſoeben 
gedachten Schwierigkeiten in der Tat beſtehen 
und daß ſie unter der Herrſchaft des Kommunal— 
abgabengeſetzes gewachſen ſind, indem jetzt die 
größere Abhängigkeit der Gemeindeeinkommen— 
ſteuer von der Staatsſteuer einem ſelbſtändigen 
Vorgehen der Gemeindebehörden vor dem Ab— 
ſchluſſe der ſtaatlichen Veranlagungsarbeiten biel 
fach im Wege ſteht. Eine ſolche Erwägung kann 
jedoch da nicht allein ausſchlaggebend ſein, wo 
es ſich um die Ermittelung des beſtehenden 
Rechtes handelt, und hierbei hat der Meinung. 
des Beklagten, als ob durch das Kommunal- 


abgabengeſetz dem früher von dem Über: 
verwaltungsgerichte eingenommenen Standpunkte 
der Boden entzogen ſei, nicht beigepflichtet 


werden können. 

Die Schwierigkeiten verkennt alſo das Ober— 
verwaltungsgericht ſelbſt nicht, es hat ſich aber doch 
nicht entſchließen können, trotz der Faſſung des § 60 
zu 2 b ſich zu einem anderen Rechtsſtandpunkte zu 
bekehren. 

Ich glaube, in der Sache ſelbſt wird materiell 


wohl nicht viel zu ſagen ſein. 1 
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nach mehrfachem Schriſtwechſel erfolgt und mitunter 
2—3 Monate vergehen, bevor eine Heranziehung dieſer 
Perſonen zur Gemeindeſteuer möglich wird. Ebenſo 
erhalten die Gemeinden von den ſtaatlich veranlagten 
Real⸗ und Betriebsſteuern oft erſt Kenntnis, wenn die 
zur Gemeindeſteuer heranzuziehenden Steuerpflichtigen 
den Wohnſitz in ihnen bereits wieder aufgegeben haben. 


Die bei Beginn eines Steuerjahres am Orte 
anſäſſigen Steuerpflichtigen können durch die in § 65 
des K. A. G. vorgeſchriebene Bekanntmachung oder 
durch beſondere Steuerzuſchrift nicht früher von ihrer 
Gemeindeſteuerpflicht in Kenntnis geſetzt werden, als 
bis die zur Erhebung der Zuſchläge erforderlichen 
Genehmigungen eingegangen ſind. Nicht viele Städte 
werden in der Lage ſein, ihre Wirtſchaftspläne, Steuer— 
bedarfs⸗ und Verteilungs-Nachweiſungen ſo zeitig 
fertigzuſtellen, daß die erforderlichen Genehmigungen 
der Zuſchläge noch vor Beginn des neuen Rechnungs— 
jahres eingehen können. In vielen Städten, 
namentlich da, wo für die zu erhebenden Zuſchläge 
die miniſterielle Genehmigung erforderlich iſt, wird der 
Monat Mai vorübergehen, bevor die Steuerbenach— 
richtigungen erfolgen können. — Daß dies wirklich 
der Fall iſt, beweiſen die vielen bei Beginn eines 
Steuerjahres von den Gemeinden ausgehenden Er— 
ſuchen um Zuſtellung von Steuerzuſchriften an bereits 
verzogene Perſonen und Einziehung von Steuern von 
denſelben für die Monate April, Mai und auch gar Juni. 


Dieſen Erſuchen iſt wohl überall entſprochen 
worden und haben die Steuerpflichtigen die geforderte 
Steuer bisher ohne Weigerung bezahlt. — Erſt in 


neueſter Zeit werden die in Betracht kommenden Ent- 


ſcheidungen des Königlichen Oberverwaltungsgerichts 
immer mehr bekannt und mehren ſich die Einſprüche 
gegen eine Heranziehung zur Gemeindeſteuer nach dem 
Verlaſſen des Ortes. 


Aus dem Aırgeführten geht wohl genügend hervor, 
daß die Gemeinden nicht immer in der Lage ſind, 
Steuerpflichtige vor dem Verlaſſen des Ortes von 
ihrer Gemeindeſteuerpflicht zu benachrichtigen und daß 
dieſelben hierdurch unverſchuldet Steuerausfälle er— 
leiden müſſen. 


In Städten mit viel wechſelnder Bevölkerung iſt 
die Zahl der Steuerpflichtigen, welche den Ort vor 
ihrer Heranziehung zu den Gemeindeſteuern bereits 
wieder verlaſſen haben, nicht ſo unbedeutend. — Die 
Gemeinden haben nicht nur den Nachteil, daß ſie von 
dieſen Steuerpflichtigen die Gemeindeſteuer für 1 bis 
3 Monate verlieren, ſondern ſie müſſen für dieſelben 
nach Verhältnis der zum Soll ſtehenden Staatsſteuer— 
beträge auch noch die Kreis- und Provinzialabgaben 
entrichten. — Die Steuerpflichtigen aber haben den 
Vorteil, daß ſie für die in Betracht kommenden Monate 
gemeindeſteuerfrei bleiben, trotzdem ſie an den Nutzungen 
und Einrichtungen der Gemeinde ihres bisherigen 
Wohnortes teilgenommen haben. Iſt es doch vorge: 
kommen, daß Beamte der Verkehrsverwaltungen (Poſt, 
Eiſenbahn) durch mehrfache Verſetzungen in einem 
Steuerjahre während des ganzen Jahres gemeinde— 


Stadtrat Mitzlaff⸗Danzig: Wenn man ſich die 
Reſolution anſieht, dann findet man, daß ſie vielleicht 
etwas zu umſtändlich iſt, um praktiſch im Miniſterium 
und im Abgeordnetenhaus verwertet zu werden. Es wäre 
daher vielleicht wünſchenswert, wenn der Herr Referent 
ſich nochmals der Mühe unterzöge, ſich etwas kürzer 
zu faſſen und nur das hineinzuſchreiben, was er eigent⸗ 
lich wünſcht. Herr Dembski führte an, daß ich vor 
einem Jahre in einem Gutachten auch noch eine geſetz⸗, 
geberiſche Formulierung nicht zur Hand hatte. Ich 
habe mir im Laufe des Referats die Sache noch einmal 
überlegt, und es Ht mir eingefallen, daß man vielleicht: 
folgende kurze Formulierung in das Kommunalabgaben⸗ 
geſetz hineinſchreiben könnte. Der § 60 enthält unter 
Ziffer 2 Vorſchriften darüber, wann die Kommunal— 
abgabenpflicht erliſcht. Wenn man hier nun einfach den 
Zuſatz machte: „Die Veranlagung kann auch geſchehen, 
nachdem die Steuerpflicht erloſchen iſt,“ dann glaube: 
ich, iſt eigentlich alles damit geſagt, was geſagt werden 
ſoll. Dieſe Formulierung iſt mir erſt jetzt eingefallen, 
deshalb komme ich erſt ſo ſpät damit heraus. 

Stellv. Stadtverordnetenvorſteher Münfterberg- 
Danzig: Ich halte die Reſolution des Herrn Dembski 
für zu lang. Ich möchte nicht empfehlen, ſie ohne 
weiteres anzunehmen, zumal ich nicht glaube, daß auch 
nur der fünfzigſte Teil der Herren weiß, was darin 
ſteht. (Widerſpruch). Sie iſt uns ja nicht gedruckt 
zugegangen. Wie ſie jetzt vorliegt, iſt fie eine lange 
Kritik beſtehender Zuſtände. Ich ſchlage vor, da ich 
dem Wunſche des Herrn Dembski nicht entgegen- 
treten möchte, daß wir die Beſchlußfaſſung über die 
Faſſung der Reſolution ausſetzen bis nach Erledigung 
der Nr. 5 oder 6 der Tagesordnung und daß wir 
inzwiſchen eine kleine Kommiſſion bitten, Hd) redaktionell 
mit der Reſolution zu befaſſen, damit wir eine hand- 
liche, allen verſtändliche Form bekommen. Ich möchte 
als Mitglieder dieſer Kommiſſion gleich vorſchlagen 
die Herren Dembski, Dr. Schrock und Miglaff. 

vorſitzender: Wird zu dieſem Vorſchlage das 
Wort verlangt? Das iſt nicht der Fall. Dann bitte 
ich den Herrn Referenten, ſich darüber zu äußern. 

Berichterſtatter Bürgermeiſter Dembski: Was den 
Antrag Schrock betrifft, jo bemerke ich: Ich habe vers 
geſſen hervorzuheben, daß ein entſprechender Antrag 
an den Finanzminiſter ſchon im Jahre 1900 geſtellt 
iſt, und daß auf einen Verſuch, eine Antwort zu er⸗ 
halten, der Beſcheid ergangen iſt, es ſei nicht üblich, 
auf derartige Vorſchläge eine Antwort zu erteilen. 
(Bewegung). Deshalb bin ich in meinem Antrage ſo 
weit gegangen, die geſetzgeberiſchen Faktoren mit hin⸗ 
einzubeziehen. Ich glaube auch, daß die Reſolution 
ein größeres Gewicht hat, wenn ſie jetzt vom Städte⸗ 
tage beſchloſſen wird, als wenn ſie von einer einzelnen 
Stadtgemeinde ausgeht. 

Dem Kollegen Liedke möchte ich erwidern, 
daß der zweite Senat den von ihm befolgten Grund- 
ſatz in konſtanter Rechtſprechung übernommen hat, aus 
der Zeit vor der jetzigen Kommunalabgabengeſetzgebung, 
daß alſo verſchiedenartige Endurteile nicht vorliegen und’ 
ſomit auch keine Veranlaſſung für das Oberverwaltungs— 
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Stellvertretender Stadtverordneten-Vorſteher Dr. 
Schrock⸗Marienwerder: Meine Herren! Wer mit der 
Steuerverwaltung nicht in ſo engen Beziehungen ſteht, 
wie der Berichterſtatter, hat jedenfalls zu feiner Über- 
raſchung von den Schwierigkeiten Kenntnis genommen, 
die durch die Rechtsſprechung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts entſtanden ſind. Sachlich habe ich nichts den 
Berichten und Anträgen der Berichterſtatter hinzuzu— 
fügen, ich möchte nur ein kleines formelles Bedenken 
anführen. Ich gehöre perſönlich dem weſtpreußiſchen 
Städtetage noch zu kurze Zeit an, um zu wiſſen, ob 
es ſich bei dem, was ich vorbringen will, bereits um 
Tradition handelt, ich entnehme aber dem vorjährigen 
Bericht, daß die Anregungen zur Anderung des Ge— 
ſetzes über die Fürſorgeerziehung mit der entſprechenden 
Reſolution nur eingereicht worden find dem Miniſterium 
des Innern und nicht auch den beiden Häuſern des 
Landtages. Ich möchte empfehlen, es auch diesmal 
bei einer Eingabe an das in Betracht kommende 
Miniſterium zu belaſſen. Weder das Abgeordneten— 
haus und noch viel weniger das Herrenhaus iſt zur 
Zeit mit geſetzgeberiſchen Entwürfen beſchäftigt, die 
dem Kommunalabgabengeſetz auch nur nahe ſtehen. 
Wenn in ſolchen Zeiten eine Petition an eine der 
parlamentariſchen Körperſchaften gerichtet wird, ſo iſt 
es faſt mehr als ſicher, daß fie als Material der Res 
gierung überwieſen wird, ohne daß irgend eine ſachliche 
Beratung oder Beſchlußfaſſung zu Stande kommt. Ich 
möchte auch meinen, daß eine Körperſchaft wie die 
Vereinigung der weſtpreußiſchen Städte, ſofern ſich 
ihre Anregungen in dem gewieſenen Gange der Ver— 
waltung erledigen laſſen, ſich noch nicht mit Petitionen 
an die parlamentariſchen Körperſchaften wenden ſollte. 
Deshalb möchte ich zu bedenken geben, ob wir nicht 
nach Art des Vorganges im vergangenen Jahre dieſe 
Reſolution von ſtädtetagswegen nur dem Herrn Finanz— 
miniſter überreichen wollen. 


Bürgermeiſter Liedke-⸗Neumark: Meine Herren! 
Auch ich bin der Anſicht, daß dieſer für die Städte 
ſehr unerwünſchte Zuſtand in Bezug auf das Be— 


ſteuerungsrecht in den von dem Herrn Berichterſtatter. 


genannten Fällen der Abänderung bedarf. Ich kann 
auch beſſere Vorſchläge, als Herr Dembski ſie ge— 
geben hat, nicht machen. Aber, wie ich aus der Re— 


ſolution erſehen habe, liegen bisher nur Entſcheidungen 


des zweiten Senats des Oberverwaltungsgerichts vor. 
Es könnte nun wohl geſchehen, daß derſelbe Senat 
ſpäter einmal zu einer anderweitigen Entſcheidung ge— 
langen wollte und dann würde eine Entſcheidung des 
Plenums herbeigeführt werden müſſen, die ſehr wohl 
von der bisherigen Praxis des zweiten Senats ab— 
weichen könnte und präjudizierlich für die Zukunft wäre. 
Ich meine daher, daß wir in allen Fällen, wo uns in 
Zukunft wieder unſer Steuererhebungsrecht gegenüber 
weggezogenen Perſonen beſtritten wird, fortgeſetzt die 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts anrufen 
ſollten. Es iſt nicht unmöglich, daß bei anderer Be— 
ſetzung des zweiten Senats eine Entſcheidung des 
Plenums und damit eine anderweitige Auslegung des 
S 60 herbeigeführt wird. 
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daktion der Reſolution zu beauftragen. Wünſcht jemand 
das Wort zu dieſem Antrage? — Das iſt nicht der 
Fall; ich darf alſo wohl annehmen, daß die Verſammlung 
mit der Einſetzung dieſer Kommiſſion einverſtanden iſt. 
Es erfolgt kein Widerſpruch. Wir werden alſo nach 
Erledigung von Nr. 6 den Bericht der Kommiſſion 
hören. 

Ehe wir zu dem nächſten Punkte der Tagesordnung 
kommen, habe ich noch einige 


Mitteilungen 
zu machen. 
Unter dem 24. Juni 1903 iſt uns vom Naſſauiſchen 
Städtetage folgendes Schreiben überſandt worden: 


„Der Naſſauiſche Städtetag hat auf ſeiner 
10. Jahresverſammlung am 28. Juni 1902 zu 
Eltville a. Rh. den Beſchluß des Herrenhauſes 
vom 6. Mai 1902, wodurch das Herrenhaus die 
Anträge ſeiner Mitglieder von Wendt-Papen⸗ 
hauſen und Zweigert: 


1. die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, in 
Eröterung der Frage einzutreten, ob und in 
wieweit die Beſtimmungen des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883 in den 55 8 
und 159 in der Richtung zu verändern ſeien, 
daß beim Verwaltungsſtreitverfahren der be— 
gonnene Inſtanzenzug bis zur oberſten Inſtanz 
zur Durchführung gelangen könne, und dem 
Herrenhaus über das Reſultat dieſer Er— 
örterungen bei Beginn der nächſten Seſſion 
Mitteilung zu machen, 

2. das Herrenhaus wolle beſchließen, die König— 
liche Staatsregierung aufzufordern, eine Anz 
derung des Eiſenbahngeſetzes von 1838 dahin 
herbeizuführen, daß die Befugniſſe der Landes— 
polizeibehörde vermehrt und die Entſcheidungen 
in letzter Inſtanz nicht allein in die Hände 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten gelegt 
werden, 

annimmt, einſtimmig zugeſtimmt und beſchloſſen, 

von dieſem Zuſtimmungsbeſchluß dem Herrenhaus 

und dem Haus der Abgeordneten Mitteilung zu 
machen.“ 

Das Schreiben iſt an uns gerichtet. 

pflichtgemäß darüber Mitteilung gemacht. 

Dann iſt hier ein Schreiben eingegangen von 

der Schweizeriſchen Unfallverſicherungs-Aktiengeſellſchaft 
in Winterthur: 

„Anbei erlauben wir uns ergebenſt einen 
Proſpekt für Haftpflichtverſicherung der Gemeinden 
zur gefl. Prüfung zu überreichen und vorzu— 
ſchlagen, daß, wenn eine Prüfung nicht mehr 
möglich iſt, eine Kommiſſion erwählt würde, die 
den Vertrag prüft und dann im nächſten Monat 
über den Abſchluß beſchließt. Im nächſten Jahr 
iſt ein Abſchluß nicht möglich, da Verträge dann 
von keiner Geſellſchaft mehr gemacht werden dürfen 
laut Beſchluß des Verbandes ſämtlicher Ge: 
ſellſchaften.“ 


Ich habe 


gericht beſteht, einen Plenarbeſchluß herbeizuführen. 
Das konſtante Feſthalten an der bisherigen Gerichts— 
praxis datiert ſchon ſeit einem Jahrzehnt. 

Was nun den Formulierungsvorſchlag des Herrn 
Stadtrat Mitzlaff anlangt, ſo war ich ſchon auf den 
Gedanken gekommen, in den § 60, wo es heißt: „Die 
Steuerpflicht erliſcht“, einfach hinter Steuerpflicht ein= 
zuſchalten „nicht aber die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Steuern.“ Das ſchien mir aber dann doch wieder 
die Sache nicht voll zu erfaſſen, weil immer noch die 
Frage, betreffend die Zuſtellung des Steuerzettels offen 
bleibt. 

Gegen den Antrag des Herrn Kommerzienrats 
Münſterberg habe ich nichts einzuwenden. Ich 
nehme jede Verbeſſerung dankbar entgegen. Ich werde 
mich gerne mit den Herren der Mühe unterziehen, die 
Sache kürzer zu faſſen, wenn es möglich iſt. Meine 
Abſicht war es, in die Reſolution gleich die Begründung 
hineinzubringen, um Begleitbriefe zu vermeiden. Ich 
halte ſie auch nicht für übermäßig lang, ſtelle aber 
anheim, eine andere Faſſung zu gewinnen. Dagegen 
. meine ich, daß wir die Formulierung der angeſtrebten 
Geſetzesänderung den geſetzgeberiſchen Faktoren ſelbſt 
überlaſſen ſollten. 

Bürgermeiſter Liedke-Neumark: Ich habe nicht 
behauptet und nicht behaupten wollen, daß zwiſchen 
den bisherigen Entſcheidungen des Oberverwaltungs— 
gerichtes irgendwelche Verſchiedenheiten beſtanden. Ich 
habe nur geſagt, daß wenn bei anderweitiger Beſetzung 
der zweite Senat einmal eine andere Entſcheidung würde 
faſſen wollen, daß dann eine Plenarentſcheidung not: 
wendig werden würde. Wenn wir durch fortgeſetzte 
Klageerhebung ſchließlich eine ſolche Plenarentſcheidung 
in unſerem Sinne erzielten, dann würde es keiner Ab— 
änderung des Geſetzes bedürfen. 


Beigeordneter Yous = Marienwerder: Die Ab— 
änderung, die hier erſtrebt wird, ſcheint mir doch in 
einem gewiſſen Widerſpruch zu ſtehen zu der Be— 
ſtimmung, daß die Steuerpflicht, wenn der Betreffende 
ſich nicht abmeldet, erſt mit dem darauf folgenden 
Monat erliſcht. Nun ſcheint es ja nach den Ents 
ſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts, daß der Ge— 
meinde das Beſteuerungsrecht genommen wird, wenn 
ſie die Veranlagung nicht rechtzeitig bewirkt, auf der 
anderen Seite aber gewinnt ſie für einen Monat die 
Steuer, wenn der Fortziehende ſich nicht abmeldet. 
Wenn nun erſtrebt wird, daß die Steuerpflicht auch 
dann noch fortbeſtehen ſoll, wenn der Betreffende be— 
reits verzogen iſt, dann meine ich doch wird es not— 
wendig ſein, daß dieſe Beſtimmung betreffend den zweiten 
Monat wieder rückgängig gemacht wird. 


Vorſitzender: Stellen Sie einen beſtimmten Antrag? 
Guruf des Herrn Dous: Ich ſtelle es der Kommiſſion 
anheim, das zu berückſichtigen). 

Es liegt alſo nur der Antrag Münſterberg 
vor, den Beſchluß über die Reſolution Dembski bis 
nach Erledigung von Nr. 6 auszuſetzen und eine Kom- 
miſſion, beſtehend aus den Herren Dembski, Dr. 
Schrock und Mitzlaff mit einer anderweitigen Ne 
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zur Fürſorge verpflichtete Verbände wegen Unterbringung 
ihrer Hilfsbedürftigen ein Abkommen getroffen und 
ſichert den Leidenden eine beſſere obwohl etwas teurere 
Kur und Pflege als früher. Die Landortſchaften ſollen 
ihre Kranken nach demſelben Grundſatz durch direktes 
Abkommen mit dem Kreisausſchuß unterbringen; ſie 
finden es aber ſehr häufig bequemer, dieſelben ohne 
Antrag und Koſtenverpflichtung nach der Stadt zu 
ſchicken, wo ſie der Ortsbehörde überwieſen werden. 
Der Nachweis, daß die Leute abgeſchoben ſind, gelingt 
ſehr ſelten, und der Landrat iſt daher meiſt außer Stande 
helfend einzugreifen. Wir müſſen auf dieſe Weiſe pro 
Kopf und Tag der uns zugeſchobenen auswärtigen 


Kranken 20 Pfennig aus Mitteln der Kreisſtadt zahlen, 


indem wir als Armenverband nur 80 Pfennig wieder— 
bekommen, das Krankenhaus aber ſeine Mark nimmt, 
weil es an den Armentarif nicht gebunden iſt. Wenn 
nun wie bei uns /o aller Kranken Auswärtige find 
und davon etwa die Hälfte der Stadt zur vorläufigen 
Fürſorge ungeſetzlicher Weiſe zugeſchickt wird, ſo macht 
das bei täglich durchſchnittlich 40 Kranken einen Jahres⸗ 
zuſchuß von über 1000 Mark, den die Stadt lediglich 
für Landortſchaften dem Kreiskrankenhauſe leiſtet. Die 
Summe erhöht ſich weſentlich dadurch, daß der Land— 
armenverband für ſeine bei uns vorkommenden Armen, 
die wir, wenn ſie erkranken, ebenfalls vorläufig zu 
unterſtützen haben, ſich den Zuſchuß von 20 Pfennig 
pro Kopf und Tag auch gefallen laſſen muß, weil der 
Ortsarmenverband eben nur 80 Pfennig liquidieren darf. 
Manche Städte in Oſtpreußen, ſo beiſpielsweiſe die 
Stadt Allenſtein, haben einen Ausgleich dadurch, daß 
ſie vom Kreiſe die Hälfte der Kurkoſten, ſür ihre eigenen 
Ortsarmen ſogar, zurückbekommen. Das werden aber 
die wenigſten Kreiſe können, unſer kaun es auch nicht. 
Wie es uns geht, ſo paſſiert es anderen Städten mit 
Krankenhäuſern entweder ſchon jetzt oder bald auch, und 
es entſteht eine Laſt, welche für die mit noch anderen 
Anforderungen geſegneten Städte, beſonders die kleinen 
unangenehm zu werden beginnt. Wo etwa eine billigere 
Krankenhauspflege in eigner Regie beſteht, wird fie in 
kleineren Orten den heutigen hygieniſchen Forderungen 
wohl kaum noch lange Stand halten können. Mir will eine 
allgemeine Beſſerung nur möglich ſcheinen durch Er— 
höhung der Sätze des Tarifs vom 2. Juli 1876, deſſen 
Reviſion dort bei Nr. 6 vom Herrn Miniſter des Innern 
ſelbſt in Ausſicht geſtellt it. Die Orte der Servis— 
klaſſen A, I, II dürfen für Verpflegung täglich 80 Pfennig 
alle übrigen 60 Pfennig liquidieren. Für Medikamente 
und Heilmittel ſtehen allen Orten gleichmäßig 20 Pfennig 
zu. Ein Blick auf die ſozialen und wirtſchaftlichen 
Umwälzungen der letzten Jahrzehnte und auf die Sätze, 
die außerpreußiſche deutſche Armenverbände nehmen, 
läßt unſern Tarif ohne weiteres als viel zu billig er⸗ 
kennen, ja man muß ſagen, daß zur Zeit ſpeziell der 
Verpflegungsſatz in vielen kleineren Orten weniger aus— 
reicht als in größeren, denn die Servisklaſſen ſind für 
die Teuerungsverhältniſſe nicht entſcheidend. Durch 
den Zug nach größeren Orten gehen den Kleinſtädten 
überdies gute Steuerobjekte verloren, wodurch ihnen 
Leiſtungen für andere Gemeinden noch drückender werden. 


Ich lege auf Beſchluß des Vorſtandes das Schreiben 
und den Proſpekt hierher und bitte die Herren, die 
ſich dafür intereſſieren davon Einſicht zu nehmen. — 
Eine Diskuſſion wird nicht gewünſcht. 

Ferner iſt eingegangen folgendes Schreiben der 
Allgemeinen Elektricitätsgeſellſchaft- Berlin: 

„Das große Intereſſe, das zur Zeit die meiſten 

Stadtverwaltungen der Vervollkommenung der 

von uns fabrizierten Nernſt- und Intenſiv-Nernſt⸗ 

lampen entgegenbringen einerſeits, andererſeits die 
wiederholten Nachfragen vieler Verwaltungen nach 
der Möglichkeit, dieſe Lampen im Betriebe vor— 
geführt zu ſehen, erweckten in uns den Wunſch 
an dem Mitte nächſten Monats in Zoppot ſtatt— 
findenden Städtetage einen unſrer Ingenieure 
zu beauftragen, einen Vortrag über das Nernit- 
licht mit Vorführung im Betrieb befindlicher 

Lampen zu halten. 

Wir bitten Ew. Hochwohlgeboren uns dahin 
zu unterſtützen, daß die Abhaltung dieſes Vor— 
trages ermöglicht wird. Wir ſind ſicher, daß er 
allſeits das größte Intereſſe finden wird.“ 

Der Vorſtand, dem ich die Sache geſtern vor— 
gelegt habe, iſt der Anſicht, daß wir das doch nicht 
ohne weiteres machen können. Ich habe an das Bureau 
geſchrieben, die Herren möchten ſich einen Ort für den 
Vortrag in Zoppot ſuchen, etwa das Elektrizitätswerk, 
und uns mitteilen, wann der Vortrag ſtattfinden würde. 
Ich habe darauf noch keine Antwort erhalten und werde 
Ihnen Mitteilung machen, falls eine ſolche noch im 
Laufe unſerer Verhandlungen eintrifft. 

Dann iſt uns zugegangen eine Petition des 
Verbandes der Gemeindebeamten der Provinz Weſt— 
preußen, betreffend die ſogenannte Oſtmarkenzulage. 
Die Angelegenheit wird ja den meiſten Herren bekannt 
ſein, der Vorſitzende des Verbandes hat aber eine 
Menge von Exemplaren dieſer Petition hierher geſchickt 
und diejenigen Herren, die dafür Intereſſe haben, bitte 
ich ſich damit verſehen zu wollen. Eine Diskuſſion 
darüber wird auch nicht gewünſcht. Die Sache iſt 
damit erledigt. 

Wir kämen nun unter Vornahme der beſchloſſenen 
Verſchiebung zu Punkt 6 der Tagesordnung: 


Iſt der miniſterielle Armentarif von 1876 der 
Neviſion bedürftig! 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Geißler- Schwetz: 
Meine Herren! Die Anderung des Armenkoſtentarifs 
vom 2. Juli 1876, der mir hier vorliegt, iſt im vorigen 
Jahre bei unſerm Städtetagsvorſtande angeregt und 
durch Seine Exzellenz den jetzigen Herrn Oberpräſidenten 
als damaligen Vorſitzenden für geeignet erklärt, als 
Vortragsthema zu dienen. Wir hatten die geforderte 
Herſtellung eines zeitgemäßen Krankenhauſes durch 
beiderſeitiges Entgegenkommen der Stadt und des Kreiſes 
Schwetz dem letzteren überlaſſen können. Der Kreis 
hat ein Krankenhaus hingeſtellt, das eine bedeutende 
Anziehungskraft ausübt und in welchem für das Ge— 
botene der Tagesſatz von 1 Mark ſehr mäßig iſt. Mit 
dem Kreiskrankenhauſe hat die Stadt ebenſo wie andere 


bedürftigkeit der betreffenden Perſonen an dem Arbeits- 
orte erkennbar hervorgetreten iſt, wenn ſie ſich bei dem 
Ortsvorſteher der Gemeinde melden. Dieſe Auslegung 
führt in ſehr vielen Fällen dazu, daß Gemeinden ſich 
der Unterhaltspflicht des § 29 entziehen können, nament⸗ 
lich kleinere Gemeinden, indem ſie den ſich Meldenden 
in die nächſte Stadt mit einem Krankenhauſe ſchicken. 
Dann muß die betreffende Stadt die höheren Koſten 
tragen, während fie bei einem Regreß von der Arbeits- 
gemeinde nur die tarifmäßigen Koſten erſtattet erhält. 
Das ſcheint auch für eine Abänderung des Tarifs zu 
ſprechen. 

Vorſitzender: Iſt der Herr Berichterſtatter mit 
der vorgeſchlagenen Anderung ſeiner Reſolution ein— 
verſtanden? (Zeichen der Zuſtimmung des Bericht— 
erſtatters). Die Reſolution würde dann lauten: 

„Der Städtetag wolle den Herrn Miniſter 

des Innern bitten, die Sätze zu 1 a, b und 2 

des Armenpflegefojtentari8 vom 2. Juli 1876 

in angemeſſener Weiſe zu erhöhen.“ 

Wünſcht noch jemand das Wort? Das iſt nicht 
der Fall. — Wenn kein Widerſpruch erfolgt, nehme 
ich an, daß die Verſammlung mit dieſer Faſſung ein- 
verſtanden iſt. — Es erfolgt kein Widerſpruch, die 
Reſolution iſt angenommen. 


Wir kommen zu Punkt 7: 


Anderung des Ouartierleiſtungsgeſetzes für die 
bewaffnete Macht im Frieden hinſichtlich der zwei- 
jährigen Befreiung neuer Gebäude. 


Berichterftatter, Bürgermeiſter Geißler Schwetz: 
Meine Herren! Mit der Einleitung einer Anderung des 
Quartiergeſetzes verhält es ſich ſo wie mit Punkt 5 
und 6 der Tagesordnung. Jede kleinere Stadt, die 
ſtarke Einquartierung hatte, beſtätigt die unangenehme 
Lage der Ortsbehörde, die unter perſönlicher Verant— 
wortung des Ortsvorſtehers für gute Quartiere ſorgen 
ſoll, andererſeits aber bei den Beſitzern neuer oder 
wieder aufgebauter Gebäude nicht immer genug Ent— 
gegenkommen findet. 5 4 Nr. 7 des Reichsgeſetzes 
vom 25. Juni 1868 $t dieſen Beſitzern zur Seite, 
indem dort die Belegung neuer oder wieder aufgebauter 
Gebäude verboten iſt bis zum Ablauf zweier Kalender— 
jahre nach dem Kalenderjahr, in welchem ſie bewohn— 
bar oder nutzbar wurden. Es kann alſo vorkommen, 
daß ein etwa im April nutzbares Gebäude eigentlich 
3 Jahre lang frei iſt, weil eben der 1. April ſchon 
vorüber war. Kraft dieſer nun 35 Jahre alten Be— 
ſtimmung veranlaßten bei uns zwei ehemalige alte Sol- 
daten — um nur dieſe draſtiſchen Fälle herauszugreifen — 
die Ablehnung von Einquartierung für große Häuſer 
denen wenig an der zweijährigen Schonzeit fehlte. Es 
geſchah das in einer Zeit ſtarker Belegung und reger 
Bautätigkeit. Der eine, ein Staatsbeamter, ſchickte in 
dieſem Herbſt die eingeſchriebene Abſage, noch bevor 
ihm überhaupt Einquartierung angeſagt war. (Heiterkeit). 
Die Reichslaſt der Qnartierleiſtung kann durch Unter— 
verteilung auf die Pflichtigen oder durch Maffenein- 
quartierung ſeitens der Gemeinde und Umlage der Koſten 
erfüllt werden. Zu neuen Anſchaffungen verpflichtet 
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Da nun der alte Armentarif ſeit 27 Jahren beſteht, 
dürfte der Herr Miniſter die Zeit zur vorbehaltenen 
Reviſion ſelbſt für gekommen erachten, ſobald er eine 
Anregung von einem dazu wohl berufenen Städtetage 
erhält, denn die Beſſerung des Tarifs ſollte doch wohl 
Hand in Hand gehen mit der oftmals auf höhere An— 
forderung vielfach von Kreiſen und Gemeinden bereits 
vollzogenen Beſſerung der Krankenhäuſer wie der rates 
und Apotekertaxen. 
Aus der täglichen Erfahrung heraus ſtelle ich 
Ihnen deshalb als ſehr mäßige Forderung anheim: 
Der Städtetag wolle den Herrn Miniſter des 
Innern bitten, die Sätze zu Nr. 1 a. b. und 2 
des Armenpflegekoſtentarifs vom 2. Juli 1876 
von 60, 80 und 20 Pfennig auf 70, 90 und 
30 Pfennig feſtzuſetzen. (Beifall) 


Vorſitzender: Der Herr Referent hat uns mitge— 
teilt, daß ſein Mitberichterſtatter heute nicht erſcheinen 
würde; aber vielleicht hat er in deſſen Namen noch 
etwas hinzuzufügen. (Zuruf des Herru Geißler: 
Nein!) Dann wäre das Referat alſo erſtattet. 
Wünſcht jemand das Wort dazu? 

Erſter Bürgermeiſter Rühnaſt⸗Graudenz: Daß der 
Tarif einer Veränderung bedarf iſt zweifellos, denn es 
it garnicht möglich, jetzt für 1 Mark in einem größeren 
Krankenhauſe einen Patienten zu behalten, und ärztlich 
zu behandeln. Es entſtehen den größeren Städten 
zweifellos noch viel größere Koſten als hier der Stadt 
Schwetz; bei uns betragen ſie mindeſtens 1,50 Mark 
bis 1,75 Mark. Infolgedeſſen werden ja auch in 
anderen Körperſchaften, falls kein Armenpflegeſatz be— 
ſteht, dieſe höheren Sätze gefordert und anſtandslos 
bezahlt. Es iſt alſo nötig, daß eine Erhöhung der 
Tarifſätze eintritt; ich möchte aber empfehlen, in der 
Reſolution keine beſtimmten Zahlen zu nennen, ſondern 
nur eine Erhöhung der Sätze „in angemeſſener Weiſe“ 
zu fordern. (Lebhafte Zuftimmung) Mit dieſer 
Anderung befürworte ich die Annahme der Reſolution. 


Beigeordneter Dous⸗Marienwerder: Ich habe aus— 
gerechnet, daß uns jeder Kranke, ſelbſt ohne die 
Privatkranken, die höhere Sätze bezahlen (2,50 M.) 
pro Kopf und Tag 1,50 M. koſtet. Die Sätze, die 
der Referent vorſchlägt, ſcheinen auch mir noch ſehr 
niedrig zu ſein und ich möchte Sie daher bitten, dem 
Vorſchlage des Herrn Kühnaſt zuzuſtimmen. 


Bürgermeiſter Twiſtel-Mewe: Ich kann der An— 
regung des Referenten nur im vollen Umfange bei— 
pflichten. Ich weiſe nur noch auf einen Umſtand 
hin, der auch ſehr dafür zu ſprechen ſcheint, daß eine 
Anderung der Tarifſätze eintreten muß. Ich meine die 
Auslegung, die das Bundesamt für Heimatsweſen dem 
Š 29 des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes gegeben hat. 
Dieſer § 29 beſtimmt bekanntlich, daß diejenigen Bers 
ſonen, die ſich in einem feſten Dienſt- oder Arbeits⸗ 
verhältnis befinden, für die erſten 13 Wochen der 
Hülfsbedürftigkeit von dem Arbeitsorte zu unterſtützen 
ſind. Das Bundesamt hat nun dieſe Beſtimmung 
dahin ausgelegt, daß die Verpflichtung der Arbeits⸗ 
gemeinde nur dann einzutreten hat, wenn die Hülfs⸗ 


Der Vorſtand des weſtpreußiſchen Städtetages 
wird beauftragt, bei der Königlichen Staats— 
regierung eine Abänderung des Kommunal— 
abgabengeſetzes in Anregung zu bringen, durch 
die ſicher geſtellt wird, 

daß eine Veranlagung zur Gemeindeſteuer 

auch nach dem Erlöſchen der Steuerpflicht 

(K. A. G. § 60 Ziffer 2) für die frühere 

Zeit, wenigſtens während einer zu beſtimmen— 

den Friſt, ſtattfinden darf. 

Vorſihender: Erfolgt gegen dieſe Faſſung ein 
Widerſpruch? — Das iſt nicht der Fall. Die Reſolution 
iſt angenommen. 

Wir könnten nun wohl auch gleich den 


Bericht der Rechnungsliommiſſion 


entgegennehmen. Herr Dr. Wannow iſt nicht zu 
haben geweſen. Infolgedeſſen hat Herr Bürgermeiſter 
Stachowitz in Gemeinſchaft mit Herrn Kühnaſt 
die Rechnung geprüft. 

Bürgermeiſter Stachowitz⸗Thorn: Wir haben die 
Rechnung nach jeder Richtung in Ordnung gefunden 
und ſchlagen Ihnen die Erteilung der Entlaſtung vor. 

Vorſitzender: Wünſcht jemand das Wort dazu? 
Das iſt nicht der Fall; ich nehme alſo an, daß die 
Verſammlung die Entlaſtung erteilt. Es erhebt ſich 
kein Widerſpruch, die Entlaſtung iſt erteilt. 

Es iſt jetzt 11 Uhr, und da das Referat zu Punkt 
5 der Tagesordnung mehr als eine halbe Stunde in 
Auſpruch nehmen wird, ſtelle ich Ihnen anheim, ſchon 
jetzt die Pauſe eintreten zu laſſen. GZuſtimmung.) 
Wir wollen um 12 Uhr etwa unſere Beratungen 
fortſetzen. 


Pauſe. 


vorſitzender: Meine Herren, ich eröffne wieder die 
Sitzung. Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 


Empfiehlt AG für kleinere Städte die Durchführung 
einer beſonderen Gemeindegrundſteuer nach dem 
gemeinen Werte des Grundbeſitzes! 


Berichterſtatter Stadtrat Mitzlaff; Danzig: Meine 
Herren! Ich möchte zunächſt meinem Bedauern Aus— 
druck geben, daß mein Mitberichterſtatter, Her Stadt- 
verordneter Hennig -Schwetz nicht anweſend fein kann. 
Er wollte erſt morgen kommen, ſodaß ich das Referat 
allein erſtatten muß. Ich muß das bedauern, einmal 
deshalb, weil die ganze Anregung dazu, daß dieſer 
Punkt auf die Tagesordnung geſetzt wurde, von ihm 
ausgegangen iſt, — oder doch auf ſeine Veranlaſſung 
von dem Magiſtrat Schwetz, — ferner deshalb, weil 
das Thema weſentlich die kleineren Städte betrifft und 
ich, wenn ich hier allein ſpreche, ſelbſtverſtändlich bei 
meinen Erfahrungen nur ausgehen kann von den 
größeren Städten. Ich hoffe zwar, es werden ſich 
daraus die Geſichtspunkte auch für die kleineren Städte 
gewinnen laſſen; trotzdem wäre es wünſchenswert qez 
weſen, wenn auch Herr Hennig hätte ſprechen können. 


امم م n s‏ و — 


das Quartiergeſetz die Quartiergeber nicht, doch wird 
es ſelbſtverſtändlich ſein, daß Ergänzungsſtücke, wie 
z. B. Krippe und Raufe in einem ſonſt als Pferdeſtall 
geeigneten Raum, nicht als Neuanſchaffungen gelten 
können. Die meiſten Gemeinden haben ſich durch Orts- 
ſtatut auch die Heranziehung der Mieter zur Quartier⸗ 
laſt geſichert und belegen nach Bedarf alle Wohnungen, 
deren Inhaber von mindeſtens 420 Mark zur Gemeinde— 
ſteuer veranlagt ſind, oder die als Beamte mehr als 
120 Mark Jahreswohnungsmiete zahlen. Trotzdem 
waren nach unſern wiederholten Erfahrungen und denen 
vieler anderer Städte bei ſtarker Belegung ſolche Bauten, 
die weniger als 2 Jahre alt waren, nicht zu entbehren; 


ſie wurden auch bei Reviſion der Belegungsfähigkeit 


des Ortes durch die Kreiskommiſſion in Berechnung 
gezogen, und es entſtanden Verlegenheiten, wenn die 
Wirte und Einwohner ſolcher Gebäude nicht ſo ent— 
gegenkamen, wie es im Intereſſe unſerer Vaterlands— 
verteidiger eigentlich für jeden Staatsbürger ſelbſtver— 
ſtändlich ſein ſollte. Bekanntlich wird ja auch in Manöver— 
zeiten, beſonders auf dem Lande, von der Quartier— 
befreiungsvorſchrift des 5 4 Nr. 7 ſo gut wie kein 
Gebrauch gemacht. Warum ſollte auch ein Raum, der 
nach § 6 der Weſtpreußiſchen Bauordnung und wahr— 
ſcheinlich auch der meiſten anderen in 3 bis 4 Monaten 
nach Rohbauabnahme dauernd von Mann, Frau und 
Kindern bewohnt werden darf, nicht ebenſo unſern 
Soldaten für ganz kurze Zeit als geſunde Unterkunft 
dienen? 

Es geht hieraus hervor, daß die zweijährige Frei— 
ſtellung neuer Gebäude von der Ouartierlaſt eine 
ähnliche Vergünſtigung für den Grundbeſitz bedeuten 
ſollte, als es die gleich lange Befreiung von der Ge— 
bäudeſteuer geweſen iſt. Seitdem nun die Gebäudeſteuer 
als Staatsſteuer außer Hebung geſetzt wurde, und die 
Gemeindeſteuer als Zuſchlag zu der ſtaatlich veran— 
lagten Gebäudeſteuer alsbald nach Eintritt der ug 
barkeit erhoben wird, iſt auch die Quartiervergünſtigung 
unhaltbar geworden und einer guten Unterbringung der 
gegen das Jahr 1868 doch auch ſehr vermehrten Truppen 
direkt hinderlich. 

Deshalb ſtelle ich Ihnen anheim: 

Der Städtetag wolle die Aufhebung der Nr. 7 

des § 4 des Quartiergeſetzes vom 25. Juni 1868 

oder wenigſtens die Abkürzung der Schonzeit auf 

ein Jahr an maßgebender Stelle in Anregung 
bringen. 

Es bleibe dahin geſtellt, ob das Wort „Schonzeit“ 
glücklich gewählt iſt. 

Vorſitzender: Wenn kein Widerſpruch erfolgt, 
nehme ich an, daß die Verſammlung mit der Reſolution 
einverſtanden ijt. Das UL der Fall. Punkt 7 iſt Daz 
mit erledigt. 


Wir können jetzt wohl den 
Bericht der zu Punkt 4 eingeſetzten Kommiſſton 
entgegen nehmen. 


Berichterſtatter Bürgermeiſter Dembski: Wir haben 
uns über folgende Faſſung der Reſolution geeinigt: 
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Erlaſſes beſonderer Steuerordnungen beſchreiten. Die 
großen Städte in Preußen, die Städte mit mehr 
als 100000 Einwohnern, ſind inzwiſchen bereits faſt 
alle allmählich dazu übergegangen, beſondere Steuer- 
ordnungen zu erlaſſen und nachdem auf dieſe Weiſe 
anderwärts genügende Erfahrungen geſammelt ſind, iſt 
es auch für die mittleren und kleineren Städte an der 
Zeit, ſich die Frage vorzulegen, ob es richtig iſt, an 
dem alten Zuſchlagsſyſtem feſtzuhalten. Ich bin des⸗ 
halb von Ihrem Vorſtande beauftragt, über die Frage 
zu referieren, ob ſich für kleinere Städte die Enführung 
einer Grundbeſitzbeſteuerung nach dem gemeinen Werte 
empfiehlt. In Weſtpreußen giebt es, wie ich durch 
eine Rundfrage feſtgeſtellt habe, noch keine Stadt, in 
der eine beſondere Gemeindegrundſteuer beſteht, und 
nur in Danzig, Graudenz und Marienwerder ſind 
Vorbereitungen im Gange, um die Frage der Ein— 
führung zur Entſcheidung zu bringen. 


Da auf unſerm Städtetag die Frage der Aus— 
geſtaltung der ſtädtiſchen Grundbeſitzſteuer noch nicht 
erörtert worden iſt, bin ich genötigt, mein Thema etwas 
weit zu faſſen und die ganze Materie der kommunalen 
Grundbeſitzbeſteuerung im Zuſammenhange zu behandeln. 


Wir müſſen ausgehen von der ſtaatlichen Be— 
ſteuerung des Grundbeſitzes. Die ſtaatliche Beſteuerung, 
die durch das Grundſteuergeſetz vom 21. Mai 1861 
und das Gebäudeſteuergeſetz von demſelben Tage geregelt 
iſt, zerfällt in zwei ganz getrennte Steuern; der bebaute 
Grundbeſitz einſchließlich der dazugehörigen Höfe und 
der nicht über 1 Morgen großen Hausgärten wird zur 
Gebäudeſteuer, der unbebaute Grundbeſitz zur Grund— 
ſteuer veranlagt. 

Den Maßſtab für die Veranlagung zur Gebäude: 
ſteuer bildet der Nutzungswert der einzelnen Gebäude, 
worunter zu verſtehen iſt der Jahresmietswert ohne 
Abzug der Unkoſten des Eigentümers für Unterhaltung, 
Abgaben und Verzinſung der Hypotheken. Die Gebäude- 
ſteuer fällt alſo in die Klaſſe der Steuern nach dem 
Ertrage. 

Es läßt ſich nicht ſagen, daß eine Beſteuerung 
des bebauten Grundbeſitzes nach dem Ertrage überhaupt 
und ſpeziell für eine kommunale Beſteuerung grund— 
ſätzlich ungeeignet ſei. Denn wenn eine kommunale 
Realſteuer die Grundſtücke treffen ſoll nach dem Maß 
der Vorteile, die ihnen aus der Zugehörigkeit zu dem 
Gemeinweſen erwachſen, ſo drücken ſich dieſe Vorteile 
regelmäßig in der Höhe der Erträge, die dem Eigen— 
tümer aus dem Hauſe erwachſen, aus. 

Daß die Hypothekenzinſen nicht in Abzug gebracht 
werden, iſt auch nicht zu beanſtanden und entſpricht dem 
Standpunkt des Kommunalabgabengeſetzes. Denn der 
Nutzen, der dem Grundſtück aus der Gemeindezugehörig⸗ 
keit erwächſt, iſt unabhängig von der Hypothekenlaſt, die 
auf dem Grundſtück ruht; ein Grundſtück mit Hypotheken⸗ 
ſchulden wird beiſpielsweiſe durch Kanaliſierung der 
Straße genau ebenſo hoch in ſeinem Wert und ſeinen 
Erträgen geſteigert, als wenn es ſchuldenfrei iſt. 

Dagegen entſpricht es nicht den Forderungen der Sez 
rechtigkeit, daß von dem Bruttomietswerte kein Abzug der 
Unterhaltungskoſten gemacht wird, gerechterweiſe kann nur 


Durch das Kommunalabgabengeſetz von 1893 
und das Geſetz wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern 
von demſelben Jahre haben die Steuern vom Grund— 
beſitz eine erhöhte Bedeutung für die ſtädtiſchen Finanzen 
gewonnen. Während bis dahin der Grundbeſitz auch 
vom Staate beſteuert war und im Zuſammenhange 
damit der ſtädtiſche Steuerbedarf in den meiſten Städten 
im weſentlichen durch Zuſchläge zur Einkommenſteuer 
gedeckt wurde, hat der Staat durch die Geſetze von 
1893 bis auf weiteres auf die Erhebung von Grund— 
beſitzſteuern für feine Zwecke verzichtet und dieſe Steuer- 
quelle ganz den Kommunen überlaſſen. Zugleich iſt 
aber auch beſtimmt, daß die Kommunen dieſe Steuer 
quelle regelmäßig mindeſtens in dem Maße ausnutzen 
müſſen, daß der Grundbeſitz mit denſelben Prozentſätzen 
der ſtaatlich veranlagten Grundbeſitzſteuer herangezogen 
wird, als Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer erhoben 
| werden. Die Gründe, auf denen die ſtärkere Heran— 
ziehung des Grundbeſitzes zu den ſtädtiſchen Laſten 
beruht, ſind in der Denkſchrift zum Kommunalabgaben— 
geſetz (S. 920, 921) folgendermaßen dargelegt: 

Die ausſchließliche Aufbringung des Steuerbedarfs 
durch Beſteuerung des Einkommens ſtehe nicht im Ein— 
klange mit den Eigenheiten des Kommunalweſens. Ein 
Teil der Ausgaben der Gemeinde gereiche zwar allen 
Einwohnern mehr oder minder gleichmäßig zum Vorteil; 
ein anderer Teil der Ausgaben komme aber ganz oder 
überwiegend den mit der Gemeinde untrennbar ver— 
bundenen Objekten — Grund- und Hausbeſitz und 
Gewerbebetrieb — zu gute und erhöhe deren Wert 
oder werde durch ſie veranlaßt, ſo die Ausgaben für 
Anlegung und Unterhaltung von Straßen, für den 
Bau von Wegen, Waſſerſtraßen uſw. Daraus ergebe 
ſich, daß die ausſchließliche oder überwiegende Auf— 
bringung des kommunalen Steuerbedarfs durch Ein— 
kommenſteuern ohne Rückſicht auf die Zwecke und die 
Wirkungen der Gemeindeausgaben den Anforderungen 
einer gerechten Steuerverteilung widerſpreche. Inner— 
halb der Kommunalverbände könne die Leiſtungsfähigkeit 
nicht den ausſchließlichen Maßſtab der Beſteuerung 
bilden, er müſſe ergänzt werden durch den Grundſatz 
der Leiſtung und Gegenleiſtung. Neben den die 
Leiſtungsfähigkeit berechtigenden perſönlichen Steuern 
ſei daher regelmäßig ein den Aufwendungen für die 
realen Güterquellen entſprechender Teil des Steuer- 
bedarfs durch Realſteuern aufzubringen. 

Dieſe Ausführungen haben Bedeutung für die 
Geſichtspunkte, welche für eine richtige Geſtaltung der 
Grundbeſitzſteuern in Betracht kommen. 

Die Kommunen find aber nur verpflichtet, über- 
haupt Grundbeſitzſteuern in dem angegebenen Umfange 
zu erheben, dagegen iſt die Art, wie He den Grundbeſitz 
beſteuern wollen, durch das Kommunalabgabengeſetz 
ihnen überlaſſen und nur ſubſidiär, wenn keine beſondere 
Steuerordnung über die Beſteuerung des Grundbeſitzes 
beſteht, iſt ihnen geſtattet, den Grundbeſitz in Form 
von Zuſchlägen zur ſtaatlichen Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuer, die auch nach 1893 fingiert weiter veranlagt wird, 
zu beſteuern. In erſter Linie erwartet das Kommunal: 
abgabengeſetz aber, daß die Kommunen den Weg des 
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beſitzes ausdrücken und es zugleich rechtfertigen, daß 
die Grundeigentümer neben allgemeinen Steuern noch 
beſondere Abgaben von Grundbeſitz entrichten. Dieſe 
Vorteile kommen aber denjenigen Grundſtücken, welche 
gewerblich benutzt werden, in demſelben Umfange zugut, 
wie den nicht gewerblich benutzten, man kann ſogar 
ſagen, in noch höherem Maße, denn für diejenigen 
Stadtteile und Straßen, in denen gewerbliche Anlagen 
beſtehen, ſind die Aufwendungen der Gemeinde infolge 
der ſtarken Inanſpruchnahme der Anlagen höher als 
anderswo, und daher erſcheint es gerechtfertigt, daß 
die gewerblich benutzten Gebäude ebenſo zu einer Steuer 
von Grundbeſitz herangezogen werden, als die Wohn— 
gebäude. Es iſt auch darauf hinzuweiſen, daß das 
bisherige Privileg der gewerblichen Gebäude nur den 
großen Betrieben zugut gekommen iſt, denn das Privileg 
haben nur diejenigen Gebäude, welche zu mehr als ¼ 
ihres Rauminhalts gewerblichen Zwecken dienen, alfo 
meiſtens nur Fabriken und Geſchäftshäuſer, während 
die kleinen Gewerbetreibenden und Hausinduſtriellen, 
welche nur einen kleinen Teil eines Gebäudes für den 
Betrieb benutzen, mit 4% herangezogen werden. Daß 
die Gewerbetreibenden neben der Gebäudeſteuer eine 
beſondere Gewerbeſteuer entrichten, läßt den Anſpruch 
auf weiteres Beſtehen der bevorzugten Behandlung bei 
der Gebäudeſteuer nicht begründet erſcheinen, denn die 
Gewerbeſteuer ſoll den Ausgleich dafür bieten, daß der 
Gemeinde durch die Gewerbebetriebe als ſolche noch 
beſondere Ausgaben erwachſen, wobei vor allem die 
Schul- und Armenlaſten von Bedeutung find. Dagegen 
kommen den gewerblich benutzten Grundſtücken als 
ſolchen aber auch noch alle diejenigen Aufwendungen 
der Gemeinde zugut, welche überhaupt den Grundſtücken 
zugut kommen, und daher iſt es gerechtfertigt, daß die 
Gewerbebetriebe für ihre Grundſtücke dieſelben Grund— 
bejigjteuern entrichten, wie die übrigen Grundſtücks— 
eigentümer. 

Ein weiterer Mangel der ſtaatlichen Gebäude— 
ſteuer iſt die ſeltene Veranlagung. Die letzte 
Veranlagung fand 1893/94 ſtatt und deren Ergebnis 
gilt noch unverändert bis zum 1. April 1910. Eine 
Veranlagung von 15 zu 15 Jahren iſt da unbedenklich, wo 
man es mit Verhältniſſen zu tun hat, die ſich im Laufe 
von 15 Jahren nicht weſentlich verändern. In allen Städ⸗ 
ten, auch in den kleineren, werden aber in einem Zeitraum 
von 15 Jahren mehr oder weniger Veränderungen vor 
ſich gehen, die ſich in einem Steigen oder Fallen der 
Grundſtückswerte und ihre Erträge ausdrücken. Man 
muß dabei nicht bloß daran denken, daß ganze Städte 
infolge beſſerer Verhältniſſe einen ſtarken Aufſchwung 
erfahren, ſondern auch an Verſchiebungen innerhalb 
der Stadt, nämlich zwiſchen den einzelnen Stadtteilen 
wie ſie durch Anlegung von neuen Wegen und Straßen 
Brücken, Straßenbahnen, Anlegung von Bahnhöfen 
und dgl. hervorgerufen werden. Für diejenigen Grund: 
ſtücke, welche jo eine Wert- und Ertragsſteigerung ers 
fahren, bedeutet die 15jährige Veranlagungsperiode 
eine Bevorzugung, für diejenigen, welche einen Wert- 
oder Nutzungsverminderung erlitten haben, eine unge— 
rechte Erſchwerung, und dieſes Verhältnis wird dadurch 


Je weniger bemittelt die Einwohner ſind, 


der Nettoertrag des Grundſtücks die Grundlage bilden. 
Darin liegt nicht bloß ein formeller Unterſchied, denn 
je mehr die Art der Häuſer im ſtädtiſchen Leben 
ſich differenziert, deſto verſchiedener iſt auch bei den 
einzelnen Kategorien das Verhältnis des Bruttomiets⸗ 
werts zu der Höhe der davon abgehenden Unkoſten 
des Eigentümers für Inſtandhaltung uſw. Insbeſondere 
tritt hierin ein großer Unterſchied hervor zwiſchen den 
Häuſern einerſeits mit herrſchaftlichen, andrerſeits mit 
mittleren und Arbeiterwohnungen. Bei den beſſeren 
Wohnungen iſt der Betrag der Miete, der für Inſtand— 
haltung aufgewendet werden muß, verhältnismäßig 
gering. 
deſto mehr erhöhen ſich die Ausgaben für Reparaturen 
und deſto mehr wird ferner mit Mietsausfällen zu 
rechnen ſein, deſto geringer wird alſo ſchließlich auch 
der dem Hauseigentümer verbleibende Nettoertrag. 
Infolgedeſſen trifft eine Steuer, die den Bruttonutzungs— 
wert zugrundelegt, die Häuſer für Kleinwohnungen 
verhältnismäßig ſtärker, als die mittleren und herrſchaft— 
lichen. Das iſt nicht nur ſozialpolitiſch bedenklich, 
ſondern es widerſpricht auch der Gerechtigkeit. 


Auf Grund unſeres Wohnungsſteuermaterials 
einerſeits und des bei der Veranlagungskommiſſion 
vorhandenen Materials andrerſeits haben wir vor 
einigen Jahren bei einer Berechnung ermittelt, daß 
die Bruttomieten im Verhältnis zum Grundſtückswert 
betrugen bei Häuſern mit Kleinwohnungen 7,4, mit 
mittleren Wohnungen 6,4 und mit herrſchaftlichen 
Wohnungen 5,8 %, worin ſich, da anzunehmen iſt, 
daß der Nettoertrag überall den gleichen Zinsſatz 
erreicht, die verſchiedene Höhe der Unkoſten des Eigen— 
tümers deutlich ausprägt. Unter Zugrundelegung dieſer 
Bruttomietserträge ergibt ſich, daß ein Haus mit 
großen Wohnungen im Werte von 50000 M. an 
Miete einbringen wird 3 700 M., ein Haus von gleichem 
Werte mit mittleren Wohnungen 3200 M. und ein 
Haus mit kleineren Wohnungen von gleichem Werte 
2900 M., woraus ſich bei einem 4prozentigen Steuer— 
fuß eine Gebäudeſteuer ergeben würde von 148, 132 
und 120 M. oder bei einem 200prozentigen Zuſchlag 
von 296, 264 und 240 M. Das Haus mit Klein⸗ 
wohnungen zahlt alſo 30 % mehr an Steuern, als 
ein Haus mit herrſchaftlichen Wohnungen von gleichem 
Werte. 

Der Steuerfuß beträgt bei der ſtaatlichen Steuer 
teils 4 teils 2%. Mit 4 % werden beſteuert 
Gebäude, die zu Wohnzwecken dienen, mit 2 % Ge— 
bäude für gewerbliche Zwecke. Dient ein Gebäude 
zum Teil Wohnzwecken, zum Teil gewerblichen Zwecken, 
ſo entſcheidet für die Heranziehung zu der einen oder 
anderen Kategorie regelmäßig die vorwiegende Be— 
ſtimmung des Gebäudes. Die gewerblichen Gebäude 
genießen alſo eine privilegierte Behandlung. Dies 
Privileg erſcheint nicht begründet. Die beſondere 
kommunale Beſteuerung des Grundbeſitzes findet darin 
ihre Begründung, daß dem Grundbeſitz durch die 
Leiſtungen der Gemeinden, insbeſondere durch Straßen— 
anlagen, Kanaliſation und dergl. beſondere Vorteile 
erwachſen, welche ſich in der Werterhöhung des Grund— 


trag der Parzellen etwas höher iſt, als die Pacht, denn 
der Pächter will doch etwas übrig behalten, ſodaß die 
Steuer wohl höchſtens 2% vom Ertrage betragen wird, 
während die Gebäudeſteuer normaler Weiſe 4% beträgt. 
Die Ungleichheit gegenüber der Gebäudeſteuer, auch 
bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken, tritt hierin deutlich 
hervor. 

Bei der Verwendung als ſtädtiſche Steuer kommt 
aber noch hinzu, daß eine Schätzung alles unbebauten 
Grundbeſitzes lediglich nach dem landwirtſchaftlichen 
Reinertrage bei ſtädtiſchen Verhältniſſen ein Unding iſt, 
weil dabei die Verwendung zu Lagerplätzen oder 
als Bauland ganz unberückſichtigt bleibt. 

Ich habe mir ausgerechnet, in welchem Verhältnis 
bei uns in Danzig die Pachterträge von Lagerplätzen, 
die der Stadt gehören und von dieſer verpachtet ſind, 
zum landwirtſchaftlichen Reinertrage ſtehen, der bei der 
Grundſteuer angenommen iſt, und die ſtaatliche Grund— 
ſteuer ſelbſt. Ich habe dabei das Reſultat erhalten, 
daß die Stadt ſieben Lagerplätze verpachtet hat für 
4400 M., während die Grundſteuer nur beträgt 
4,78 M. — 0,11 %, das darin zu Tage tretende 
Misverhältnis iſt eklatant. 

Der Ertrag, den ein unbebautes Grundſtück ab— 
wirft, beſteht bei ſtädtiſchen Verhältniſſen keineswegs 
aber bloß im landwirtſchaftlichen Reinertrage oder im 
Mietswert als Lagerplatz, ſondern die allgemeine Kon— 
junktur kann dem Eigentümer ohne ſein Zutun infolge 
allmählicher Steigerung des Wertes ſeines Grundſtücks 
jährlich große Gewinne in den Schoß werfen, die zu— 
nächſt freilich nur auf dem Papier ſtehen, die ſich aber 
realiſieren, ſobald ein Verkauf des Grundſtücks erfolgt. 
Die angemeſſene Beſteuerung dieſer Konjunktur— 
gewinne, die dem Eigentümer lediglich infolge der 
ſonſtigen Entwicklung des Kommunalweſens, dem er 
angehört, zufällt für kommunale Zwecke, iſt ein Gebot der 
Gerechtigkeit, wobei auch in Betracht kommt, daß eine ent— 
ſprechende Beſteuerung dazu beitragen würde, eine über— 
mäßige Spekulation mit Bauplätzen einzudämmen. Bei der 
ſtaatlichen Grundſteuer finden dieſe Verhältniſſe aber 
gar keine Berückſichtigung. Der Konjunkturgewinn des 
Eigentümers wird zwar, falls eine Umſatzſteuer beſteht, 
durch dieſe auch mitgetroffen, indeſſen die Umſatzſteuer 
trifft den früheren Erwerbspreis und den dazugekommenen 
Gewinn nur in gleichem Maße, und deshalb liegt in 
der Mitbeſteuerung des Gewinns bei der Umſatzſteuer 
kein ausreichendes Aquivalent dafür, daß jahrelang bei 
der Jahresſteuer die Wirkung der Konjunktur ganz 
unberückſichtigt geblieben iſt. 

Es ergibt ſich alſo, daß unter Zugrundelegung 
der ſtaatlichen Grundſteuer der ganze unbebaute 
Grundbeſitz gegenüber dem bebauten un verhält— 
nismäßig niedrig zur Steuer herangezogen wird, 
vor allem Lager- und Bauplätze nicht dem 
Nutzen, den ſie abwerfen, entſprechend getroffen werden. 
Die Zahlen, die ich mir erlaubt habe, aus Danzig 
anzuführen, ſind ja nicht unbedingt maßgebend für die 
Verhältniſſe in den kleineren Städten, aber ſie zeigen 
die Linie, in der ſich wohl überall die Entwicklung 
vollzieht; in den kleineren Städten in geringem Maße, 
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noch größer, daß der Veranlagung nicht der momentane 
Zuſtand bei Beginn der Veranlagungsperiode, ſondern 
der zehnjährige Durchſchnitt davor zugrundegelegt wird, 
ſodaß die Beſteuerung gegen Ende der Veranlagungs— 
periode auf Verhältniſſe gegründet iſt, welche bis zu 
25 Jahren zurückliegen. 

Alles in allem wird man hiernach ſagen müſſen, 
daß die ſtaatliche Gebäudeſteuer auf ſtädtiſche Ver⸗ 
hältniſſe nicht berechnet iſt, ſodaß ſich aus ihrer 
Anwendung auf ſtädtiſche Verhältniſſe erhebliche Män— 
gel ergeben. 

Noch weniger brauchbar iſt die Beſteuerung des 
unbebauten Grundbeſitzes auf Grund der ſtaatlichen 
Grundſteuer. Die ſtaatliche Grundſteuer iſt folgender⸗ 
maßen geordnet: Den Maßſtab der Veranlagung bil⸗ 
det der landwirtſchaftliche Reinertrag der Grundſtücke, 
der ſich je nach der Kulturart der betreffenden Liegenſchaft 
nach den Kategorien (Ackerland, Garten, Wieſe, Weide, 
Holzung, Odland) und nach der Bonität der Parzelle 
beſtimmt. Der von den einzelnen Grundſtücken zu 
entrichtende Steuerbetrag iſt dann in der Weiſe feſt⸗ 
geſtellt, daß bei der erſten Veranlagung im Anfange 
der Sechziger Jahre für den ganzen Preußiſchen Staat 
der fixierte Betrag von 30 Millionen feſtgeſetzt und 
auf die einzelnen grundſteuerpflichtigen Grundſtücke nach 
ihrer Kulturart und Bonität verhältnismäßig repartiert 
wurde, und der damals auf die einzelnen Grundſtücke 
verteilte Betrag gilt unverändert auch heute noch, gleich— 
gültig was mit dem Grundſtück inzwiſchen geſchehen 
iſt, auch wenn es eine ganz andere Kulturart erhalten 
und der Ertrag ſich vervielfältigt hat. Denn nach dem 
Grundſteuergeſetz findet eine periodiſche Neuveranlagung, 
wie bei der Gebäudeſteuer, nicht ſtatt. Die einzige 
Anderung, die überhaupt eintreten kann, iſt die, daß 
eine Liegenſchaft bebaut wird und damit aus dem 
Kreiſe der grundſteuerpflichtigen Grundſtücke in die Reihe 
der gebäudeſteuerpflichtigen übertritt. Alle übrigen 
Veränderungen, die eintreten können, veranlaſſen keine 
Anderung der Veranlagung. 

Daß eine Steuer, die den Beſtand des Grund— 
beſitzes vor 40 Jahren zur Grundlage hat, mit den 
Verhältniſſen der Gegenwart vielfach in eklatantem 
Widerſpruch ſtehen muß, bedarf keiner Ausführung. 
Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Methode, günſtigere 
Abſatzverhältniſſe infolge der Anlegung von Chauſſeeen 
und Eiſenbahnen, Anderung der Kulturart und dergl. 
haben die Erträge der einzelnen Grundſtücke geſteigert, 
während umgekehrt der Geldwert geringer geworden 
iſt. Die damals feſtgeſetzten Steuererträge werden alſo 
durchaus nicht mehr den Verhältniſſen der Gegenwart 
gerecht. Einige Zahlen aus Danzig, die ich aber nur 
mit großer Reſerve vortragen kann, weil ich nicht 
Zeit hatte, mir umfaſſenderes Material zu beſchaffen, 
mögen zur Erläuterung dienen. Ich habe ver— 
glichen die Pachtſumme, die Danzig für eine Anzahl 
von Parzellen bekommt und die Höhe der Steuer. 
Danzig hat eine Reihe kleinerer Parzellen in den 
Danziger Vorſtädten verpachtet für zuſammen 3151 M. 
Die Grundſteuer dafür beträgt 82,89 M. = 2,57 %, 
wobei man berückſichtigen muß, daß tatſächlich der Gre 
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liniengeſetz vom 2. Juli 1875 hängt mehr oder weniger 
von Zufälligkeiten ab. In beſtehenden Straßen erfolgt 
eine Baufluchtlinienfeſtſetzung, auch wenn unbebaute 
Grundſtücke an der Straße liegen, nur, wenn die tats 
ſächlich beſtehenden Fluchten geändert werden ſollen. 
Noch mehr ſpielen Zufälligkeiten aber eine Rolle bei 
der Feſtſetzung von Fluchtlinien für unbebautes Gelände. 
Dazu kommt die undurchführbare Bemeſſung der Höhe 
der Steuern. „Liegenſchaften, welche durch die Feſt— 
ſetzung von Baufluchtlinien in ihrem Werte erhöht 
worden ſind,“ ſagt die Vorſchrift, ſollen nach Maßgabe 
„dieſes“ höheren Wertes, alſo des durch die Fluchtlinie 
hervorgerufenen höheren Wertes zu einer höheren Steuer 
als die übrigen Liegenſchaften herangezogen werden 
dürfen. Es muß ſchon als zweifelhaft bezeichnet werden, 
ob die Fluchtlinienfeſtſetzung als ſolche überhaupt einem 
Grundſtück einen Mehrwert verleiht. Denn aus der 
Fluchtlinienfeſtſetzung ergibt ſich nicht auch ſchon die 
Abſicht der Verwaltung, die betreffende Straße bald 
auszubauen, jedenfalls aber wird es nicht möglich ſein, 
diejenige Wertſteigerung, die durch die Fluchtlinienfeſt— 
ſetzung hervorgerufen iſt, zu ſcheiden von derjenigen, 
die auf der allgemeinen Konjunktur und anderen Um— 
ſtänden beruht. Zudem iſt es nicht verſtändlich, wes- 
halb denn nur die Wertſteigerung, die auf die Flucht— 
linienfeſtſetzung zurückzuführen iſt, mit einer Extraſteuer 
belegt werden ſoll und nicht auch die ſonſtige ohne 
Zutun des Beſitzers durch die Konjunktur hervorgerufene. 


Will man die Mängel der ſtaatlichen Beſteuerung 
beſeitigen, ſo bleibt alſo nichts übrig, als das Syſtem 
der Erhebung von Prozenten zu den ſtaatlichen Steuern 
fallen zu laſſen und auf Grund des § 25 die ganze 
Grundbeſitzbeſteuerung ſelbſtändig zu regeln. In der 
Art der Ausgeſtaltung haben die Kommunen durch den 
mitgeteilten § 25 vollſtändig freie Hand. § 25 weiſt 
nur beiſpielsweiſe darauf hin, daß die Veranlagung 
insbeſondere erfolgen könne nach dem Reinertrage bezw. 
Nutzungswert einer oder mehrerer Grundſtücke, nach 
dem Pacht- bezw. Mietswerte oder dem gemeinen Werte 
der Grundſtücke und Gebäude nach den in der Gemeinde 
ſtattfindenden Abſtufungen des Grundbeſitzes oder nach 
einer Verbindung mehrerer dieſer Maßſtäbe. In der 
Hauptſache Aber werden doch nur zwei Typen in Frage 
kommen: eine verbeſſerte Beſteuerung nach dem Ertrage 
und die Beſteuerung nach dem gemeinen Wert. Über 
beide Typen ſind vom Finanzminiſter Muſter aus⸗ 
gearbeitet worden. Die alte Muſterordnung, mitgeteilt 
mit der A. A. zum K. A. G., baſiert auf dem Er⸗ 
trage, die neuere auf der Grundlage des gemeinen 
Werts, iſt durch Erlaß vom 2. Oktober 1899 jetzt in 
erſter Linie zur Einführung empfohlen. 


Die Beſteuerung nach dem Ertrage iſt eine vers 
beſſerte Auflage des ſtaatlichen Syſtems. Sie beruht 
auf demſelben Beſteuerungsprinzip, aber, während die 
ſtaatliche Beſteuerung den bebauten und unbebauten 
Beſitz verſchieden behandelte und bei dem bebauten 
den Bruttomietswert, bei dem unbebauten den land— 
wirtſchaftlichen Reinertrag zu Grunde legte, wird jetzt 
zu Grunde gelegt der wirkliche Ertrag, den das einzelne 
Grundſtück tatſächlich erzielt hat. Die Veranlagung 


in den größeren Städten mehr. Auch für die kleinen 
Städte wird alſo die Grundſteuer regelmäßig als nicht 
geeignet zu bezeichnen ſein. 

Es fragt ſich nun, was zu tun iſt, um dieſen 
Mängeln abzuhelfen. Daß der Staat die Grund— 
und Gebäudeſteuer-Geſetzgebung einer Reviſion unter⸗ 
zieht, iſt wohl ausgeſchloſſen, nachdem er auf die 
Erhebung dieſer Steuer für ſtaatliche Zwecke Ver— 
zicht geleiſtet hat. Die Kommunen müſſen ſich ſelbſt 
helfen. Sie können das dadurch, daß ſie die 
Grundbeſteuerung im Wege des Erlaſſes beſonderer 
Steuerordnungen ſelbſtändig ordnen. Das Kommunal⸗ 
abgabengeſetz hat in dieſer. Beziehung folgende den 
Kommunen einen genügenden Spielraum gewährende 
Beſtimmungen getroffen: 

„Ss 25. 

Den Gemeinden iſt die Einführung beſonderer 

Steuern vom Grundbeſitz geſtattet. 


Die Umlegung kann insbeſondere erfolgen nach 
dem Reinertrage bezw. Nutzungswerte eines oder 
mehrerer Jahre nach dem Pacht- bezw. Mietswerte 
oder dem gemeinen Werte der Grundſtücke und Gebäude, 
nach den in der Gemeinde ſtattfindenden Abſtufungen 
des Grundbeſitzes oder nach einer Verbindung mehrer 
dieſer Maßſtäbe. 

S 27. 

Die Steuern vom Grundbeſitz ſind nach gleichen 
Normen und Sätzen zu verteilen. 

Liegenſchaften, welche durch die Feſtlegung von 
Baufluchtlinien in ihrem Werte erhöht worden ſind 
(Bauplätze), können nach Maßgabe dieſes höheren Wer— 
tes zu einer höheren Steuer als die übrigen Liegen— 
ſchaften herangezogen werden. Dieſe Beſteuerung muß 
durch Steuerordnung geſichert werden.“ 

Es iſt gut, ſich gleich klar zu machen, daß mit 
der zuletzt genannten Beſtimmung, die von der Bau— 
platzſteuer handelt, nichts anzufangen iſt. Man könnte 
ja der Auſicht ſein, daß der Hauptfehler, an dem 
das ſtaatliche Syſtem leidet, in der ungenügenden Be— 
ſteuerung der durch die Konjunktur in ihrem Werte 
manchmal außerordentlich geſteigerten Grundſtücke zu 
ſehen iſt, und daß man ſich daher damit begnügen 
könnte, die ſtaatliche Beſteuerung im übrigen beſtehen 
zu laſſen und daneben nur eine beſondere Bauplatzſteuer 
auf Grund des 5 27 einzuführen. Aber die Beſtimmung 
des § 27, die erſt im Abgeordnetenhauſe in das Geſetz 
eingefügt worden iſt, hat ſich in der Praxis als nicht 
durchführbar erwieſen. Nur eine einzige der preußiſchen 
Städte von mehr als 100000 Einwohnern, nämlich 
Berlin, hat eine Bauplatzſteuer eingeführt, hat ſie aber 
nach kurzer Zeit wieder aufgehoben. Aus dem Wort— 
laut der Beſtimmung ergibt ſich, daß das Ziel, die 
lediglich durch die Konjunktur dem Grundbeſitzer zu— 
fallenden Gewinne zu treffen, auf dieſem Wege erreicht 
werden kann. Zunächſt iſt die Abgrenzung der dieſer 
Steuer unterliegenden Grundſtücke auf „Liegenſchaften, 
welche durch die Feſtſetzung von Baufluchtlinien in 
ihrem Werte erhöht worden ſind“ willkürlich. Denn 
ob für ein unbebautes Grundſtück eine Bauflucht⸗ 
linie feſtgeſetzt wird, — nämlich gemäß dem Flucht- 


Gütern in der Nähe der Städte, — ferner bei Grunde 
ſtücken, die zu Lagerplätzen benutzt werden, ſich der 
gemeine Wert darſtellt als der kapitaliſierte Ertrag. 
Die Steuer wird alſo dem Ertrage entſprechen, aber 
dem wirklichen Ertrage, im Gegenſatz zu dem, der bei 
der ſtaatlichen Veranlagung zugrunde gelegt war. 

Dazu kommt, daß es bei dieſer Beſteuerungsform 
auch gelingt, die Konjunkturgewinne zu beſteuern. Bei 
denjenigen Grundſtücken, die durch Konjunkturgewinne in 
ihrem Werte erhöht ſind, wird allerdings der Wert nicht im 
Einklang ſtehen mit dem Ertrage und die Beſteuerung 
nach dem Wert wird höher ſein, als ſie dem Ertrage 
entſprechend wäre, aber man braucht dabei nicht eine 
ungerechte Beſteuerung zu befürchten. Man kann ſich 
das an einem einfachen Exempel klar machen. Wenn 
eine Stadt einen hohen Satz der Steuer nach dem 
gemeinen Wert hat, jo it das ein Satz von 4 pro Mille. 
Man kann nun wohl mindeſtens rechnen, daß ein 
Bauſpekulant von ſeinen Terrains ſeine Zinſen hat in 
der Form, daß ſich ſpäter die Zinſen in dem erhöhten 
Kaufpreis realiſieren. Wenn Sie annehmen, daß ſich 
ſein Grundſtück für ihn, zunächſt allerdings noch latent, 
mit 3—4 % verzinſt, ſo ſind 4 pro Mille kein unbilliges 
Verlangen gegenüber einem Beſitzer, der ohne jedes 
Zutun Tauſende gewinnt. 

Man pflegt leicht in den Kreiſen der Grundbeſitzer 
wenn von der Beſteuerung des Baulandes durch die 
gemeine Wertſteuer die Rede iſt die Befürchtung aus— 
zuſprechen, es wäre eine nicht gerechtfertigte Ungerechtigkeit, 
wenn man alles unbebaute Land als Bauland be— 
werten wollte. Das wäre allerdings ganz verkehrt, aber 
das will man auch garnicht. Es ergibt ſich aus dem 
Begriff des gemeinen Wertes, daß eine mögliche Be— 
bauung nur dann in Rückſicht gezogen werden kann, 
wenn ſie ſchon gegenwärtig eine Steigerung des Wertes 
hervorbringt. Ich weiſe dabei hin auf einige Vorſchriften 
des Finanzminiſters für die Ergänzungsſteuer. Da 
ſpielt ja auch der gemeine Wert eine Rolle, dort wird 
auch die Steuer erhoben vom Grundbeſitz nach Maß— 
gabe des gemeinen Werts, und es iſt nun durch den 
Finanzminiſter in der ſogenannten techniſchen Anleitung 
vom 26. Dezember 1893 hinſichtlich der Feſtſtellung des 
gemeinen Wertes bei Grundſtücken beſtimmt: 

Artikel III. 
Der gemeine Wert iſt derjenige, den das Grund— 
ſtück für jeden Beſitzer haben kann. Der Wert 
von Annehmlichkeiten und Bequemlichkeiten, die 
einem jeden Beſitzer ſchätzbar ſind, wird dem ge— 
meinen Werte beigerechnet. 
Der durch beſondere Umſtände bedingte außer— 
ordentliche Wert eines Grundſtücks oder der Wert 
beſonderer Vorliebe, wie er aus zufälligen Eigen— 
ſchaften oder Verhältniſſen entſteht, die dem Grund⸗ 
ſtück in der Meinung oder nach den Verhältniſſen 
ſeines jeweiligen Beſitzers einen Vorzug vor 
anderen Grundſtücken gleicher Art beilegen, bleiben 
unberückſichtigt. 

Artikel IV. 
Die Erwartung zukünftiger einträglicherer Be— 
nutzung iſt bei der Schätzung des gemeinen Wertes 
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fol nach der Muſterordnung nicht alle 15 Jahre erz 
folgen, ſondern alljährlich, oder alle drei Jahre. Zwiſchen 
dem bebauten und unbebauten Grundbeſitz wird dabei 
kein Unterſchied gemacht. 

Daß dieſe Form der Beſteuerung eine erhebliche 
Verbeſſerung gegenüber dem ſtaatlichen Steuerſyſtem 
darſtellt, iſt unzweifelhaft. Die meiſten der Mängel 
die dem ſtaatlichen Syſtem anhaften, werden hierdurch 
beſeitigt. | 

Die kurze Veranlagungsperiode geſtattet die Berück— 
ſichtigung aller in der Benutzung des Grundſtücks ein— 
tretenden und auf die Höhe des Ertrages einwirkenden 
Veränderungen, auch das Privileg der gewerblichen 
Gebäude fällt, da nur ein Steuerfuß für alle Grund— 
ſtücke ohne Ausnahme feſtgeſetzt wird, von ſelbſt hin— 
weg. Auch wird bei den nicht landwirtſchaftlich benutzten 
Grundſtücken, die z. B. als Lagerplatz Verwendung 
finden, der durch dieſe Benutzung erzielte Ertrag voll 
erfaßt. 

Einige Mängel bleiben jedoch beſtehen. Bei 
Gebäuden bleibt, wenn man mit der Muſterordnung 
qu der Beſteuerung nach dem Bruttoertrage feſthält, 
— den Nettoertrag zugrundezulegen würde erhebliche 
Schwierigkeiten bieten, — die privilegierte Behandlung 
der Wohnhäuſer mit beſſeren Wohnungen gegenüber 
den Häuſern mit mittleren und Arbeiterwohnungen 
beſtehen. Vor allem aber wird bei dem unbebauten 
Beſitz der Konjunkturgewinn der Eigentümer von Bau— 
gelände gar nicht getroffen. Dazu kommt noch, daß 
die Veranlagung, die von der Gemeindeverwaltung 
ganz ſelbſtändig vorgenommen werden muß, der Ge— 
meinde eine erhebliche Arbeit verurſacht. 

Die Beſteuerung des Grundbeſitzes nach dem 
Ertrage hat ſich aus dieſen Gründen auch nur wenig 
eingebürgert. Von den Großſtädten haben ſich nur 
drei, nämlich Altona, Halle, Berlin, dieſem 
Syſtem angeſchloſſen. Die Mehrzahl — es ſind dies 
die Städte: Aachen, Barmen, Breslau, Char— 
lottenburg, Köln, Krefeld, Dortmund, 
Düſſeldorf, Elberfeld, Eſſen, Kiel, neuerdings 
auch Stettin — haben das zweite Syſtem, nämlich 
das Syſtem des gemeinen Werts, acceptiert, von den 
Großſtädten mit dem Ertragsſyſtem iſt inzwiſchen meines 
Wiſſens Halle auch bereits zum Syſtem des gemeinen 
Werts übergegangen. 

Die Beſteuerung baſiert bei dieſem Syſtem, das 
den eigentlichen Gegenſtand meines Referats bildet, 
formell auf einem anderen Beſteuerungsprinzip. Die 
Veranlagung erfolgt hier ſowohl bei bebautem, wie bei 
unbebautem, bei gewerblichem und nichtgewerblichem 
Beſitz durchweg nach Maßgabe des gemeinen Werts 
des Grundſtücks, wobei nnter gemeinem Wert zu vers 
ſtehen iſt der Kaufwert, mit dem das Grundſtück im 
wirtſchaftlichen Verkehr allgemein bewertet wird. 

Bei dieſer Beſteuerungsart werden alle diejenigen 
Mängel vermieden, die dem ſtaatlichen Syſtem anhaften. 

Die Hauptwirkung tritt hervor beim unbebauten 
Beſitz. Man wird aus dem Begriff des gemeinen 
Werts entnehmen, daß bei ſolchen Grundſtücken, die 
normal landwirtſchaftlich benutzt werden, — vor allen 


ſtücks, das nicht verkauft iſt, annähernd zu beſtimmen, 
wenn man bedenkt, daß es nicht darauf ankommt, den 
höchſtmöglichen Wert herauszurechnen. Es kommt aber 
hinzu, daß dieſe gemeinen Werte bei der Ergänzungs- 
ſteuer vom Staate auch ſchon geſammelt ſind. Die 


Kommune kann alſo das geſamte Ergänzungsſteuer— 


material verwerten und daraufhin ihre Veranlagung 
vornehmen. Für die erſtmalige Veranlagung wird es 
ſich vielleicht empfehlen, einfach die Werte der Er— 
gänzungsſteuer zu übernehmen, ſpäter wird man vor— 
ſichtiger vorgehen und ſelbſt Material ſammeln müſſen. 
Will man fremde Hülfe zuziehen, jo wird der Kataſter⸗ 
kontrolleur derjenige ſein, der für eine Kommune die 
Arbeiten ausführen könnte, denn er macht ja auch die 
Vorarbeiten für die Ergänzungsſteuer. 


Nach alledem meine ich, daß die Beſteuerung 
nach dem gemeinen Wert in der Tat allen Anforderungen 
genügt, die an eine gerechte Beſteuerung vom Stand— 
punkte der Cenſiten zu ſtellen ſind. Die Mängel, um 
deren Beſeitigung es ſich handelt, treten, wie ich ſchon 
vorher bemerkte, in gleicher Art wenn auch in kleinerem 
Umfange in den kleineren Städten hervor; es wird fich 
alſo die Beſteuerung nach dem gemeinen Wert für 
kleinere und größere Städte gleichmäßig eignen. Ich 
habe kein Bedenken, ſie als die beſte Beſteuerungsform 
zu bezeichnen. 


Die vorſtehenden Ausführungen bezogen ſich aber 
bloß auf den Standpunkt der Cenſiten, die Frage hat aber 
noch eine andere Seite, die finanzielle Seite. Aus meinen 
Ausführungen geht hervor, daß bei der Beſteuerung 
nach dem gemeinen Wert der unbebaute Beſitz — die 
Lagerplätze — und die gewerblich benutzten Gebäude 
höher beſteuert werden. Es fragt ſich, ob dieſe Mehr— 
beſteuerung auch in Form eines Mehrertrages für die 
ſtädtiſche Kaſſe in Erſcheinung tritt. In dieſer Be— 
ziehung kommen die Beſtimmungen des Kommunal— 
abgabengeſetzes über die Aufſtellung des Finanzplanes 
und die Verteilung des jährlichen Steuerbedarfs in 
Betracht. Es beſtimmt § 57, daß bei der Verteilung 
des Bedarfs auf die verſchiedenen Steuerarten das 
Aufkommen einer beſonderen Gemeindeſteuer je nach 
ihrer Einrichtung und Beſchaffenheit auf denjenigen 
Teil des Steuerbedarfs zu verrechnen iſt, welcher durch 
Prozentſätze der entſprechenden vom Staate veranlagten 
Steuer aufzubringen iſt. Alſo durch die beſondere 
Gemeindegrundſteuer darf immer nur gerade ſoviel auf— 
gebracht werden, als aufkommen würde, wenn die in 
dem Verteilungsplan eingeſtellten Prozentſätze der ſtaat— 
lichen Grund- und Gebäudeſteuer erhoben würden. 
Es muß mithin je nach dem in den Steuerplan eins 
geſtellten Prozentſatz der ſtaatlichen Grund- und Gebäude— 
ſteuer alljährlich ein Promilleſatz für die gemeine Wert— 
ſteuer beſtimmt werden, derart, daß dadurch das gleiche 
Aufkommen erzielt wird, wie bei dem betreffenden 
Prozentſatz an ſtaatlicher Steuer. Wenn daher nicht 
gleichzeitig in den Steuerplan ein höherer Prozentſatz 
an ſtaatlicher Grund- und Gebäudeſteuer eingeſetzt wird, 
ſo entſtehen aus der Einführung der Gemeindeſteuer 
nach dem gemeinen Wert für die ſtädtiſchen Finanzen 
keine Mehrerträge, ſondern die neue Steuer wirkt nur 
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des Grundſtücks nur inſoweit zu berückſichtigen, 
als ſie im Handel und Wandel ſchon gegenwärtig 
eine Preisſteigerung bewirkt. 


2. Beiſpielsweiſe kommt bei Grundstücken in der 

Nähe großer Städte nicht der Wert in Betracht 
3 den fie künftig durch die Bebauung mit Häufern 

erlangen können, wohl aber der Wert, der gegen 

wärtig für Grundſtücke von gleicher oder ähnlicher 

Lage und Beſchaffenheit im Hinblick auf eine 

künftige gebäudereichere Benutzung tatſächlich er— 

zielt wird, ſelbſt wenn der gegenwärtige Nutzungs— 
ertrag der Grundſtücke dieſem Wert nicht entſpricht. 
3. Andererſeits iſt beiſpielsweiſe der Wert eines zum 

Betriebe der Land- und Forſtwirtſchaft beſtimmten 

Landgutes unter Berückſichtigung ſeines gegen— 

wärtigen Beſtandes und ſeiner gegenwärtigen 

Beſchaffenheit und Nutzungsweiſe, nicht aber nach 

dem Preiſe zu bemeſſen, der erzielt werden könnte, 

wenn das Landgut in einzelne kleine Teile zerlegt, 
verwertet oder ganz oder teilweiſe in anderer 

Weiſe bewirtſchaftet oder genutzt würde. 

Damit erledigen meines Erachtens ſich die großen 
Befürchtungen, die in den Kreiſen der Grundbeſitzer 
vielfach geäußert werden. 

Ich möchte auch auf Erfahrungen aus der Praxis 
hinweiſen, auf Zahlen, die mir vorliegen darüber, wie 
ſich die Cenſiten in Städten, wo die Beſteuerung nach 
dem gemeinen Wert eingeführt iſt, zu den Veranlagungen 
geſtellt haben, ich weiſe auf die Zahl der Einſprüche. 
Ich habe die Zahlen hier von Dortmund. In Dort— 
mund fand die erſte Veranlagung nach dem gemeinen 
Wert 1899 ſtatt. Unter 5007 Cenſiten waren damals 
378, die Einſpruch erhoben, während bei der Staats- 
einkommenſteuer durchſchnittlich immer 10% Einfprüche 
ſind. Im nächſten Jahre iſt aber die Zahl der Ein— 
ſprüche ſchon auf ½ heruntergegangen, bei 5736 Gen: 
ſiten kamen 102 Einſprüche vor, und nur zwei davon 
führten zur Klage. 

Auch bei dem bebauten Grundbeſitz bewirkt die 
Beſteuerung nach dem gemeinen Wert, daß die Mängel 
der ſtaatlichen Gebäudeſteuer beſeitigt werden. Bei 
dem bebauten Grundſtück iſt das, was den gemeinen 
Wert beſtimmt, regelmäßig der Nettoertrag, den das 
Grundſtück abzüglich der Unterhaltungskoſten für den 
Eigentümer abwirft, die bebauten Grundſtücke werden 
alſo regelmäßig entſprechend ihrem Nettoertrage beſteuert 
werden, und damit wird die Ungleichheit in der ſtaat— 
lichen Gebäudebeſteuerung, bei der die Häuſer mit 
beſſeren Wohnungen ungerecht bevorzugt werden, be— 
ſeitigt. Auch das erörterte Privileg der gewerblichen 
Gebäude würde, da für alle Grundſtücke nur ein Steuer— 
ſatz gilt, hinwegfallen. 

Das Veranlagungsgeſchäft ſelbſt iſt bei dem Syſtem 
des gemeinen Werts nicht allzu ſchwierig. Es handelt 
ſich darum Material zu ſammeln für die Beurteilung 
des Wertes eines beſtimmten Grundſtücks, und das iſt 
dadurch möglich, daß man die tatſächlich gezahlten Rauf 
preiſe aus der betreffenden Gegend, der Straße, dem 
Stadtviertel ſammelt. Dadurch bekommt man genü— 
gendes Material, um den Wert eines anderen Grund— 
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den unbebauten Grundbeſitz in erhöhtem Maße Bers 
anzieht, auch Grundſtücke mit größeren Hausgärten 
etwas höher heranzieht als bisher. Nach meinen 
Unterlagen iſt die Steigerung nicht ſo gefährlich, 
wie ich eigentlich erwartet hatte. Ich habe 10 Grund- 
ſtücke mit größeren Hausgärten aus allen Teilen der 
Stadt ausgewählt und habe gefunden, daß die Ge— 
ſamtſteuer des Grundſtückes fi) um 10% ſteigert. 
Das iſt ja nicht erfreulich, aber immerhin eine Laſt, 
die ertragen werden kann. Bei den gewerblichen Ge— 
bäuden iſt infolge Aufhebung des früheren Privilegs 
eine ſtarke Steigerung zu verzeichnen. Sie betrug bei 
meinen Beiſpielen 77%. 

Bei den Wohngebäuden habe ich unterſchieden 
ſolche mit herrſchaftlichen, mittleren und kleineren Woh— 
nungen. Hier tritt es ganz deutlich zu Tage, daß der 
gemeine Wert der Wohngebäude, der ſich ja nach dem 
Nettoertrage richtet, eine größere Entlaſtung herbei— 
führt für die Gebäude mit Arbeiterwohnungen, als 
für andere. Bei allen muß aber eine Entlaſtung ein— 
treten, weil das Mehr die unbebauten und gewerb— 
lichen Grundſtücke aufbringen. Bei den Gebäuden mit 
herrſchaftlichen Wohnungen beträgt die Entlaſtung 9 %, 
bei den mittleren 12%, und bei den kleineren 23 %. 


Eine Verſchiebung tritt natürlich auch ein 
zwiſchen den einzelnen Stadtteilen, und das iſt ja auch 
von Bedeutung. Stadtteile, die ſich in einer rück— 
gehenden Konjunktur befinden, werden eine Entlaſtung 
erfahren, weil bei einer dreijährigen Veranlagung die 
Veranlagung weit ſchneller den Veränderungen im 
Grundbeſitz folgen kann, umgekehrt werden Stadtteile 
in aufſteigender Konjunktur eine Steigerung erfahren. 
Desgleichen werden belaſtet Stadtteile mit großen 
unbebauten Flächen, mit vielen Fabrikbetrieben, mit 
vorwiegend herrſchaftlichen Wohnungen, entlaſtet da— 
gegen die Stadtteile mit überwiegend kleineren Wohnungen. 
Ich habe nähere Zahlen über die Danziger Verhältniſſe 
auch hier, will Sie aber damit nicht behelligen. 

Ich habe dann ferner eine Berechnung darüber auf— 
geſtellt, was für Erträge man erzielt, wenn man die 
neue Beſteuerung nicht blos zu einer anderweitigen 
Verteilung benutzen, ſondern auch für die Stadtfinanzen 
nutzbar machen will. Wenn die Wohngebäude ebenſo 
hoch belaſtet werden, wie bisher, dann beträgt das 
Plus aus dem unbebauten Beſitz und dem gewerblich 
benutzten 135000 M. Das iſt gleich einem weiteren Zu⸗ 
ſchlag von 27% zur ſtaatlichen Steuer. Dies würde das 
Maximum ſein, das wir bei uns durch die neue 
Steuer erzielen könnten, wenn wir es bei den Wohn⸗ 
gebäuden im großen und ganzen bei der alten Steuer 
beließen. 

Man kann weiter auch ſo procedieren, daß man 
die bewohnten und die gewerblichen Grundſtücke wie 
bisher beſteuern und nur das Mehr aus dem un 
bebauten Beſitz behalten will. In dieſem Falle würde 
ſich bei uns ein Mehr von 71000 M. ergeben, was 
einem Zuſchlage von 14% zur ſtaatlichen Steuer 
gleichkäme. 

Dieſe Zahlen ſind natürlich nur ein Beiſpiel, ſie 
ſind in jeder Stadt anders, ſie hängen ab von dem 
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jo, daß auf der einen Seite die mit beſſeren Wohnungen 
verſehenen Gebäude, die gewerblich benutzten Gebäude 
und vor allem alles unbebaute Gelände höher als 
bisher herangezogen wird, auf der anderen Seite aber 
in dem gleichen Maße die übrigen Grundſtücke eine 
Entlaſtung erfahren, ſodaß ſich die teilweiſe Belaſtung 
der einen und die Entlaſtung der anderen Grundſtücke 
gegenſeitig ausgleichen. Will man aber nicht die ganze 
Mehrſteuer, die von dem unbebauten Beſitz und den 
anderen gekennzeichneten Kategorien aufzubringen iſt, 
zu einer Erleichterung der übrigen Grundſtücke ver— 
wenden, ſondern die Mehrerträge der Stadtkaſſe zu— 
gute kommen laſſen, ſo müſſen die Prozentſätze im 
Steuerplan erhöht werden. 

Zur Erläuterung aller meiner Ausführungen über 
die Wirkung der Beſteuerung nach dem gemeinen Wert 
erlaube ich mir noch einige Zahlen aus Danzig an— 
zuführen. Sie beruhen auf einer Probeveranlagung, 
die im vergangenen Jahre für die ganze Stadt, ſo gut 
es die vorhandenen Materialien geſtatteten, aufgeſtellt 
wurde. Die nachſtehenden Zahlen gehen zunächſt davon 
aus, daß keine Erhöhung des Geſamtertrages, ſondern 
nur eine anderweite Umlegung erfolgen ſoll. Die auf— 
geſtellte Berechnung ergibt, daß, um dasſelbe Aufkommen 
zu erzielen, das ſich bei 182 % der ſtaatlichen Steuer 
ergab, von jedem Tauſend Mark des gemeinen Werts 
3,62 M., alſo 3,62 ½ erhoben werden muß. Das 
iſt ein hoher Satz. Nach den Tabellen, die mir vor— 
liegen, hat nur Kiel 4¼½ /, die übrigen Städte haben 
durchweg weniger, meiſt unter 3. 

Ich habe nun folgende Zahlen gewonnen. Sie 
geben Ihnen zunächſt an, welche Verſchiebungen ſich in 
den Hauptgruppen der geſamten Grundſtücke heraus⸗ 
ſtellen. Ich habe gefunden, daß die unbebauten Grund— 
ſtücke bei 182 % an Steuern einbringen 6800 M., bei 
3,62 pro Mille würden ſie einbringen rund 73000 M., 
das iſt ein Mehr, von rund 66000 M. Dann kommen 
die gewerblichen Gebäude, die bisher nur mit dem halben 
Steuerſatz herangezogen wurden und bei denen die neue 
Steuer ungefähr eine Verdoppelung der bisherigen Bers 
beiführen muß. Dort ergab ſich bei 182 % ein Steuer: 
ertrag von 64000 M., während bei 3,62 pro Mille einz 
kommen würden 109000 M., alſo ein Mehr von 45000 M. 
Dieſe Mehr von insgeſamt rund 111000 M. würde gleich- 
zeitig den Wohngebäuden abgenommen werden, die da— 
durch um ebenſoviel entlaſtet würden. 

Ich habe nun weiter ausgerechnet, wie ſich bei 
den einzelnen Kategorien von Grundſtücken die Be— 
laſtung und Entlaſtung zeigt. Bei den landwirtſchaftlich 
benutzten Grundſtücken — ich habe ein paar größere 
und ein paar kleinere herangezogen — würde ſich nach 
meinen Unterlagen die Mehrbelaſtung ſtellen: bei den 
größeren auf 75% und bei den kleineren, ſolchen, die 
zum Gemüſebau uſw. Verwendung finden, auf 82 %,. 
Bei den Lagerhöfen iſt das Plus natürlich viel größer. 
Die Steigerung würde im Durchſchnitt 245 % betragen. 
Das hört ſich ſehr gefährlich an, iſt aber eigentlich eine 
Kleinigkeit. Dann iſt ein wichtiger Punkt, wie ſich die 
Grundſtücke mit größeren Hausgärten bei der neuen 
Steuer ſtehen. Es iſt ja klar, daß eine Steuer, welche 
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gerichts vom 9. April 1902 (Preußiſches Verwaltungs⸗ 
blatt 23 Seite 694) die Grundbeſitzſteuern nur dem 
Eigentümer ſelbſt zur Laſt fallen. 

Neben § 10 wird die bisherige im Gebäudeſteuer— 
geſetz 5 19 Ziffer 5 enthaltene Beſtimmung, daß die 
Gebäudeſteuer zu erlaſſen iſt, wenn ein Gebäude während 
eines ganzen Jahres unbenutzt geblieben iſt, billiger: 
weiſe aufrecht zu erhalten ſein, weshalb einige Städte 
(Aachen, Cöln) daneben die Beſtimmung hinzugefügt 
haben: „Iſt ein Gebäude während eines ganzen Jahres 
gänzlich unbenutzt geblieben, ſo iſt der auf den Bau— 
wert entfallende Teil des Steuerbetrages auf Antrag 
ſo lange in Abgang zu ſtellen, bis die Benutzung 
wieder eintritt.“ 

Endlich erlaube ich mir, noch darauf hinzuweiſen, 
daß die Beſteuerung nach dem gemeinen Wert bereits 
in mehreren kleinen Monographien ausführlich behandelt 
iſt, die in den Buchhandel gebracht ſind, von denen ich 
nenne: A. Döring, die Gemeindegrundſteuer nach dem 
gemeinen Wert, Cöln 1900, zur Nieden, die zweck— 
mäßigere Ausgeſtaltung der Grund- und Gebäudeſteuer, 
Düſſeldorf 1900, Neuſen, die Beſteuerung der Grund— 
beſitzer nach dem gemeinen Wert, Cöln. 

Bürgermeiſter Stachowitz-Thorn: Ich glaube wir 
können dem Vorſtande nur dankbar ſein, daß er das 
Thema auf die Tagesordnung geſetzt hat, denn wir 
alle, die wir in der Verwaltung ſtehen, ſind gezwungen 
uns gerade mit dieſem Thema eingehender zu beſchäf— 
tigen. Ich glaube, wir dürfen auch dem Referenten 
Dank ausſprechen für ſeinen ſo überaus klaren und 
gründlichen Vortrag, der wohl jedem, der ſich mit 
dieſen Fragen noch nicht beſchäftigt hat, eine Überſicht 
über den Stoff gegeben und ihm die Überzeugung bei— 
gebracht haben wird, daß hier die Arbeit der Kommunen 
wird einſetzen müſſen. Als wir den außerordentlichen 
Städtetag in Thorn im Jahre 1893 abhielten, um den 
damals vorliegenden Entwurf des Kommunalabgaben— 
geſetzes zu behandeln, da wurde ſeitens der Referenten 
Stadtkämmerer Ehlers und mir hervorgehoben, daß nach 
dieſem Entwurfe gerade auf die Realabgaben ein großer 
Teil der kommunalen Beſteuerung geworfen werden 
ſollte, daß die Realabgaben viel mehr als bisher als 
Grundlage für die Kommunalbeſteuerung gelten ſollten 
und daß alle die Bedenken, die ſich ſchon früher gegen 
die ſtaatlichen Realſteuern geltend machten, um ſo be— 
denklicher ſein würden, wenn eben dieſe Steuern nun 
zur Grundlage der erheblicheren Kommunalſteuern ge— 
nommen würden. Dieſe Bedenken ſind tatſächlich ſehr 
weſentlicher und ſchwerwiegender Art. Herr Mitzlaff 
wird Sie überzeugt haben, daß man über ſie nicht 
hinfortkommen kann. Es fragt ſich, wenn man ſich den 
Ausführungen des Herrn Mitzlaff anſchließt: Wie kommt 
es dann, das bisher die Kommunen in Anerkennung 
dieſer Bedenken nicht ſchon von der Beſtimmung des 
Kommunalabgabengeſetzes Gebrauch gemacht und eigene 
beſondere Grund- und Gebäudeſteuern eingeführt haben? 
Das wäre doch ſehr naheliegend geweſen. Ja, meine 
Herren, damals hatte man noch vielerlei Bedenken, wie 
Hd) das Kommunalabgabengeſetz überhaupt in der Praxis 
ſtellen würde. Heute kann man wohl ſagen, daß, Gott 


Verhältnis des bebauten Beſitzes zum unbebauten, der 
Wohngebäude zu den Fabrikgebäuden, der Gebäude 
mit größeren Wohnungen zu denen mit kleineren. Aber 
wenn auch die Höhe der Zahlen nicht maßgebend iſt 
für andere Städte, ſo werden ſie ihnen doch ein an— 
ſchauliches Bild liefern. 

Ich komme damit zu der ſchließlichen Frage, ob 
ſich auch für die kleinen Städte die Einführung der 
Beſteuerung nach dem gemeinen Wert empfiehlt. Un- 
bedenklich möchte ich den Satz aufſtellen, daß auch für 
die kleineren Städte im allgemeinen dieſe Steuer die 
beſte iſt. Sie iſt überhaupt für Städte berechnet, 
während die ſtaatliche Steuer nur den Staatszweck im 
Auge hat und auf ſpeziell ſtädtiſche Verhältniſſe nicht 
berechnet iſt. Eine andere Frage iſt es aber, ob die 
einzelne Stadt die Einführung ins Auge faſſen will. 
Ich kann mich da nur auf eine allgemeine Empfehlung 
beſchränken. Nach meinem Dafürhalten werden auch 
die kleineren Städte im allgemeinen gut tun, ſie ein— 
zuführen. In der einzelnen Stadt wird man ſich 
darüber klar werden müſſen, welche Verſchiebungen 
eintreten, ob ſie ſo groß ſind, daß ſich die Mühe lohnt 
oder ob das nicht der Fall iſt, und welche Folgen ſich 
für die ſtädtiſchen Finanzen ergeben. Je nachdem dieſe 
Fragen beantwortet werden, wird ſich die einzelne 
Stadt ſchlüſſig machen. Die Mühe der Veranlagung 
wird kaum ein Grund gegen die Einführung ſein, denn 
das Material iſt bereits ſehr ſorgfältig vorbereitet für 
die Ergänzungsſteuer und läßt ſich auch hier verwenden. 

Die Aufgabe, eine neue Steuer einzuführen, iſt 
freilich nie etwas beſonders erfreuliches. Diejenigen 
Intereſſenten, die mehr belaſtet werden, erheben natürlich 
den größten Widerſtand und diejenigen, die entlaſtet 
werden, freuen ſich zwar, aber laſſen doch den Magiſtrat 
meiſt den Kampf allein ausfechten. Immerhin glaube 
ich der Hoffnung Ausdruck geben zu dürfen, daß, 
wenn nach einigen Jahren die Frage hier wieder an— 
geſchnitten werden ſollte, doch eine Reihe von Stadt— 
verwaltungen den Verſuch gemacht haben wird, der 
Sache näher zu treten. Drei Städte in Weſtpreußen 
ſind ja bereits mit den Vorarbeiten beſchäftigt. 

Zum Schluß bitte ich um die Erlaubnis, für die 
Praxis einige wenige Bemerkungen zur miniſteriellen 
„Muſterordnung machen zu dürfen. 
§ 4 der Muſterordnung ſchlägt vor, die Wert⸗ 
feſtſetzung alljährlich zu wiederholen. Mit Rückſicht 
darauf, daß auch bei der Ergänzungsſteuer die Bers 
anlagung nur alle drei Jahre erfolgt, wird ſich beſſer 
auch hier eine dreijährige Veranlagungsperiode empfehlen. 

§ 6 der Muſterordnung, der die Eigentümer ver— 
pflichtet, von Veränderungen in den Grundſtücksver— 
hältniſſen dem Magiſtrat Anzeige zu machen, iſt mit 
Rückſicht darauf, daß die gleichen Anzeigen ſchon dem 
Kataſteramt gemacht und von dieſem der Steuerver— 
waltung mitgeteilt werden, zu ſtreichen. Er verurſacht 
nur unnütze Schreibereien. 


In 5 9 müſſen die Vorſchriften, die von der 
Mithaft des Nießbrauchers handeln, wie inzwiſchen 
auch durch einen Miniſterialerlaß anerkannt iſt, geſtrichen 
werden, da nach einer Entſcheidung des Oberverwaltungs— 


bekommen hat, — kurz, wenn wir vor zehn Jahren noch 
nicht gezwungen waren zur Herſtellung einer neuen 
Steuerordnung, ſo ſtehen wir heute vor der ziemlichen 
Notwendigkeit, ſie zu ſchaffen. 

Daß da nur der gemeine Wert Platz greifen 
darf, das, glaube ich, werden wir kaum bezweifeln. 
Wollen wir die Reform nur nach dem Ertrage vor— 
nehmen, ſo würden wir zwar eine verbeſſerte Auflage 
des bisherigen Steuerſyſtems bekommen, aber nicht 
eine veränderte, und wir würden nicht das erreichen, 
was wir erreichen müſſen. Ich glaube, daß wir alle 
hier weggehen können mit dem Gefühl, daß wir uns 
werden daran machen müſſen, um eine derartige neue 
Steuerordnung ins Leben zu rufen. Es war mir neu, 
daß ſchon einige Städte in Weſtpreußen dabei ſind. 
Jedenfalls wird auch Thorn ſich entſchließen, nach 
dieſer Richtung vorzugehen. 

Beigeordneter Dous⸗Marienwerder: Meine Herren! 
Wie ſie von dem Herrn Berichterſtatter gehört haben, 
hat ſich Marienwerder auch mit Vorarbeiten für die 
Einführung der gemeinen Wertſteuer beſchäftigt. Die 
Zahlen, die der Herr Berichterſtatter gegeben hat, bes 
treffen ja allein Danzig, und es wird Ihnen vielleicht 
intereſſant ſein zu erfahren, wie ſie ſich für Marien— 
werder ſtellen. Ich habe die Zuſammenſtellung (ver— 
gleiche anliegende Nachweiſung) nach etwas anderen 
Geſichtspunkten gemacht als Herr Stadtrat Mitzlaff. 
Ich habe ſämtliche Verkäufe vom 1. April 1901 
bis 1. April 1903 zuſammengeſtellt und habe die 


Kaufpreiſe verglichen mit den Steuern und dem 
Nutzwert der Grundſtücke. Marienwerder hat 840 
bebaute und unbebaute Grundſtücke. Von dieſen 


ſind in den zwei Jahren 119 in andere Hände über— 
gegangen, alſo etwa der ſiebente Teil, und zwar mit 
einem Werte von annähernd zwei Millionen M. Auch 
unter dieſen 119 Grundſtücken befinden ſich bebaute 
und unbebaute. Wenn wir die geſamte Steuer von 
dieſen 119 Grundſtücken zuſammenrechnen (Spalte 9) und 
200% Zuſchlag zur Grund- und Gebäudeſteuer umrechnen 
im Verhältnis zu dem Verkaufswert, ſo kommen wir 
zu einer gemeinen Wertſteuer von 4¼ pro Mille 
(Sp. 10). Es deckt ſich das faſt mit derſelben Zahl, die der 
Herr Berichterſtatter aus der Probeveranlagung für 
Danzig gewonnen hat. Ich habe auch den Kaufpreis 
in Verhältnis geſetzt zum Gebäudeſteuernutzungswert und 
zum Grundſteuerreinertrage (Sp. 12), wobei ich allerdings 
den Grundſteuerreinertrag doppelt und den Gebäude— 
ſteuernutzungswert einfach angeſetzt habe, und habe ge— 
funden, daß bei ſämtlichen Grundſtücken der Kaufpreis 
das 17,6 fache vom Nutzungswerte ausmacht. Bei 
einzelnen Grundſtücken variiert aber dieſe Differenz 
vom 9½ fachen bis zum 570 fachen. (Heiterkeit). 


Wenn wir bei Einführung der neuen Steuer ins⸗ 
geſamt auch nur den alten Steuerertrag erzielen wollen, 
ſo ergibt es ſich, daß von den 119 Grundſtücken 
69 Grundſtücke (Summe A) mit über 72000 M. Gebäude⸗ 
ſteuernutzungswert und 900 M. Grundſteuerreinertrag um 
durchſchnittlich 20,3% durch die Steuer nach dem gez 
meinen Wert entlaſtet werden, und daß nur 50 Grund⸗ 
ſtücke (Summe B) mit weniger als dem halben Nutzungs⸗ 
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jet Dank, dieſe Bedenken im Weſentlichen ſich nicht er— 
füllt haben. Im ganzen können wir heute ſagen: Das 
Kommunalabgabengeſetz hat ſich bewährt, und wenn 
man nicht gleich auf Grund dieſes Geſetzes von ſeiten 
der Kommune in eine neue Kommunalabgabengeſetz— 
gebung hineintreten wollte, weil man erſt Erfahrungen 
ſammeln wollte, ſo fällt das jetzt weg. Nachdem wir 
zehn Jahre lang geſehen haben, welche Reſultate das 
Kommunalabgabengeſetz für die Städte hatte, können 
wir auf Grund dieſes Geſetzes nun auch mehr unſere 
eigene Geſetzgebung einrichten. Grundlegend dafür, daß 
wir noch keine beſondere Grund- und Gebäudeſteuer 
eingeführt haben, war einmal die Abneigung der Bürger— 
ſchaft gegen neue Steuerarten, dann auch die Be— 
fürchtung, daß damit eine neue Belaſtung der Steuer— 
zahler, beſonders der Grundbeſitzer eintreten würde. 
Nun haben ſich aber die Verhältniſſe geändert, wir 
haben mehr Zutrauen zu dem Geſetz gefaßt, und es 
iſt auch das Gefühl ſtärker geworden, daß die bisherige 
Beſteuerungs-Art nicht mehr ganz zutrifft. 

Es iſt nun angeführt worden, daß die Wirkung 
der Beſteuerung nach dem gemeinen Wert, gegenüber 
der bisherigen Beſteuerung verſchieden ſein wird bei 
großen und kleinen Grundſtücken. Es iſt aber weſentlich 
namentlich auch die Wirkung der verſchiedenartigen 
Beſteuerung bei Luxusbauten. Wir müſſen doch zu— 
geben, daß gerade das letzte Jahrzehnt, vor allen 
Dingen in den großen Städten, aber auch in den 
kleinen, immer mehr Luxusbauten gezeitigt hat. Es 
kann eine ſchloßartige Villa mit einem Koſtenaufwande 
von 100 000 M. erbaut ſein, und doch kann ihr 
Nutzungswert ſehr gering ſein, vielleicht nur 1500 bis 
2000 M., weil der Luxus in der Art des Baues, in 
der Verwendung des Materials liegt, die auf den 
Mietswert nicht unbedingten Einfluß hat. Dem gegen: 
über können andere 100 000 M. ſehr gut mit einem 
Nutzungswert von 5—6000 M. angelegt fein. Es 
würde alſo der Beſitzer des Luxusbaues erheblich ge— 
ringer beſteuert ſein von ſeinen 1500 M., als der— 
jenige, der mit gleich hohem Kapital einen Nutz⸗ 
wert von 6000 M. erzielt. 


Dann iſt weſentlich, daß die Beſteuerung nach dem 
gemeinen Wert die Grundſteuer den Kommunen in höherem 
Maße zur Verfügung ſtellen würde. Zwar iſt ja die 
Grundſteuer für die Kommunen zumeiſt nicht ſehr erheblich, 
meiſt iſt es gleichgültig, ob das Doppelte oder Dreifache Ders 
auskommt, immerhin wächſt der Ertrag mit den Jahren. 
Auch die kleinen Städte dehnen ſich mehr aus, es zeigt 
ſich das Bedürfnis, Ländereien um die Stadt anzu— 
kaufen; es wird alſo der Steuereffekt von Jahr zu 
Jahr größer, und er iſt es ſicher in den letzten zehn 
Jahren geworden. Ich meine alſo, die Sachlage iſt 
heute nicht mehr dieſelbe, wie vor zehn Jahren. Wir 
ſtanden damals einem neuen Geſetz gegenüber und, 
wir mußten erſt abwarten, wie wir damit wirtſchaften 
würden. Heute kennen wir ſeine Ergebniſſe, wir ſehen 
die tatſächlichen Anderungen der Verhältniſſe in den 
Städten, wie die Städte mehr mit luxeriöſen Bauten 
erfüllt worden ſind, wie ſie ſich ausgedehnt haben, 
wie der umliegende Grund und Boden größeren Wert 


ا 
R‏ 
| 


bedeutend geſtiegen; trotzdem aber haben die Gewerbe— 
treibenden darin mit erheblichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Der eigentliche Zweck der Reform ſoll doch 
nur der ſein, die Konjunkturgewinne treffen zu können. 
Man hat geſehen, welche großen Gewinne das Unter— 
nehmertum durch den Ankauf von Ländereien, die 
nachher als Bauplätze verkauft wurden, eingeheimſt hat: 
und dies hat wohl die Städte in hervorragendem 
Maße veranlaßt, ſich zu fragen, ob man dieſe Leute 
nicht ſtärker ſteuerlich heranziehen kann. Dieſe will 
man treffen, aber man trifft durch die Einführung der 
Steuer nach dem gemeinen Wert viele andere zugleich 
mit, man trifft in ſehr erheblichen Maße eigentlich die 
Unſchuldigen. Das müßte vermieden werden, und es 
läßt ſich vermeiden, wenn man einen anderen Weg 
beſchreitet, wenn man einfach die ſogenannte Kon— 
junkturſteuer einführt. Sie werden vielleicht die Schrift 
des Dr. Pabſt-Berlin geleſen haben. Darin iſt ziem- 
lich klar ausgeführt, daß man ſehr wohl eine Kon— 
junkturſteuer einführen könne, daß man den Kaufwert des 
Grundſtückes in Anſatz bringen und, wenn das Grund— 
ſtück nach einer Reihe von Jahren verkauft wird, von 
dem Reingewinn den der Verkäufer erzielt, eine Kon— 
junkturſteuer von 20% erheben könne. Das würde 
ſicherlich einen erheblich größeren Betrag ergeben, als 
wie er hier durch die Einſchätzung nach dem gemeinen 
Wert erzielt werden würde. Wenn jemand ein Grund— 
ſtück für 100000 M. kauft und es nach Jahren für 
200000 M. wiederverkauft (Zuruf: Das kommt ja kaum 
vor). — es kommt vor, es iſt Tatſache, — ſo würde 
dadurch eine Summe von 20000 M. vermittels der 
Konjunkturſteuer erzielt werden, und das würde auch 
ganz gerecht ſein; anders liegt die Sache aber, wenn 
jemand heute einen größeren Grundbeſitz hat, der mit 
100000 M. bewertet wird, der ihm aber nichts ein— 
bringt, und er ſoll nun vier pro Mille das ſind 400 M. 
pro Jahr noch dazu zahlen. Der Mann ſitzt ſchon jetzt 
unglücklich mit dem Grundſtück feſt, er kann es nicht 
los werden, und nun ſoll er doppelt geſtraft werden, er 
ſoll zu dem Zinsverluſt, den er ohnehin alljährlich hat, 
noch 400 M. drauflegen. | 


Noch einen weiteren Nachteil würde dieſe Steuer 
nach dem gemeinen Wert zeitigen. In einer Stadt, 
die eng bebaut iſt, iſt man ſehr froh, wenn man ein— 
mal ein Grundſtück mit einem Garten ſieht, denn die 
Gärten geben Licht und Luft, und kommen nicht nur 
dem Beſitzer des Grundſtückes, ſondern auch den Um— 
liegern zu Gute. Wenn man nun die Beſteuerung 
nach dem gemeinen Wert einführt, dann wird der Mann 
nichts Schleunigeres zu tun haben, als den Garten 
mit zu bebauen, um das Grundſtück beſſer auszunutzen. 
Er hat ohnehin für den Garten erhebliche Koſten, und 
er wird nicht dafür auch noch Steuern zahlen wollen. 
Man ſollte es ſich daher ſehr überlegen, ob man wirklich 
dieſe Beſteuerung nach dem gemeinen Wert einführen 
will; ich halte die Einſchätzung nach dem Ertrage, wenn 
ſie alle drei Jahre erfolgt für beſſer. 

Nun ſagt Herr Stadtrat Mitzlaff, die Steuer nach dem 
gemeinen Wert habe ganz gut genützt, wo ſie eingeführt 
ſei. Ja. Herr Mitzlaff hat ſeine Auskunft von der 
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werte um 47% im Durchſchnitt erhöht werden. Die größte 
Ermäßigung iſt, daß ein Grundſtück in ſeiner Steuer⸗ 
leiſtung auf 32% ermäßigt wird, daß es allp, wenn 
es jetzt 100 M. zahlte, in Zukunft nur 32 M. zu 
zahlen hätte, und die größte Erhöhung iſt, daß ein 
Grundſtück, das bei entſprechender Größe heute 100 M. 
zu zahlen hätte, in Zukunft 2700 M. zahlen müßte. 
(Bewegung). 

Daß gerade die Wohnhäuſer mit kleinen Woh— 
nungen weſentlich durch die neue Steuer entlaſtet 
werden, trifft für Marienwerder im großen und ganzen 
nicht zu. Die Entlaſtung trifft dort ſowohl Häuſer 
mit kleinen, als auch mit mittleren und mit großen Woh— 
nungen. Es hat dort der Liebhaberwert der Grund— 
ſtücke einen ganz erheblichen Einfluß auf den Kaufpreis, 
und es it bei manchen Grundſtücken tatſächlich nicht 
zu verſtehen, wie ein ſo großer Kaufpreis hat gezahlt 
werden können. Merkwürdigerweiſe finden ſich unter 
den Grundſtücken, die entlaſtet werden, auch ſolche, die 
in der Zwangsverſteigerung übergegangen ſind und ſich 
in ſehr guter Geſchäftslage befinden. 

Einzelne Reſultate möchte ich hier noch heraus— 
greifen. Bei den weſentlichen Erhöhungen kommen vor 
allem die Bauplätze in Betracht. Z. B. ein Platz (Nr. 116), 
der zur Kleinbahn genommen und 7¼ Morgen groß iſt, 
hat mehr als das Gade zu zahlen, zwei andere Baus 
plätze (Nr. 118) an ungepflaſterter Straße hätten das 
253/ fache zu zahlen, ein anderer Bauplatz (Nr. 119), der zur 
Abrundung des Grundſtücks gewonnen iſt, das 27fache 
des bisherigen Betrages. Bei einigen Grundſtücken, 
die zu Warenhäuſern beſtimmt find, würde ungefähr 
das Doppelte des bisherigen Betrages herauskommen. 
Im großen und ganzen treffen die Vorteile, welche die 
Einführung der Beſteuerung nach dem gemeinen Wert 
an ſich bietet, auch für Marienwerder zu, und was 
für Marienwerder gilt, wird ja wohl auch für andere 
Städte von gleicher Größe anzunehmen ſein. 


Stadtverordneter Rarom= Danzig: Herr Stadtrat 
Mitzlaff beſchäftigt Hd) mit dieſer Frage ſchon ſeit zwei 
Jahren und war deshalb auch in der Lage, Ihnen klar und 
deutlich die Ergebniſſe ſeiner Prüfung vorzutragen. 
Gleichwohl möchte ich bezweifeln, ob ſein Schluß, daß 
die Veranlagung nach dem gemeinen Wert die beſte ſei, 
zutreffend iſt. Herr Stadtrat Mitzlaff ſagt, es würden die 
Grundſtücke mit Gewerbebetrieb dadurch erheblich heran— 
gezogen werden. Gerade hierin würde aber nach meiner 
Auffaſſung eine ungeheure Ungerechtigkeit liegen. Bei 
Einführung einer neuen Steuer iſt es doch die erſte 
Aufgabe, ſie ſo gerecht wie möglich zu verteilen. Dies 
kann aber bei einer Einſchätzung nach dem gemeinen 
Wert unmöglich der Fall ſein, denn die Grundſtücke 
mit Gewerbebetrieb ſind einmal ſchon belaſtet durch 
die Gewerbeſteuer und zweitens in vielen Städten 
durch die ziemlich hohe Wohnungsſteuer. Alſo es ſind 
bereits zwei Steuern vorhanden, die auf den gewerb— 
lichen Grundſtücken laſten; wenn nun noch ein Zuſchlag 
nach dem gemeinen Wert hinzukäme, ſo wäre das doch 
wohl etwas zuviel. Gewiſſe Grundſtücke in Danzig, 
z. B. in der Langgaſſe, werden ſehr ſchlecht bei der 
neuen Veranlagung wegkommen, denn ſie ſind im Wert 


29 — 


Beſteuerung nach dem gemeinen Wert in weitaus 
höherem Grade als die bisherige Beſteuerung und auch 
als die Ertragsbeſteuerung mit kurzer Veranlagungs— 
zeit, dem Intereſſe der Billigkeit und Gerechtigkeit ent— 
ſpricht. Was der letzte Herr Vorredner vorbrachte, 
das waren doch nur Ausnahmefälle, die nicht darauf 
angeſprochen werden können, als Grundlage für eine 
generelle Regelung zu dienen. Iſt das wirklich ein 
unglücklicher Spekulant, der eine Parzelle im Werte 
von 100000 M. hat, und von dem der Vorredner 
ſagt, daß er ſie nicht los werden kann und nun noch 
400 Mk. Steuern drauf zahlen ſoll? Das Leben und 
die Erfahrung lehrt uns doch etwas anderes. Das 
iſt zu Neunzehnteln nicht der unglückliche Mann, der 
mit der Parzelle feſtſitzt, ſondern es iſt gerade die 
ſtärkſte Hand, in der die Parzelle ſich befindet, und die 
fie feſthält, bis fie 10 mal ſoviel wert iſt, wie heute. 
Das iſt der Regelfall, und den wollen wir treffen, 
denn er wird heute durch nichts weiteres getroffen, als 
durch die paar Pfennige Zuſchlag zur Grundſteuer, 
die ein verſteinertes und verknöchertes Gebilde darſtellt 
und zur Grundlage einer zweckmäßigen Beſteuerung 
in keiner Weiſe geeignet iſt. 

Nun haben wir ja aber alle Grundlagen, um 
mit Leichtigkeit dieſe neue Veranlagung nach dem ge— 
meinen Wert einzuführen. Man kann ſie aufbauen 
in ganz einfacher Anlehnung an die Ergänzungsſteuer. 
Dem Bedürfnis der individuellen Gerechtigkeit im 
einzelnen Falle wird immer noch nachträglich ent- 
ſprochen werden können; jedenfalls aber haben wir es 
in der Hauptſache mit ganz einfachen Verhältniſſen zu 
tun. Wir erhalten durch die Einführung der Steuer 
nach dem gemeinen Wert eine elaſtiſche Grundlage, die 
jeder Wertänderung gerecht wird. Gegen die Konjunktur⸗ 
ſteuer — ich kenne das vom Herrn Vorredner an— 
geführte Buch nicht — habe ich das Bedenken, daß 
ſie keine hinreichend gleichmäßige Steuerquelle ſein 
würde; im übrigen wird es auf dasſelbe hinauskommen, 
ob jemand nach dem Konjunkturgewinn beſteuert wird, 
oder nach dem Wert, den eine Parzelle in ſteigender 
Weiſe hat. Ich meine alſo, wenn die Geſichtspun kte 
der Billigkeit und Gerechtigkeit nach Maßgabe von 
Leiſtung und Gegenleiſtung für dieſe neue Steuer 
ſprechen, dann werden auch die Schwierigkeiten nicht 
ſo groß ſein, daß man vor ihrer Einführung zurück— 
zuſchrecken braucht. 

Die Überwindung der Beſorgniß vor höherer Be— 
laſtung kommt für die meiſten kleinen Städte nicht ſehr 
in Betracht. Man kann den Leuten ſagen: Wir haben 
200 % ũ Zuſchlag, und es handelt ſich nicht darum, 
mehr aus euch herauszuholen, ſondern nur die Steuer 
gerechter zu verteilen. Wir haben in Marienwerder 
200 % Zuſchlag, und es giebt ja leider wenige Städte 
bei uns, die weniger haben. Da kann von einem 
Mehrherausholen nicht mehr die Rede ſein, ſondern 
nur von einer gerechteren Verteilung von den 
ſchwächeren Schultern auf die ſtärkeren, die ein Mehr 
ſehr wohl tragen können. 

Dann möchte ich noch einen Punkt berühren, der 
wohl das Hauptbedenken ſein wird. Herr Stadtrat 
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Behörde. Der Magiſtrat als ſolcher wird dieſes Syſtem 
immer als das bequemere empfehlen, das werden aber 
nicht die Steuerzahler tun. Wir ſchöpfen unſere Aus⸗ 
kunft aus einer anderen Quelle, wir haben ſie von 
den Grundbeſitzervereinen (Heiterkeit) und dieſe haben 
ſich einſtimmig ablehnend gegen das neue Syſtem aus— 
geſprochen. Herr Stadtrat Mitzlaff ſagt weiter, die Zahl der 
Reklamationen ſei bei der Beſteuerung nach dem gemeinen 
Wert viel geringer, als gegen die Einkommenſteuer— 
veranlagung. Das iſt doch garnicht verwunderlich; 
von der Steuer nach dem gemeinen Wert werden doch 
auch verhältnismäßig viel weniger Leute getroffen. 
Ich behaupte, daß unter den 5000 Zenſiten, von denen 
er ſpricht, vielleicht nur 600 von dieſer Steuer ge— 
troffen werden, und wenn von dieſen die Hälfte reklamiert 
dann find dies nicht 7 ſonderu 50 %, 


Nun meine Herren, man kann eine Sache ſo 
und ſo beleuchten; jedenfalls möchte ich ſie dringend 
bitten, erſt noch einmal ſorgfältig zu prüfen, welche 
von den beiden Steuern wirklich die gerechtere iſt, die 
Ertragsſteuer oder die nach dem gemeinen Wert. 
(Beifall). 


Stellv. Stadtverordnetenvorſteher Dr. Schrock— 
Marienwerder: Meine Herren! Wenn ich als zweiter 
Vertreter von Marienwerder in der Sache das Wort 
ergreife, jo bitte ich um Nachſicht. Es geſchieht des— 
halb, weil wir uns, wie Sie gehört haben, mit den 
Vorarbeiten für dieſe Steuer bereits beſchäftigt haben, 
und weil ich von mir ſagen kann, daß ich der An— 
regung des Herrn Dous am lebhafteſten gefolgt bin 
und ihr mit am meiſten Anerkennung zu verſchaffen 
geſucht habe. Ich glaube, den Momenten, die für 
dieſe Steuer ſprechen, ſteht auf der anderen Seite wohl 
nur die Schwierigkeit gegenüber, aus einem beſtehenden 
Syſtem, bei welchem jeder weiß, was er zu tragen hat, 
ſei es viel oder wenig, herauszukommen in ein anderes 
Syſtem, von dem regelmäßig die große Mehrzahl denkt: 
Es ſoll eine neue Steuer geben. Bon den jozial- 
politiſchen, ſteuertechniſchen Verwaltungsgrundſätzen 
und Geſichtspunkten, die dem Gedanken der Reform 
zu Grunde liegen, hat das Gros unſerer Mitbürger, 
ſo hoch ich ſie ſchätze, keine Vorſtellung, ſondern es 
prüft jeder: Kann dich die neue Steuer nicht höher 
treffen, als die bisherige? Mit dieſem Grundzuge in 
der Stimmung unſerer Städter haben wir zu rechnen, 
und ich gebe dem letzten Herrn Vorredner nach der 
Richtung recht, daß man mit großer Vorſicht zu ver— 
fahren hat, weil man zu kämpfen hat nicht allein mit 
berechtigter Gegnerſchaft, ſondern auch mit der Kraft 
der Trägheit und Gewohnheit. Ich glaube indeſſen, 
an den meiſten Stellen muß ſich doch dieſe Kraft der 
Trägheit und Gewohnheit bei richtigem Anfaſſen überz 
winden laſſen. Ich glaube nicht an eine mechaniſche 
Gerechtigkeit, die in dem Falle gleichmäßig den 
einzelnen trifft; eine Steuer, die ſo beſchaffen iſt, läßt 
ſich überhaupt nicht finden, aber eine richtig bemeſſene 
Steuer muß doch jo fein, daß fie wenigjtens in der 
Mehrzahl der Regelfälle gerecht und billig im Ver— 
hältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung iſt. Ich meine 
aber, es kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß die 


werden. 


Das wäre nicht ausgeſchloſſen, denn Nr. 8 
fällt weg, und wir würden, ſobald wir mit dieſem 
Gegenſtande fertig ſind, nur einige kleine Sachen noch 
zu erledigen haben. Die jetzige Debatte hat mir den 
Eindruck gemacht: Wir bewegen uns auf dem Gebiete 
der Konjektur, wir behandeln ein Thema, deſſen Be— 
ſprechungen, wenn jeder ſeinem Gefühl nachgibt, ſich bis 
ins Unendliche ausdehnen kann. Wir würden, wie 
man zu ſagen pflegt, ins Uferloſe kommen. Ich möchte 
daher diejenigen, die noch zu ſprechen Neigung haben, 
bitten, wenn es geht, dieſe Neigung zu unterdrücken, 
wenn es nicht geht, ſich aber möglichſt kurz zu faſſen. 
Es iſt Brauch geweſen, daß man in ſolchen Fällen 
eine Redezeit feſtſetzt, ich würde vorſchlagen, daß jeder 
nur noch 5 Minuten reden darf. (Zuſtimmung). Ich 
ſehe, daß Sie damit einverſtanden ſind, aber wie geſagt, 
ich möchte bitten wenn es geht, den Rededrang über— 
haupt einzudämmen. 


Stadtrat Dr. Deichen-Graudenz: Ich überlege 
eben, ob ich meine Wortmeldung zurückziehen ſoll; aber 
wenn ich mich kurz faſſe, werden Sie wohl auch ohne 
dies mit mir zufrieden ſein. Sie haben gehört, daß 
auch Graudenz Erhebungen angeſtellt hat, und da 
möchte ich betonen, daß es nicht die vom Referenten 
beſprochenen Mängel geweſen ſind, die Mängel der 
Gebäudeſteuer, die uns zu dieſen Erhebungen geführt 
haben. So kraß, wie in großen Städten, treten bei. 
uns die Mängel der Gebäudeſteuer nicht hervor; und 
gerade die Leichtigkeit der Veranlagung könnte für uns 
vielleicht maßgebend ſein, ſie noch beizubehalten. Bei 
uns war hauptſächlich entſcheidend die Gerechtigkeit 
gegenüber den Gebäudebeſitzern. Bei uns haben ſich 
die Reallaſten koloſſal geſteigert, und es war keiner 
von uns darüber im Zweifel, daß die Hausbeſitzer, 
namentlich die kleinen Beſitzer von Arbeiterwohnhäuſern, 
nicht mehr wiſſen, wie ſie die immerfort geſteigerten 
Zuſchläge herauswirtſchaften ſollen. Aus dieſen Er— 
wägungen heraus ſind wir zu jenen Erhebungen gekommen. 
Wir wollen im Intereſſe der Gerechtigkeit eine Ent 
laſtung der Gebäudeſteuer herbeiführen, und zur Er— 
reichung dieſes Zieles iſt gerade die Grundwertſteuer 
angetan. Herr Mitzlaff ſagte, es würde bei den herr— 
ſchaftlichen Wohnungen eine Entlaſtung von 9%, bei 
den mittleren Wohnungen eine ſolche von 12% und 
bei den Arbeiterwohnungen eine Entlaſtung von 23 % 
eintreten. Das würde alſo heißen, daß bei 200% 
Realſteuer 18 bezw. 24 bezw. 46 % weniger erhoben 
werden. Das iſt doch immerhin ein Punkt, der die Über— 
legung naheführt, ob man nicht eine ſolche Grundwert⸗ 
ſteuer einführen ſollte. Je kleiner die Stadt, deſto 
größer ſollte eigentlich der Wunſch ſein, dieſe Steuer 
zu beſitzen. In der Großſtadt iſt der Bodenpreis 
ſchon ſo erheblich geſtiegen, daß das Fett bereits ab— 
geſchöpft iſt, alſo eine Steigerung des Grundwertes 
in ſo hohem Maße nicht mehr anzunehmen iſt. Man 
ſollte deshalb mit der Einführung dieſer Steuer 
am eheſten gerade dort anfangen, wo die Boden— 
preiſe noch niedrig ſind, wo der Boden noch nicht 
Handelsware geworden iſt, wie in der Großſtadt. 
Man ſollte alſo den Beſitzer faſſen, der den Boden 
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Mitzlaff ging mit einer gewiſſen Selbſtverſtändlichkeit 
darüber hin, daß eine beſondere Veranlaſſung, ge— 
werbliche Räume weniger zu faſſen als Wohnräume, 
nicht beſtehe. Das iſt mir in dieſer Allgemeinheit doch 
ſehr zweifelhaft. Ich bin ſelbſt kein Gewerbsmann, und ich 
meine daher eine gerechte Empfindung dafür zu haben, daß 
die Klagen der Gewerbetreibenden, die doch die Haupt— 
träger unſerer Steuerlaſten ſind, über mehrfache Be— 
ſteuerung doch eine gewiſſe Grundlage haben. Bei 
der Beantwortung der Frage, ob man die gewerblichen 
Räume in gleicher Weiſe wie die Wohnräume heran— 
ziehen ſoll, muß man alſo ſehr vorſichtig ſein. Ich 
möchte, ſofern das in die Hand genommen wird, bitten, 
auch hier wieder den Geſichtspunkt der Gerechtigkeit 
in den Vordergrund zu ſtellen. Wenn heute am beſten 
Punkte der Stadt ein Haus eingerichtet wird zum 
Warenhauſe, das ſeine Räume im Keller und in allen 
drei Stockwerken hat, das mit Aufzug und allen 
modernen Errungenſchaften eingerrichtet iſt, ſo arbeitet 
ein ſolches Haus nach bekannten Erfahrungen im Ver— 
hältnis mit geringeren Mietsſpeſen als der kleine Laden 
im Nachbarhauſe. Wenn nun auch hier die gewerblichen 
Räume nur zur Hälfte beſteuert werden, ſo verviel— 
fachen fie den Vorrang, den der große weitſichtige 
kapitalkräftige Kaufmann ohnehin hat durch die Art 
ſeines Großbetriebes, den vervielfachen ſie noch dadurch, 
daß er auch für das ganze Haus nur halbe Realſteuer— 
zuſchläge zu zahlen braucht. Das iſt vor Allem un— 
berechtigt und unwirtſchaftlich und entſpricht nicht dem 
Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung, und das 
iſt ein ſchlagenderes Beiſpiel, als wenn geſagt wird, 
daß in der Langgaſſe bei einzelnen Gewerbetreibenden 
trotz der Werterhöhung ihrer Grundſtücke doch ſchwierige 
Verhältniſſe beſtehen. Wenn Häuſer wertvoller geworden 
ſind, und ſie nach ihrem vollen Wert getroffen werden, 
ſo werden ſie nur gerecht und billig getroffen. Die 
Hausbeſitzervereine — ich weiß nicht, ob Herr Karow auch 
Mitglied iſt — (Zurufe: Jawohl! Natürlich!) ſind doch 
leicht geneigt, die Geſamtheit der Aufgaben und Laſten 
der Gemeinde ein klein wenig zu ſehr vom Stand— 
punkte des beſitzenden Hauseigentümers aus zu be— 
trachten. Wir ſind doch hier teilweiſe dazu da, auch 
dagegen ein gewiſſes Gegengewicht zu ſchaffen. Ich 
bin auch Hausbeſitzer, wenn auch nicht Mitglied eines 
Hausbeſitzervereins und ich glaube, die Hausbeſitzer— 
vereine werden, wenn ſie der Sache näher treten, 
erkenneu, daß ihnen kein Unrecht geſchehen ſoll, daß 
nicht die Hausbeſitzer als ſolche ſtärker herangezogen 
werden ſollen, ſondern daß auch unter den Hausbeſitzern 
der ſchwächere und kleinere weniger tragen ſoll, ſo viel 
wie er tragen kann, und daß der Stärkere mehr tragen 
ſoll, wie er mehr tragen kann. Das ſoll unſer Ziel 
ſein in der Verteilung ſtädtiſcher Laſten, und deshalb 
bitte ich Sie, den Vorſchlägen des Herrn Stadtrat Mitzlaff 
auch für kleinere Städte zuzuſtimmen. (Beifall). 


Vorſitzender: Ein paar Worte! Wenn Sie die 
Tagesordnung umdrehen, ſo finden Sie, daß für heute 
Schluß der Sitzung um ſpäteſtens 2 Uhr vorgeſehen 
iſt. Nun bin ich von vielen Seiten darum angegangen, 
doch dahin zu wirken, daß wir heute überhaupt fertig 


in größerem Umfange hervor, in derſelben Art — 

nur in kleinerem Umfange — aber auch in den 

kleineren Städten. 

IV. Als beſte und einfachſte Beſteuerungsform, durch 
welche dieſe Mängel beſeitigt werden, empfiehlt 
ſich, auch in den kleineren Städten, die Beſteuerung 
nach dem gemeinen Wert. 

Auf die Ausführungen der einzelnen Redner 
einzugehen, glaube ich keine Veranlaſſung mehr zu 
haben. Ich wollte eigentlich Herrn Karow erwidern, 
aber durch die Rede des Herrn Dr. Schrock bin ich 
der Erwiderung enthoben. Ich ſchließe mich ſeinen 
Ausführungen im ganzen an. 


Vorſitzender: Sie haben gehört, daß es ſich nicht 
um einen Antrag handelt, ſondern um eine Mitteilung 
von Theſen, über welche abzuſtimmen nicht nötig iſt. 
Wünſcht noch jemand das Wort? Das iſt nicht der Fall, 
ich werde annehmen, daß die Verſammlung dem Herrn 
Referenten zuſtimmt, indem ſie anerkennt daß die 
Theſen im höchſten Grade erwägenswert 
ſind. (Zuſtimmung). 


Punkt 5 wäre damit erledigt. 
Was Punkt 8 anbelangt, betreffend die 
Begründung eines Auhegehaltskaſſenverbandes, 


ſo iſt der Berichterſtatter Herr Bürgermeiſter Müller, 
wie Ihnen bekannt, nicht anweſend. Ich bin aber in 
der Lage, Ihnen folgendes Schreiben des Herrn Müller 
zu verleſen: 
„Wegen Überhäufung mit anderen Arbeiten und 
dauernder Krankheit bin ich nicht in der Lage 
geweſen, die Angelegenheit wegen der Ruhe— 
gehaltskaſſe weiter zu bearbeiten und auch vor— 
ausſichtlich in nächſter Zeit nicht dazu im Stande. 
Ich lege deshalb mein Amt als Mitglied der mit 
Bearbeitung der Sache betrauten Kommiſſion 
nieder und ziehe gleichzeitig den von mir ſeiner 
Zeit geſtellten Autrag auf Errichtung der Ruhe— 
gehaltskaſſe hiermit zurück, hoffe aber, daß er 
von anderer Seite wird aufgenommen werden. 
Dem Städtetage wünſche ich einen gedeihlichen 


Verlauf.“ (Beifall). 
Will ſofort einer der anweſenden Herren die 
Sache wieder aufnehmen? — Das iſt, wie ich kon— 


ſtatiere, nicht der Fall. Damit wäre Punkt S einſt— 
weilen erledigt. 


Dann käme noch die 


Anregung des Herrn Tandrates des Kreiſes erent: 
Die Verhandlungen des weſtpreußiſchen Städtetages 
Rünftig den Sandräten reſp. Kreisausſchüſſen der 
Provinz Weftpreußen regelmäßig zugehen zu laſſen. 


Der Herr Landrat hat ein Schreiben an mich 
gerichtet in dieſer Sache und ich habe es geſtern im 
Vorſtande zur Sprache gebracht. Es handelt ſich da 
um ein Erſuchen, dem meines Erachtens nur Folge 
geleiſtet werden kann. Die in Betracht kommende Zahl 
von Druckexemplaren iſt ja nicht ſehr groß. Wenn 
kein Widerſpruch erfolgt, nehme ich an, daß die Bers 
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noch als Ackerland erworben oder ererbt hat und ihn 


noch lange liegen laſſen kann und will. 


Vorſitzender: Es hat ſich niemand mehr zum Wort 
gemeldet. Die Debatte iſt geſchloſſen. 1 

Herr Karow hat das Wort zu einer perſönlichen 
Bemerkung. 

Stadtverordneter Faron = Danzig. Ich habe nicht 
geſagt: unglücklicher Spekulant, ſondern unglücklicher 
Beſitzer. Man kann ein unglücklicher Beſitzer ſein, 
ohne ein unglücklicher Spekulant zu ſein. Dann hat 
Herr Dr. Schrock mir vorgeworfen, daß ich die Haus— 
und Grundbeſitzervereine gewiſſermaßen vertrete. a: 
gegen verwahre ich mich entſchieden. Ich vertrete die 
Intereſſen der ſtädtiſchen Verwaltung ebenſo ſehr wie 
jeder andere. (Zuruf des Herrn Dr. Schrock: Ich 
glaube das nicht geſagt zu haben). 


Berichterſtatter, Stadtrat Klitzlaff-Danzig (Schluß— 
wort): Ich möchte nur noch bemerken, daß meine 
Ausführungen im Einvernehmen mit dem Herrn Vor— 
referenten ausklingen ſollten in eine Anzahl von Theſen, 
welche nicht Gegenſtand der Beſchlußfaſſung ſein, ſondern 
nur ein Reſums unſerer Ausführungen bieten ſollten. 

Dieſe gemeinſam aufgeſtellten Theſen lauten 
folgendermaßen: 

J. Die ſtaatliche Gebäudeſteuer iſt als ſtädtiſche 

Steuer nicht einwandfrei, weil 

a) bei der Zugrundelegung des Bruttonutzungs—⸗ 
werts die bei den verſchiedenen Arten von 
Gebäuden vorhandene Verſchiedenheit in 
der Höhe der Verwaltungskoſten (für Su 
ſtandhaltung, Mietsausfälle uſw.) nicht 
berüchjichtigt wird, und deshalb insbe— 
ſondere die Häuſer mit kleinen (Arbeiter— 
Wohnungen im Verhältnis zu hoch be— 
ſteuert werden, ferner 

b) die bevorzugte Behandlung der gewerblich 
benutzten Gebäude der Begründung entbehrt, 
und 

c) bei einer 15jährigen Veranlagungsperiode 
die Werte und Nutzungsänderungen im 
ſtädtiſchen Grundbeſitz nicht genügend be— 
rückſichtigt werden. 

II. Noch weniger bietet die ſtaatliche Grund ſteuer unter 
ſtädtiſchen Verhältniſſen eine geeignete Grundlage 
für eine kommunale Beſteuerung, weil dieſelbe 

a) unverändert nach der zu Anfang der 1860er 
Jahre beſtehenden Grundſtücksbenutzung ver— 
anlagt iſt, 

b) auch bei nicht landwirtſchaftlich, insbe⸗ 
ſondere zu Lagerplätzen, benutzten Grunde 
ſtücken lediglich der landwirtſchaftliche Rein— 
ertrag der Beſteuerung zugrunde gelegt 
wird, 

c) die durch die Konjunktur geſchaffenen Wert— 
ſteigerungen im Grundbeſitz durch die Steuer 
nicht getroffen werden. 

III. Die genannten Mängel der ſtaatlichen Grund» 
und Gebäudeſteuer treten in den größeren Städten 


— 2—ö——2— — — — — — ͤ ä 0 nn 


32 — 


erhält, aber genau läßt ſich das aus dem Beſcheide 
nicht erſehen. 

Ich möchte nun um Auskunft bitten, ob nicht 
ſeitens des Städtetages etwas geſchehen könnte, 
eine Milderung der beſtehenden Beſtimmungen herbei— 
zuführen, um den Herrn Regierungspräſidenten zu be— 
wegen, etwas nachzugeben und denjenigen Städten, die 
einen Tierarzt am Orte haben die Überwachung der 
Schweinemärkte durch dieſen Tierarzt zu geſtatten. 

Vorſitzender: Sie bringen uns da in eine ſchlimme 
Lage. Die Verſammlung wird kaum einen Antrag 
in dieſer Sache annehmen können, da ſie nicht auf der 
Tagesordnung ſteht. Ich frage die Verſammlung, ob 
fie dieſen Gegenſtand als dringlich anſieht. Ich bitte 
diejenigen Herren, die dafür ſind, die Hand zu erheben. 


Das ſind 26. Ich bitte um die Gegenprobe. Das 
ſind 30. Die Dringlichkeit iſt abgelehnt. (Große 
Unruhe, Zuruf: Das iſt aber ſehr bedauerlich. Wort— 


meldungen). Daran iſt nun nach der Abſtimmung 
nichts mehr zu ändern; ich kann infolgedeſſen auch das 
Wort nicht mehr in der Sache erteilen. Ich würde 
Herrn Bürgermeiſter Kude bitten, die Sache auf die 
Tagesordnung des nächſten Städtetages zu bringen. 
Ich werde ſie dem Vorſitzenden, den wir heute wählen, 
mitteilen. 


Wir kommen zur 
Vorſtandswahl. 


Wie ſie wiſſen, fehlt unſerm Vorſtande zur Zeit 
der Vorſitzende. Ich meine, es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, 
daß wir wieder den Erſten Bürgermeiſter von Danzig 
dazu wählen. (Allſeitige Zuſtimmung). Da Ihr Eins 
verſtändnis ein allgemeines zu ſein ſcheint, nehme ich 
an, daß Herr Ehlers zum Vorſitzenden gewählt iſt. 

Bürgermeiſter Stachowitz-Thorn: Im übrigen 
würde ich vorſchlagen Wiederwahl eintreten zu laſſeu, 
bis auf Herrn Bürgermeiſter Würtz, der ja leider 
ſein Amt als Bürgermeiſter demnächſt niederlegt und 
ſomit ausſcheiden würde. Ich möchte Ihnen empfehlen, 
an ſeiner Stelle unſern Erſten Bürgermeiſter Herrn 
Dr. Kerſteu-Thorn zu wählen. 

Vorſitzender: Sie haben gehört, daß Wiederwahl 
vorgeſchlagen iſt und daß weiter vorgeſchlagen iſt, für 
Herrn Würtz, dem ich für ſeine rege Anteilnahme und 
ſein großes Intereſſe für die Sache der Weſtpreußiſchen 
Städte ſpeziellen Dank ausſpreche, Herrn Dr. Kerſten⸗ 
Thorn zu wählen. Wenn kein Widerſpruch erfolgt, 
nehme ich an, daß Sie dem Autrage des Herrn 
Stachowitz zuſtimmen. 

Der Vorſtand würde demnach beſtehen aus: 
Erſter Bürgermeiſter Ehlers-Danzig, 
Stadtverodnetenvorſteher Mehrlein-Graudenz, 
Stadtverorneter Münfterberg = Danzig, 
Oberbürgermeiſter Elditt-Elbing, 

Erſter Bürgermeiſter Dr. Berſten-Thorn, 
Bürgermeiſter Hartwig⸗Culmſee, 
Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 

Es erfolgt kein Widerſpruch. Der Vorſtand iſt 

in dieſer Zuſammenſetzung gewählt worden. 


ſammlung damit einverſtanden iſt, daß dieſem Erſuchen 
entſprochen wird. Ich {telle ihr Einverſtändnis feſt. 
Für Punkt 10: 
Offerte der Schweizeriſchen Anfallverſicherungs- 
Aſitien-Geſellſchaft Winterthur über Gemeinde- 
0 haftpflichtverſicherung 


iſt ein Referent nicht geſtellt worden. Ich habe das 


Anſchreiben mit dem Proſpekt ja hierher gelegt, ſo— 


daß da auch nichts weiter zu veranlaſſen iſt. 

Sind zu Punkt 11 noch irgend welche 

Mitteilungen 

zu machen? . 

Bürgermeiſter Rude-Löbau: Wenn ich Sie auf 
etwas aufmerkſam mache, jo geſchieht es im Intereſſe 
der kleinen Städte. Der Herr Regierungspräſident von 
Marienwerder hat eine landespolizeiliche Anordnung be— 
züglich der überwachung der Schweinemärkte erlaſſen. 
Dieſe Anordnung geht dahin, daß auch die wöchentlichen 
Schweinemärkte nur von beamteten Tierärzten über— 
wacht werden ſollen. Das hat in unſere Finanz— 
verhältniſſe erhebliche Löcher geriſſen. Für diejenigen 
Städte, die einen Kreistierarzt am Orte wohnen haben, 
war die Sache nicht ſchlimm, für diejenigen Städte 
aber, die einen beamteten Tierarzt nicht am Orte 
haben, war ſie recht koſtſpielig. Von Löbau hat der 
Kreistierarzt nicht weniger als 1000. M. als Pauſch—⸗ 
quantum verlangt, von Biſchofswerder ſogar angeblich 
1700 M. für die wöchentliche Überwachung der Schweine— 
märkte, und von Freyſtadt 750 M. Ich glaube, das ſind 
Summen, die vielen Städten die Schweinemärkte gar— 
nicht einbringen. Bei uns mag es ja der Fall ſein, 
bei vielen anderen aber iſt es ſicher nicht der Fall. 
Da werden die Märkte nur zu dem Zwecke abgehalten, 
daß überhaupt noch einmal Leute nach der Stadt 
kommen. Angeſichts dieſer Tatſachen, und wenn Sie 
bedenken, welch großer Betrag eine Summe von 
1000 M. für eine kleine Stadtgemeinde iſt, habe 
ich mich an den Herrn Regierungspräſidenten von 
Marienwerder mit der Bitte gewandt, es auch uns zu 
geſtatten, daß der Schlachthoftierarzt die Überwachung 
übernimmt, wie es in vielen anderen Städten geſchehe. 
Ich habe daraufhin den Beſcheid erhalten, das ginge 
nicht, daß ſei nur dann geſtattet, wenn der beamtete 
Tierarzt verhindert ſei. Die Überwachung durch 
den Schlachthaustierarzt iſt in Rieſenburg zugelaſſen 
worden, weil der Kreistierarzt am ſelben Tage 
in Eylau die Überwachung hat. Die Folge da⸗ 
von iſt, daß die Ausgaben in der einen Stadt nur 
300 M. betragen, während ſie ſich in der anderen 
vielleicht auf 900 M. belaufen. Ich habe mich dann 
weiter an den Herrn Regierungspräſidenten gewandt, 
er möchte es dann doch wenigſtens in die Hand nehmen, 
daß die Koſten für diejenigen Reiſen, die der Kreis⸗ 
tierarzt an dem Markttage zugleich im dienſtlichen 
Intereſſe ausführt vom Staate getragen werden. Der 
Herr Regierungspräſident hat mir hierauf einen Be— 
ſcheid zugehen laſſen, nach welchem es ſo ausſieht, als 
ob der Kreistierarzt von der Kommune nur diejenigen 
Koſten liquidieren ſoll, die er vom Staate nicht erſtattet 
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bitten, unſerm gemeinſamen Gefühl des Dankes gegen 
über dem Vorſtande Ausdruck zu geben, dafür, daß 
er fo ſorgfältig gearbeitet und eine fo reiche Tages- 
ordnung geſchaffen hat. Wir wollen insbeſondere dieſen 
Dank noch Herrn Stadtverordnetenvorſteher Mehrlein 
für die umſichtige Leitung der Verhandlungen aus⸗ 
ſprechen. Ich bitte Sie, ſich zum Zeichen dieſes Dankes 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht). 

Vorſitzender: Meine Herren! Ich danke Ihnen 
für die Nachſicht die Sie mit mir geübt haben. 

Ich ſchließe hiermit den zwölften weſtpreußiſchen 
Städtetag und bitte Sie, nun freundlichſt teilzunehmen 


an allem, was Ihnen die Stadt Zoppot heute und 
morgen bietet. 


Schluß 2¼ Uhr. 


Wir würden nunmehr zur 


Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des 
dreizehnten Htädtetages 
kommen. 

Sind hierzu Vorſchläge zu machen? Das geſchieht 
nicht, wir würden dann wohl wieder in die alte 
Reihenfolge eintreten, und ſoviel ich mich erinnere, 
würde Danzig daran ſein. (Zuruf: Überlaſſen wir 
das doch dem Vorſtande). Erhebt ſich gegen dieſen 
Vorſchlag ein Widerſpruch? Das iſt nicht der Fall. 
Dann wird es alſo Sache des Vorſtandes ſein, Ihnen 
mitzuteilen, wo und wann der nächſtjährige Städtetag 
ſtattfindet. 

Die Tagesordnung iſt erſchöpft. 

Bürgermeiſter Stachowitz-Thorn: Ehe der Vor⸗ 
ſitzende die Verhandlungen ſchließt, möchte ich Sie 


| 
| 
i 
| 


IV. Anlage zu Punkt 5 der Tagesordnung. 


Mluſterordnung. 


Grundſteuerordnung der Gemeinde N. 
Als amtliches Muſter mitgeteilt MB. 1899 S. 160; PVB. XXI S. 47. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung (Gemeindevertretung)b Dont ....... 
wird gemäß den 55 23, 25, 27 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (G. S. S. 152) für die 
Gemeinde ... . . . .. folgende Grundſteuerordnung erlaſſen: | 


§ 1. 

Von allen im Stadt-(Gemeindes)bezirfe belegenen bebauten und unbebauten Grundſtücken, joweit 
ihnen nicht nach 5 24 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 Befreiung von der Gemeindeſteuer 
vom Grundbeſitz zuſteht, wird eine Gemeindegrundſteuer nach den Beſtimmungen dieſer Steuerordnung 
erhoben. 

8 2. 


Der Beſteuerung wird der gemeine Wert der ſteuerpflichtigen Grundſtücke zu Grunde gelegt. 

Die Grundſteuer wird nach einem für jedes Steuerjahr durch Gemeindebeſchluß feſtzuſtellenden und 
in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machenden Satze von jedem Tauſend Mark des gemeinen Wertes der 
einzelnen Grundſtücke erhoben. 

§ 3. 

Der gemeine Wert kommt für die Beſteuerung nur mit drei Vierteln (der Hälfte) zur Anrechnung 
bei Gebäuden 

1. der Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, deren durch 
Statut beſtimmter Zweck ausſchließlich darauf gerichtet iſt, unbemittelten Familien geſunde 
und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angekauften Häuſern zu billigen 
Preiſen zu verſchaffen, und deren Statut die an die Geſellſchafter zu verteilende Dividende auf 
höchſtens vier Prozent ihrer Anteile beſchränkt, auch den Geſellſchaftern für den Fall der Auf— 
löſung der Geſellſchaft nicht mehr als den Nennwert ihrer Anteile zuſichert, den etwaigen Reſt 
des Geſellſchaftsvermögens aber für gemeinnützige Zwecke beſtimmt; 

2. der Arbeiter, Handwerker oder dieſen wirtſchaftlich gleichzuſtellender Perſonen, wenn die Gebäude 
dazu beſtimmt ſind, von ihnen ausſchließlich oder außer von ihnen ſelbſt nur von höchſtens 
zwei anderen Arbeiter-, Handwerker- oder dieſen wirtſchaftlich gleichzuſtellenden Familien bewohnt 
zu werden. 

§ 4. 


Die Feſtſtellung des gemeinen Wertes erfolgt für jedes Steuerjahr durch den Steuerausſchuß 
(Magiſtrat, Gemeindevorſtand). 

§ 5. 

Zum Zwecke der Veranlagung iſt jeder Eigentümer eines ſteuerpflichtigen Grundſtücks verpflichtet, 
auf die an ihn gerichtete ſchriftliche Aufforderung des Steuerausſchuſſes (Magiſtrats u. ſ. f.) über beſtimmte, 
für die Beſteuerung erhebliche Tatſachen innerhalb der ihm zu bezeichnenden Friſt Auskunft zu erteilen. 
Der Steuerausſchuß (Magiſtrat u. ſ. f.) it bei der Veranlagung an die Angaben des Steuerpflichtigen nicht 
gebunden. Wird die Auskunft beanſtandet, jo find dem Steuerpflichtigen vor der Veranlagung die Gründe 
der Beanſtandung mit dem Anheimſtellen mitzuteilen, hierüber binnen einer angemeſſenen Friſt eine weitere 
Erklärung abzugeben. 

. 8 6. 

Jeder Eigentümer eines ſteuerpflichtigen Grundſtücks hat dem Magiſtrat (Gemeindevorſtande) unter 
Vorlegung der betreffenden Urkunden oder ſonſtigen Nachweiſe binnen vier Wochen nach Eintritt der Ver— 
änderung Anzeige zu machen, 


1. wenn in dem Eigentum des Grundſtücks ein Wechſel eintritt, 
2. wenn bisher ſteuerpflichtige Grundſtücke in die Klaſſe der ſteuerfreien übergehen und umgekehrt, 


3. wenn Gebäude ueu erſtehen oder gänzlich eingehen, 

4. wenn beſteuerte Hausgrundſtücke in ihrer Subſtanz, insbeſondere durch das Aufſetzen oder Ab— 
nehmen eines Stockwerkes oder durch das Anbauen oder Abbrechen eines Grundſtückteiles, durch 
Vergrößerung oder gänzliche oder teilweiſe Abtrennung dazu gehöriger Hofräume und Gärten, 
oder beſteuerte unbebaute Grundſtücke durch Teilung oder Zuſammenlegung mit anderen bebauten 
oder unbebauten verändert werden. 

Š 7. 

Die nach dieſer Steuerordnung den Eigentümern der ſteuerpflichtigen Grundſtücke obliegenden Ver— 
pflichtungen liegen in gleicher Weiſe ihren geſetzlichen Vertretern (Vormündern, Pflegern, Vorſtehern von 
Korporationen, Aktiengeſellſchaften u. ſ. f.), ſowie den von den Eigentümern mit der Verwaltung der Grund— 
ſtücke beauftragten Perſonen ob. 8 8 


Die Steuerpflicht oder Steuererhöhung hinſichtlich neuerbauter oder in ihrer Subſtanz verbeſſerter 
Gebäude (8 6 Nr. 3 und 4) beginnt nach Ablauf des Rechnungsjahres, in welchem der Neubau bewohnbar 
oder benutzbar geworden oder die Verbeſſerung vollendet iſt. 

Im übrigen treten Ermäßigungen und Erhöhungen der Steuer infolge der in § 6 erwähnten Ver— 
änderungen mit dem erſten Tage des auf die Veränderung folgenden Monats in Kraft. Sind jedoch die im 
S 6 unter Nr. 2, 3 und 4 erwähnten Veränderungen nicht bis zu dieſem Tage in der vorgeſchriebenen 
Weiſe angezeigt, ſo tritt eine dadurch bedingte Ermäßigung oder Sa) von der Steuer erſt mit dem 
Tage des auf die Anzeige folgenden Monats in Kraft. 

Die hiernach erfolgenden Zugangs veranlagungen erfolgen für den Reſt des laufenden Rechnungs⸗ 
jahres nach den Beſtimmungen dieſer Steuerordnung. Im übrigen werden die im Laufe eines Rechnungs- 
jahres eintretenden Veränderungen im gemeinen Werte der ſteuerpflichtigen Grundſtücke erſt bei der nächſten 
Veranlagung berückſichtigt. 

§ 9. 

Für die Gemeindegrundſteuer haftet außer dem Eigentümer der Nießbraucher des ſteuerpflichtigen 
Grundſtücks. 

Mehrere Miteigentümer oder Nießbraucher desſelben Grundſtücks haften ſolidariſch. 

Die Beſtimmung im Abſatz 2 findet auch Anwendung, wenn das Eigentum einerſeits an Grund 
und Boden, andererſeits an den darauf errichteten Gebäuden verſchiedenen Perſonen zuſteht. 

Im Falle des Eigentumswechſels haftet außer dem neuen der bisherige Eigentümer bis zur Er— 
ſtattung der im § 6 vorgeſchriebenen Anzeige. 

§ 10. 

Veranlagte Grundſteuerbeträge können in einzelnen Fällen durch den Magiſtrat (Gemeindevorſtand) 
niedergeſchlagen werden, wenn deren zwangsweiſe Beitreibung die Steuerpflichtigen in ihrer wirtſchaftlichen 
Exiſtenz gefährden, oder wenn das Beitreibungsverfahren vorausſichtlich ohne Erfolg ſein würde. 

§ 11. 

Gegen die dem Eigentümer des ſteuerpflichtigen Grundſtücks durch beſondere Mitteilung bekannt zu 
machende Veranlagung ſteht dieſem innerhalb einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Mitteilung beginnen— 
den vierwöchigen Friſt das Rechtsmittel des Einſpruchs bei dem Magiſtrat (Gemeindevorſtand) und gegen 
deſſen Beſcheid innerhalb einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnenden zweiwöchigen 
Friſt die Klage bei dem Bezirks-(Kreis-)Ausſchuſſe offen. 

Einſpruch und Klage haben auf die Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung der veranlagten Steuer 
keinen Einfluß. | 

8 12. 

Die Steuer iſt in vierteljährlichen Beträgen in der erſten Hälfte des zweiten Monats eines jeden 
Vierteljahres zu entrichten. 

Rückſtände werden im . des Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben. 

§ 13. 

Wer eine ihm gemäß 58 5 bis 7 obliegende Auskunft oder Anzeige nicht rechtzeitig in der vorge— 
ſchriebenen Form erſtattet, wird, inſofern nicht nach beſtehenden Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 1 


eje Steuerordnung tritt am 1. April 19 — in Kraft. 
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Nach 


der im Stadtbezirke Marienwerder vom 1. April 1901 bis 1. April 1903 


unfer Vezugnahme 


Hröß - | Gebäude: | 
a on ſteuer⸗ Grunde | Gebäude- 
ne ! I uNutzungs⸗ ſteuer ſteuer 
Grundſtücke] Reinertrag wert 
nl Thal] ar Jam M. Jf. A 2 
16 71 — 1 000 — 19,50 
| = 180 — 720 
* 711 3857 0,69 146,20 
9,03 15 773 0,86 592,90 
4,95 | 11741 0,48 445,30 
752,58 | 18078 72,06 660,20 
5 132,87 21 480 12,73 780,90 
906,54 72 109 86,82 2652,20 
144,72 7 708 13,85 283,40 
23,07 6 005 2,23 228,10 
217,56 890 20,85 29,90 
18,96 4 557 1,82 138,70 
330 | 1204 0,32 45,60 
— 4 570 — 161,30 
81,69 1 10 7,82 72,80 
is = 10,80 
64,50 | 3277 6,17 105,80 
سن‎ 490 — 16,10 
12 12 03 93,48 240 8,95 9,60 
— H 57 8,16 = 0,78 en 
127 66 33,00 — 3,16 = 
1/87 173 48,54 = 4,65 = 
— 20 | 90 1,12 — 0,12 — 
— 31 15 8,07 = 0,77 = 
— 11/9 0,34 en 0,03 Be 
| 
x x 746,51 | 31152 71,52 | 1102,10 
ا ا ااا‎ — x I I 
1653,05 | 103 261 158,34 3 754,30 


Bezeichnung 
der Grundſtücke nach Lage 
und Beſchaffenheit. 


Früherer Artillerie-Pferdeſtall 
Arbeiter⸗Wohnhaus 


e * ي‎ 0. 


2 Geſchäftshäuſer und 3 Klein⸗ 


wohnhäuſee . . . 
13 Wohnhäuſer, meiſt mit kleinen 
Wohnungen 
12 Wohnhäuſer, meiſt in abge⸗ 
legenen Straßen 
17 Wohnhäuſer in mittelguter 
Straßenlage 
20 Wohnhäuſer in miitelguter 
Straßen lagghnhge 
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Grundſtücke, welche in der 


Steuer ermäßigt werden .. 


9 Grundſtücke in mittelguter Lage 

8 Grundſtücke in verſchiedener 
, لك ل اد‎ pit, la 

4 Grundſtücke in abgelegener Lage 

5 Grundſtücke mit mittleren 
Wohnungen ; 

2 Grundſtücke mit mittleren 
Wohnungen 

4 Game in guter Geſchäfts⸗ 


re 


Gründſtücke in verſchiedener 


Sage een 
Schmiede in guter Lage. 
Grundſtücke verſchiedener Art. 
Bäckerei in guter Lage 
ländliches Grundſtück von der 

Zuckerfabrik gekauft 
1 Bauplatz in guter Straßenlage 
Ackerſtück zum Friedhof . 
Enteignet für die Kleinbahn 
3% Übrundung des Grundſtücks 

2 Bauplätze an 1 
Straße 


50 ES welche in der 
Steuer erhöht werden 


| 


Laufende 


Nr. 


70—78 
79—86 


8-0 
91—95 


96—97 
98—101 


107 
108—111 
112 
113 


114 
115 
116 
117 
118 


lag : I . I 
102—106 I 
0 7 : 
Š cks 1: 
1 Ne 


Anlage. 


weiſung 


in andern Belt übergegangenen Grundſtücke und ihrer Steuerverhältniſſe 
auf den Kaufpreis. 


—— — . äüäü—q I سس اا ا‎ 
— n POQ7] . T 
—— P 


200% 4,1672 % ~ ] Der Kaufprei 
Zuſchlag zur 525 Spalte 10 ergibt] Der Kaufpreis 


100 bis 2700 
147,2 % 
im Durchſchnitt 


س مس تج م سجس r | — | wa Í‏ — 


1877831 | 7825,28 | 7825,28 


829429 | 2347,24 | 3456,39 12,7 bis 588 


100 17,62 „) Hier iſt unter Nutzungswert 
der doppelte Grundſteuer-Reinertrag 
addiert zum Gebäudeſteuer⸗Nutzungs⸗ 


wert zu verſtehen. 


1 | = it vom 
Kaufreis 0 preiſes gegen Spalte 9 in | Nutzungswerte“) Bemerkungen. 
betragen betragen das , 
M Jt 22 Prozenten ? fache 
3 000 39,00 12,50 32 94 Gebäude unbrauchbar. 
1 700 14,40 7,08 49,1 9,4 
38 340 293,78 159,77 53 bis 57 9,6 bis 10,4 Die beiden Geſchäftshäuſer find 
in der Zwangsverſteigerung 
189701 | 1187,52 790,52 61 „ 69 10,8 bis 16,9 erworben. 
159 200 891,56 663,42 70 „ 79 119 „ẽ 14,3 
300 651 | 1464,52 | 1252,87 80 „ 89 132 „ 12, 
355810 | 158726 | 1482,73 | 90 , 100 141 „ 18,7 
1048402 5 478,04] 4368,89 32 bis 100 9,4 bis 18,7 
79,7 % im 
Durchſchnitt 
Über 
148 250 594,50 | 617,79] 100 bis 109 16,4 bis 20,9 
127 900 460,66 53298 | 111 „ 119 195 „ 22,3 
30 440 101,50 126,85 121 „ẽ 127 21,7 „ 26,2 Darunter eine Ziegelei mit 
7,34 ha Land. 
92 613 281,04 385,93] 135 „ 139 12,7 „ 241 
32 000 91,84 133,35 | 143 und 150 | 260 „ 26,6 
118100 | 322,60] 492,15 | 151 bis 153 | 244 „ 26,9 
67 350 161,24 280,66 | 170 „ 178 31,7 „ 35,0 
10 000 21,60 41,67 193 29,4 
119 736 223,94 498,96 | 216 bis 239 33,1 bis 54,8 
21 500 32,20 89,60 272 
29 000 37,10 120,85 326 67,9 
1 500 1,56 6,25 400 91,9 
6 875 6,32 28,65 453 104,2 
13 677 9,30 56,99 613 140,9 
600 0,24 2,50 1041 267,9 28,7 Pf. pro qm. 
9 500 1,54 39,59 2572 588,6 3,05 M. pro qm. 
388 0,06 1,62 2700 570,6 2,00 M. pro qm. 
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x Vorſtandes des weſtpreußiſchen Städtetages 
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| Der in der ordentlichen Verſammlung des Städtetages vom 26. Auguſt 1902 in Graudenz qez 
| wählte Vorſtand hat ſich in einer an demſelben Tage abgehaltenen Sitzung konſtituiert und ſetzt ſich danach 
! zuſammen, wie folgt: 

Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig, Vorſitzender, 


Stadtverordnetenvorſteher Mehrlein-Graudenz, ſtellvertretender Vorſitzender, 
0 Stadtverordneter Münſterberg-Danzig, Kaſſeuführer, 
| Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee, Schriftführer, 
| Oberbürgermeiſter Elditt-Elbing | 

4 ° Bürgermeiſter BB 1i rb = Mariemverder Beiſitzer. 
° 1 Bürgermeiſter Müller: Dt. Krone 

Anstelle des Herrn Sandfuchs, deſſen Mandat als Schriftführer des Borjtandes des weſtpreußi— 
ſchen Städtetages durch ſeine Amtsniederlegung als Bürgermeiſter von Marienburg erloſchen war, iſt der 
bisherige Beiſitzer, Herr Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee, gewählt. An deſſen Stelle iſt Herr Bürger— 
meiſter Müller-Dt. Krone neu gewählt. 
i Auch das Mandat des allverehrten Vorſitzenden, des Herrn Oberbürgermeiſters Delbrück-Danzig, 
| it erloſchen, nachdem dieſer Ende Oktober 1902 von Seiner Majeſtät zum Oberpräſidenten der Provinz 
52 Weſtpreußen berufen worden iſt. 1 


Die Stelle des Vorſitzenden iſt mithin unbeſetzt. 


Die Reſolution des Referenten Herrn Stadtrates Toop-Danzig zu dem Berichte über die Durch— 
= Kubas des Geſetzes, betr. die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900, unter Berückſichtigung 
N der hierzu bisher ſeitens der Aufſichtsbehörden und Gerichte getroffenen grundſätzlich wichtigen Entſcheidungen 
1 S. 10 ff. der vorjährigen Aktenſtücke, it zur Ausführung gebracht, durch eine unterm 3. November 1902 
s. an den Herrn Miniſter des Innern gerichtete entſprechende Petition, unter Beifügung von 6 Exemplaren der 
gedruckten Aktenſtücke des weſtpreußiſchen Städtetages von 1902. 

Auch der Vortrag des Herrn Stadtrates Mitzlaff-Danzig über die Bedeutung der 55 5 und 14 
des preußiſchen Geſetzes betr. Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes für die Gemeinden 
mit öffentlichen Schlachthäuſern hat ſehr fruchtbringend gewirkt, weil daraus vielfach Material zu Petitionen 
an den Herrn Miniſter wegen Beſeitigung der Fleiſchnot in reichem Maße geſchöpft iſt. 

Die Aktenſtücke über die Verhandlungen des elften weſtpreußiſchen Städtetages vom 25. und 
26. Auguſt 1902 ſind den einzelnen Städten der za Weſtpreußen bereits im November 1902 J, 1 
4535/02 in üblicher Weiſe zugegangen. 


Der Deutſche Städtetag findet am 1., 2. und 3. September d. J. in Dresden ſtatt. 


Die Einziehung der Umlage für den zwölften weſtpreußiſchen Städtetag im Jahre 1803 in Zoppot 
iſt mittels Schreibens vom 19. April 1903 I, 1 1536/03 ins Werk geſetzt. 


Die Rechnung ſchloß zur Zeit der Berichterſtattung mit einem Beſtande von 610,00 Mk. ab. 


بح .= 


Die Kaſſenführung iſt in der im Geſchäftsbericht 1898/99 beſchriebenen Weiſe weitergeführt. Die 
Kaſſenanweiſungen für Ausgaben haben der Unterzeichnete und Herr Stadtverordneter Münſterberg 
vollzogen. 

Bezüglich des Punktes 4 der vorjährigen Tagesordnung des weſtpreußiſchen Städtetages: 


we. .. 


„Bericht der Kommiſſion zur Gründung eines Ruhegehaltskaſſenverbandes für die Kom— 
munalbeamten“ f I 
wird Herr Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone bei Punkt 8 der diesjährigen Tagesordnung referieren. 
Weiteres war zur Ausführung der vorjährigen Beſchlüſſe nicht zu veranlaſſen. 
Zur ſtenographiſchen Aufnahme der Verhandlungen des diesjährigen weſtpreußiſchen Städtetages iſt 
der in den Vorjahren bereits tätig geweſene Parlamentsberichterſtatter wiedergewonnen. 


Graudenz, den 23. Juli 1903. 


Der Vorſtand des weſtpreußiſchen Itädtetages. 
J. A. 


H. Me hrlein, 


Stadtverordnetenvorſteher. 
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